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„ Fakten hören  
nicht auf zu 
existieren, weil  
sie ignoriert  
werden.“ 
ALDOUS HUXLEY
Liebe Leserinnen, liebe Leser,
mit „K 19“ freuen wir uns, Ihnen das zweite Jahrbuch 
des Kompetenzzentrum Naturschutz und Energie-
wende zu präsentieren. Die vielen positiven Reakti-
onen auf unser erstes Jahrbuch lassen uns hoffen, 
dass auch diese Ausgabe auf Ihr Interesse stoßen 
wird. So vielfältig, wie die Artikel und die Themen-
breite, ist auch die Autorenschaft. Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des KNE kommen ebenso zu Wort, 
wie Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die wir angesprochen haben und die 
unserer Einladung zur Mitarbeit gefolgt sind, aber auch Autoren, mit denen uns eine 
lange und gute Zusammenarbeit in der Praxis verbindet.
„K 19“ widmet sich dem „Naturschutz in der Energiewende“, also dem zentralen 
Thema in der Arbeit des KNE, dessen Aufgabe es ist und bleibt, zur Versachlichung 
von Debatten beizutragen und fachliche Unterstützung zu geben, damit Konflikten in 
der Energiewende vorgebeugt werden kann bzw. diese gelöst werden können.
Besonders freut es uns, dass die Vorsitzenden bzw. Präsidenten der drei großen 
deutschen Umweltverbände Bund für Umwelt und Naturschutz (BUND), Naturschutz-
bund Deutschland (NABU) und Deutscher Naturschutzring (DNR) gern unserer Bitte 
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gefolgt sind, sich gemeinsam zu den Forderungen des Naturschutzes an die Energie-
wende zu äußern. Dies vor dem Hintergrund, dass uns vor dem Zeithorizont der Ener-
giewende bis zum Jahr 2050 noch große Eingriffe in Natur und Landschaft bevor-
stehen. Es würde uns freuen, wenn in den nächsten Ausgaben auch andere Akteurs-
gruppen ihre Sicht auf den Naturschutz in der Energiewende darlegen würden.
Interessant ist der Beitrag, der einen Ausflug in das ferne Japan macht und hier 
auch in japanischer Sprache vorliegt. Professor Maruyama zeigt auf, vor welchen 
Herausforderungen dieses Land bei der Umsetzung seiner Energiewende steht, 
und welche Lösungsansätze dort entwickelt werden, insbesondere auch, um den 
Naturschutzaspekten besser gerecht zu werden, und um mehr Akzeptanz für die 
erneuerbaren Energien zu erreichen. Auch einen Beitrag zu unserem Nachbarn 
Frankreich finden Sie in dieser Ausgabe. Er befasst sich mit dem Rückbau von Wind-
rädern, der in den nächsten Jahren an Relevanz gewinnen wird.
Besonders am Herzen liegt der Redaktion der vorausschauende Blick auf neue 
und neueste technologische Entwicklungen und auf die Naturschutz-Frage- 
stellungen, die sich mit diesen möglicherweise verbinden werden. Unser Beirats-
mitglied Prof. Staiß und Maike Schmidt vom Zentrum für Sonnenenergie- und 
Wasserstoffforschung Baden-Württemberg geben Ihnen dankenswerter Weise 
einen interessanten Einblick in die neusten Entwicklungsansätze im Wind- und 
Solarbereich.
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Meine spezielle Empfehlung gilt dem Beitrag von Jonas Heid zum Thema „Energie-
quelle Meeresströmungen“. Hier können Sie einen spannenden Blick auf einen 
neuen technologischen Ansatz werfen und auf all die Fragen und Probleme, die sich 
mit der Nutzung dieser Technologie verbinden (können).
Die „K 19“-Redaktion dankt allen Autorinnen und Autoren sehr herzlich für Ihre 
Mitarbeit. Unseren Leserinnen und Lesern wünschen wir eine spannende und unter-
haltsame Lektüre. 
Wenn Sie wollen, lesen wir uns wieder in Ausgabe „K 20“, zu der wir die Arbeit 
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Was der Naturschutz  
in der Energiewende  
bis 2050 (er)fordert
VON Prof. Dr. Kai Niebert, Olaf Tschimpke




Eine vollständige Versorgung mit Strom aus erneuer-
baren Energien im Jahr 2050 ist notwendig und 
möglich. Der damit einhergehende Umbau des 
Wirtschafts- und Energiesystems wird Mensch, 
Natur und Landschaft beeinflussen. Dabei muss klar 
sein: Eine nachhaltige Energiewende kann nur im 
Einklang mit der Natur gelingen. Deswegen braucht es grüne 
Leitplanken für eine gelungene Energiewende. Die Vorsitzenden 
bzw. der Präsident von BUND, NABU und DNR fassen in ihrem 
gemeinsamen Debattenbeitrag die Forderungen des Naturschutzes 
an die Energiewende zusammen.
 
 
Ende des Jahres 2015 wurde auf dem Pariser Klimagipfel ein neues internationales Klimaschutz-abkommen verabschiedet. Zu den wichtigsten Zielen des Abkommens zählen die völkerrechtlich verbindliche Zielsetzung, die globale Erwärmung 
auf deutlich unter 2 Grad Celsius zu begrenzen und Anstren-
gungen für eine Begrenzung auf 1,5 Grad zu unternehmen 
(UNFCCC 2015). Größter 
Treiber der menschenge-
machten Klimastörung ist die 
Verbrennung fossiler Kohlen-
stoffe und der daraus resultie-
rende Kohlenstoffdioxid(CO2)- 
Ausstoß. Deshalb können die 
Störungen des Klimasystems 
nur dann wirksam begrenzt 
werden, wenn der Energie- 
und Ressourcenverbrauch umfassend reduziert und bei der 
Energienutzung auf fossile Energieträger verzichtet und statt-
dessen auf erneuerbare Energieträger gesetzt wird. 
 » Zur Erreichung der  
Klimaziele ist eine 
Emissions minderung  
von mindestens  
95 Prozent notwendig.
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VERRINGERUNG DES CO2-AUSSTOSSES























Anteil bei Strom, 
Wärme und Verkehr 




Deutschland will diesen internationalen Ver- 
pflichtungen Rechnung tragen, indem es bis 
zum Jahr 2020 seinen Treibhausgasaus-
stoß um mindestens 40 Prozent gegen-
über 1990 verringert. Bis zum Jahr 
2050 wird eine Emissionsreduzierung 
um 80 bis 95 Prozent gegenüber 
1990 angestrebt. Aktuelle Prognosen 
legen nahe, dass die Treibhausgas-
minderung bis 2020 nicht bei 
40 Prozent, sondern lediglich bei 
rund 32 Prozent (BMU 2017) liegen 
wird, sofern nicht kurzfristig substan-
zielle Klimaschutzmaßnahmen einge-
leitet werden. Insbesondere der Kohle-
ausstieg muss vorangebracht und die 
dreckigsten Kraftwerke müssen kurzfristig 
stillgelegt werden, um mindestens 100 Giga-
tonnen CO2 einzusparen. 
Zur Umsetzung der Ziele des Pariser Klima-
schutzabkommens in Deutschland ist jedoch 
eine Nachschärfung der Klimaziele bis 2050  
auf eine Emissionsminderung von mindestens 
95 Prozent zwingend erforderlich. Da in einigen 
Sektoren prozessbedingte Emissionen unvermeidbar 
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13,3 %
5,2 %
sind, wird dieses Ziel insbesondere für die naturverträgliche 
Stromerzeugung eine hundertprozentige Deckung durch 
erneuerbare Energien bedeuten müssen. Damit einhergehen 
müssen eine massive Verringerung unseres Energie- und 
Ressourcenverbrauchs sowie bedeutsame Effizienzsteigerungen 
in der Energiewirtschaft, in den Haushalten, der Industrie, dem 
Gewerbe, in Handel und Dienstleistungen, besonders aber auch 
im Verkehr. Der Schlüssel zu einer naturverträglichen und 
klimaschonenden Energieversorgung liegt einerseits in der 
weitgehenden Elektrifizierung derjenigen Bereiche, die heute 
noch stark auf den Einsatz fossiler Energieträger setzen, und 
andererseits im naturverträglichen Ausbau der erneuerbaren 
Energien. Für Prozesse und Anwendungen, in denen eine 
Elektrifizierung nicht möglich ist, müssen (größtenteils) mit 
Strom aus erneuerbaren Energien synthetisierte Energieträger 
(z. B. Power-to-Gas) zum Einsatz kommen. 
Generationenaufgabe Energiewende 
Die Energiewende ist eines der zentralen Elemente, um die 
Klimaschutzziele auf nationaler und globaler Ebene zu erreichen. 
Neben dem Klimawandel erfordert auch die Zukunftsgestaltung 
unter Aspekten wie Humanität, Stabilität, Gerechtigkeit, Ver- 
fügbarkeit und nachhaltiger Nutzung von Ressourcen eine 
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konsequente Wende hin zu den erneuerbaren Energien.  
Gerade in Bezug auf die Transformation des Energiesektors 
nimmt Deutschland eine internationale Vorreiterrolle ein, die 
vom Rest der Welt als mögliches Musterbeispiel angesehen wird. 
Ziel muss es daher sein, die Energiewende als zentrales Element 
einer nachhaltigen Entwicklung so umzusetzen, dass sie neben 
der ökonomischen Machbarkeit die ökologischen und sozialen 
Ziele gleichermaßen erreicht. Vor diesem Hintergrund ist es 
zwingend, den Ansatz der Naturverträglich-
keit als integralen Bestandteil der gesamten 
Energiewende zu verankern. 
Der Begriff der Energiewende wird in 
Deutschland synonym für den Ausbau 
erneuerbarer Energien zur Stromerzeugung 
genutzt. Im Jahr 2017 wurde im Stromsektor 
ein Anteil von rund 36 Prozent durch erneu-
erbare Energien bereitgestellt, davon 
wurden 48 Prozent durch Windenergie 
erzeugt, 18 Prozent durch Photovoltaik 
(AGEB 2018). Es ist also schon viel erreicht, 
aber es liegt auch noch ein erheblicher, 
weiterer Ausbau der erneuerbaren Energien 
vor uns, bis unser Strom zu 100 Prozent aus 
erneuerbaren Energien gedeckt wird. 
Die Energiewende bedeutet mehr als 
Stromwende – erst recht, wenn es darum 
geht, die Klimaschutzziele zu erreichen. Der Wärmemarkt hat 
mit 40 Prozent den größten Anteil am Endenergieverbrauch 
Deutschlands und bietet damit großes Potenzial, CO2-Emis-
sionen zu reduzieren. Da der Anteil der erneuerbaren Energien 
im Wärmebereich bisher bei lediglich 13,3 Prozent liegt,  
muss hier massiv ausgebaut werden in den nächsten Jahren. 
Gleichzeitig liegen im Wärmemarkt große Suffizienz- und 
Effizienzpotenziale. Diese gilt es zu heben und verbindlich zu 
regeln, um den Energiebedarf drastisch zu senken. Noch viel 
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stärker ist bislang der Verkehrsbereich von 
fossilen Energieträgern abhängig. Dort liegt  
der Anteil der erneuerbaren Energien bisher 
nur bei 5,2 Prozent. 
Der grundlegende Umbau unseres Energie-
systems hin zur nachhaltigen Wirtschaftsweise 
ist eine der wichtigsten Rahmenbedingung zur 
Erreichung der Klimaschutzziele. Es ist zu 
erwarten, dass wir trotz aller Bemühungen, Energie sparsam 
und effizient zu verwenden, durch Elektrifizierung weiterer 
Sektoren mit einem vergleichbaren oder höheren elektrischen 
Energiebedarf im Vergleich zum aktuellen Verbrauch rechnen 
müssen. Einer aktuellen Studie des WWF (2018) zufolge muss 
die aktuelle regenerative Nettostromerzeugung von heute  
218 Terawattstunden (TWh) um 250 Prozent auf mehr als 700 TWh 
STROMVERBRAUCH UND AUSBAU
Brutto-Stromverbrauch und Ausbau der regenerativen  
Stromerzeugungskapazitäten, 1990–2050 (Quelle: WWF 2018) 








historisch (in beiden Szenarien identlich)
Energiewende-Referenz
Fokus Solar
* ohne Eigenverbrauch der Kraftwerke
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im Jahr 2050 gesteigert werden. Der Zubau wird dabei ganz 
wesentlich durch die kostengünstigsten Erzeugungstechnolo-
gien Windenergieanlagen an Land und auf See sowie durch  
die Photovoltaik erbracht.
Zur Deckung dieses Bedarfs ist der weitere Ausbau der 
erneuerbaren Energien notwendig und wird zweifelsohne zu 
einem weiteren, erheblichen Druck auf Natur und Landschaft 
führen. Schon heute erleben wir in einigen Regionen, dass 
durch Fehlplanungen und schlechte Steuerung der Ausbau der 
erneuerbaren Energien den Zielen des Naturschutzes zuwider-
läuft. Ohne optimale Nutzung bestehender Daten zu Natur- und 
Umwelt, fundierte Grundlagenerhebung, gute Planung und 
sorgfältige Standortauswahl werden diese Konflikte mit dem 
weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien zunehmen. 
 » Der g rundlegende Umbau unseres 
 Energiesystems hin zur nachhaltigen 
 Wirtschaftsweise ist eine der  
wichtigsten Rahmenbedingungen zur  
Erreichung der  Klimaschutzziele.
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Naturverträglichkeit als Voraussetzung
Der globale Temperaturanstieg hat unmittelbare Auswirkungen 
auf Flora und Fauna sowie auf deren systematischen Zusam-
menhänge und die Leistungsfähigkeit für den Menschen.  
Gut geplanter und effektiv umgesetzter Klimaschutz ist folglich 
ein wesentlicher Beitrag zum Natur- und Artenschutz.
Ein Fortschreiten der Klimakrise beschleunigt den fort-
schreitenden Verlust der biologischen Vielfalt, der die plane-
taren Grenzen längst überschritten hat (Steffen et al. 2015).  
Eine nachhaltige Ökonomie – inklusive der naturverträglichen 
Energiewende – muss innerhalb dieser planetaren Grenzen und 
Zusammenhänge als ihr Handlungsspielraum eingebettet sein. 
Das Maß des wirtschaftlichen Wachstums ist im Sinne dieser 
nachhaltigen Ökonomie einzugrenzen (Rockström 2009), da 
biologische Vielfalt auch mit dem Blick auf die durch sie gene-
rierten natürlichen Ressourcen als nicht ersetzbar angesehen 
werden muss. 
Die planetaren Belastungsgrenzen zeigen: Die Grenzen  
beim Klimawandel, bei der Biodiversität, der Landnutzung  
und der Überdüngung sind durch den Einfluss des Menschen 
bereits überschritten. In Kumulation mit anderen Belastungen 
der Biodiversität wie Klimawandel, Flächenverbrauch, 
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Agrarindustrie, Umweltgifte usw. wird dem naturverträglichen 
Ausbau der Energiewende deshalb künftig noch viel stärker  
eine entscheidende Aufgabe beim Erhalt der Artenvielfalt 
zukommen. 
Die wohl wichtigste Botschaft des Modells der planetaren 
Belastungsgrenzen ist: Die ökologischen Herausforderungen 
des globalen Wandels lassen sich nicht gegeneinander aus -
spielen. Weder können wir das Klima auf Kosten der Artenviel-
falt retten, noch können Flächennutzungen und Klimawandel 
voneinander getrennt betrachtet werden. Der Ausbau der 
erneuerbaren Energien muss daher überall, auch international, 
PLANETARE GRENZEN





















Sicher: innerhalb der Grenzen
Landnutzungs- 
wandel
Erhöhtes Risiko von gravierenden Folgen Grenze noch nicht definiert
Hohes Risiko von gravierenden Folgen




dass die Integrität 
aller Ökosysteme 




im Einklang mit den Zielen des Naturschutzes erfolgen, um  
die biologische Vielfalt und ihre vielfältigen Funktionen für  
den Menschen auch für kommende Generationen zu sichern. 
Gleichzeitig muss sichergestellt werden, dass durch Maß -
nahmen zur Reduzierung des Treibhausgasausstoßes die 
Anpassungs- und Funktionsfähigkeit der Natur nicht zusätzlich 
gefährdet wird und Naturschutz seinen aktiven Klimaschutz 
leisten kann. Im Pariser Klimaabkommen wurde hierzu fest-
gelegt, dass die Integrität aller Ökosysteme und der Erhalt der 
biologischen Vielfalt bei allen Maßnahmen, die gegen den 
Klimawandel ergriffen werden, zu garantieren ist. In der Konse-
quenz bedeutet das Klimaabkommen von Paris nichts weniger, 
als dass weltweit eine naturverträgliche Energiewende einge-
leitet werden muss.
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Veränderung der Energieinfrastruktur 
Die Transformation unserer Stromerzeugung auf ein System, 
das weitgehend auf Wind- und Solarenergie beruht, führt zu 
enormen Herausforderungen. Die erneuerbare Stromerzeu-
gung wird sehr viel stärker auf 
die Fläche verteilt sein und ist 
durch die Abhängigkeit vom 
regional unterschiedlichen, vor 
allem aber variablen Angebot 
an Wind- und Solarenergie 
charakterisiert. Der Umbau  
hat damit auch weitreichende 
Folgen für die Energieinfra-
struktur. Die Stromnetze 
müssen sich in ihrer Entwick-
lung auf allen Spannungs-
ebenen den Erfordernissen  
der Energiewende anpassen. 
Der Ausbau muss aber aus 
ökologischen und ökonomi-
schen Gründen auf das tech-
nisch Notwendige begrenzt 
werden. Das Hauptziel der 
Netzentwicklung der nächsten 
Jahre sollte sein, die Netze auf Basis aktueller Technologien und 
der neuen Möglichkeiten zur Verarbeitung großer Datenmengen 
in Echtzeit besser auszulasten als bisher. 
Durch die zunehmend dezentralen Erzeugungsstrukturen  
für erneuerbare Energien müssen auch die Verteilnetze auf 
neue Anforderungen vorbereitet werden. Weil die aktuelle 
Leitungskapazität der Verteilnetze nicht ausreicht, können 
Engpässe im Netz entstehen, die einen Um- und Ausbau 
erforderlich machen. Durch neue oder höhere Freileitungen 
 » Das Hauptziel der 
Netzentwicklung  
sollte sein, die Netze 
auf Basis aktueller 
Technologien und der 
neuen Möglichkeiten  
zur Verarbeitung 
 großer Datenmengen  
in Echtzeit besser  
 auszulasten als  bisher.
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kann das direkte Lebensumfeld von Menschen beeinträchtigt 
werden, gleiches gilt für Windenergieanlagen. 
Wie die Energiewende gelingt, wird sich auch daran ent- 
scheiden, wie die sich dadurch verändernden Landschaften 
empfunden werden. Die Energiewende genießt hohe Zustim-
mung. Große Akzeptanz für neue Windenergieanlagen finden 
sich dabei in Gegenden, in denen schon Windräder stehen –  
und in denen die Menschen in die Planungen einbezogen  
waren. So werden in Ostdeutschland Windparks eher abgelehnt, 
weil dort oft anonyme Investoren auftreten. Hohe Akzeptanz 
finden hingegen genossenschaftliche Projekte. Hier bleibt  
die Wertschöpfung vor Ort, die Menschen teilten sich Lasten 
und Gewinne.
Für die Akzeptanz vor allem von Windenergieanlagen sind 
nach allen Erfahrungen entscheidend die Qualität der über-
örtlichen Standortfindung durch Regionalplanung, das heißt 
Windkraft nach Plan unter Ausschluss zum Beispiel von lokalen 
Die Transformation 
unserer Strom- 
erzeugung auf  











Natura-2000-Gebieten, sowie die Umsetzung durch Energie-
genossenschaften unter Einbindung der Kommunen. Gleich-
zeitig wäre es wichtig, die Ausgleichszahlungen für neue Anlagen 
dazu zu nutzen, vorhandene Belastungen wie Verteilnetz-Strom-
leitungen durch Verkabelung zu reduzieren.
Auch Lebensräume für Tiere und Pflanzen verändern sich 
durch Masten, Schneisen und Erdkabeltrassen. Die vorhandene 
Infrastruktur für fossile Energieträger (vor allem das Erdgasnetz) 
sollte bei der Netzplanung berücksichtigt und an die Bedürf-
nisse erneuerbarer, nicht fossiler Energieträger angepasst 
werden. Synthetisch hergestellte Gase können dabei genauso 
wie Wärmenetze Speicherfunktionen übernehmen, da diese 
nicht ausschließlich von Batterien geleistet werden können.
Auch Lebensräume 
für Tiere und 
Pflanzen verändern 
sich durch Masten, 
Schneisen und 
Erdkabeltrassen.
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Kernelemente Energieeinsparung  
und Energieeffizienz 
Kernelemente der Energiewende sind Energieeinsparung  
und Energieeffizienz. Um einen umwelt- und naturverträglich 
tragfähigen Ausbau der Erneuerbaren zur gewährleisten,  
bedarf es mindestens der Halbierung des Energieverbrauchs 
bestehender Anwendungen bis spätestens 2050. Nur so kann 
ein rascher und ressourcenschonender Ausbau der erneuer-
baren Energien gelingen und konkret der Flächenverbrauch 
minimiert werden. Durch die intelligente Kombination von 
Energieeffizienz und erneuerbaren Energien können die Energie- 
und Wärmewende kostengünstig und sozial verträglich umge-
setzt werden. Dafür sind neue ordnungsrechtliche Rahmenbe-
dingungen und Finanzierungssysteme sowie eine unabhängige 
Koordination der Maßnahmen notwendig.
Bei der energetischen Gebäudesanierung sollten Sanierungs-
fahrpläne für alle Gebäude erstellt und mit lokalen Wärmenut-
zungsplänen verbunden werden. Durch eine Gebäudewert-
erhaltungsrücklage, die Aufteilung von Modernisierungskosten 
nach dem Drittelmodell und die Förderung von Contracting lassen 
sich bestehende Hemmnisse der Wärmewende überwinden. 
Das Stromsystem flexibler gestalten
Das Stromsystem muss flexibler werden, um den fluktuierenden 
Leitenergieträgern Wind und Sonne steuerbaren Ausgleich zu 
bieten. Dazu gibt es schon heute eine Vielzahl an Optionen.  
Die Technik der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) spielt hierbei eine 
wichtige Rolle, wenn sie künftig gasbasiert und flexibel die 
Spitzenlast liefert bzw. als Back-Up-Kapazität dient. Der Vorteil 
der KWK besteht auch darin, dass sie einerseits die eingesetzte 
Energie hocheffizient nutzt und andererseits Strom- und 
Wärmewende verbindet. Ein zunächst erhöhter Verbrauch von 
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Wenn die Kraft-Wärme-Kopplung künftig gasbasiert und flexibel die Spitzenlast liefert bzw. als 
Back-Up-Kapazität dient, kann sie den fluktuierenden Leitenergieträgern Wind und Sonne 
steuerbaren Ausgleich bieten.
Erdgas zur Stromerzeugung kann im Gebäudesektor durch eine 
gesteigerte Effizienz eingespart werden, ohne Importe zu 
erhöhen. Längerfristig muss Gas aus erneuerbaren Energien  
in KWK-Anlagen eingesetzt werden. Weitere zentrale Flexibili-
tätsoptionen sind das Lastmanagement, Batteriespeicher, 
naturverträgliche Speicherkraft- und Pumpspeicherwerke sowie 
das Gasnetz und die bestehenden Gasspeicher. Die Kopplung 
des Strom-, Wärme- und Mobilitätssektors wird zusätzliche 
Flexibilität im Gesamtsystem schaffen, erhöht aber auch den 
Koordinierungsaufwand.
Dezentrale Energie in der Hand  
von Bürgerinnen und Bürgern 
Das große Engagement und die Investitionen der Bürgerinnen 
und Bürger haben bisher maßgeblich zum Erneuerbaren- 
Ausbau beigetragen und sind künftig sogar noch entscheiden-
 der, um das „Gemeinschaftsprojekt Energiewende“ umzusetzen 
und die hohe Akzeptanz zu erhalten.
Hierzu braucht die Bürgerenergie auch in Zukunft Förder-
bedingungen, die sie ihre Projekte sicher realisieren lässt. 
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Insbesondere die bisherigen staatlich 
festgelegten Einspeisevergütungen für 
Strom aus erneuerbaren Energien können 
das gewährleisten und sollten für dezent-
rale Erzeugungsformen erhalten werden. 
Die Energiewende erfordert zudem neue 
Instrumente, um sie verbrauchsnah und 
regional verankert zu gestalten. Regionale 
Stromvermarktungskonzepte sind ebenso 
zuzulassen und zu fördern wie die Eigenstromnutzung durch 
Mieterinnen und Mieter. Die Energiewende muss zu einem 
Gesellschaftsprojekt werden, an dem Bürgerinnen und Bürger 
sowie Kommunen partizipieren und von dem sie profitieren 
können.
Naturverträglicher Ausbau  
der erneuerbaren Energien 
Die Naturverträglichkeit des Ausbaus erneuerbarer Energien 
und insbesondere die Minderung von Flächeninanspruch-
nahmen sind entscheidend für den langfristigen Erfolg der 
Energiewende. Die Studie des WWF (2018) belegt, dass ausrei-
chend Flächen für die naturverträgliche Realisierung einer 
Vollversorgung mit erneuerbaren Energien vorhanden sind. 
Dafür bedarf es allerdings der kontinuierlichen Weiterentwick-
lung und Verbesserung planerischer Steuerungselemente, einer 
strategischen Standortwahl und übergeordneter Abschätzungen 
von Flächenverfügbarkeiten, um Konflikte vorab zu minimieren, 
sowie neuer Instrumente, um bestehende Belastungen und 
Erträge aus der Energieerzeugung gerechter zu verteilen. Auch 
für den Naturschutz gilt dabei das Gebot der Sektorenkopplung: 
unvermeidbare Schäden durch die Erzeugung erneuerbarer 
Energien müssen systematisch auch durch verbesserten Natur-
schutz in anderen Bereichen ausgeglichen werden.
 » Die Energie-
wende muss  
zu einem  
Gesellschafts- 
projekt werden. 
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Windenergie
Wichtiges Kriterium ist,  
die biologische Vielfalt und 
besonders die durch erneu-
erbare Energien gefährdeten 
Arten und ihre 
Lebensräume 
national und regi-
onal zu erhalten. 
Das bedeutet für die 
Windenergie, dass negative 
Auswirkungen auf Natur und 
Landschaft zu minimieren 
sind und nach naturverträg-
lichen Kriterien in Vorrang-
gebieten ausgebaut wird. 
Um dies zu gewährleisten, 
sollten für den Ausbau von 
Windenergieanlagen 
zunächst schon belastete 
Flächen herangezogen 
werden.
 » Naturverträglichkeit im Zusammenhang 
mit erneuerbaren Energien bedeutet,  
dass der Ausbau der erneuerbaren  
Energien im Einklang mit den Zielen des  
Naturschutzes erfolgen muss:
Solarenergie
Für die Solarenergie liegen  
im städtischen Gebiet große 
Potenziale, die vorrangig 
genutzt werden müssen:  
Die Nutzung von Solarenergie 
auf Dächern und an 
Fassaden schont Natur und 
Landschaft, da sie kaum 
zusätzliche Flächen in 
Anspruch nimmt. Sie ist 
darüber hinaus bürgernah 
und kann auch dazu 
beitragen, die Akteursvielfalt 




anlagen liegt je 
nach Sonnenein-
strahlung bei Dachanlagen 
bis zu viermal höher als 
auf Freiflächen. 
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Biomasse
Biomasse wird vor allem für 
die Ernährung oder künftig 
auch stärker noch als 
Baumaterial gebraucht. 
Energiemais oder Energie-
holz stehen so in Konkur-
renz mit höherwertigeren 
Nutzungsmöglich-
keiten. Bei einem 
energetischen 
Einsatz von Biomasse 
müssen somit 
vorrangig Rest- und 
Abfallstoffe am Ende der 
Verwendungsketten genutzt 
werden. Bei Verwendung 
von Anbaubiomasse sind 
mehrjährige Kulturen  
von Blüh- und Wildpflanzen 
anstelle von Mais einzu- 
setzen. 
Wasserkraft
Die Potenziale der Nutzung der 
Wasserkraft sind in Deutschland 
weitgehend ausgeschöpft.  
Die Wasserkraft kann und darf 
deshalb nicht weiter ausgebaut 
werden, da der Gewässerschutz und 
die Durchgängigkeit der Gewässer 
Vorrang haben. Ausgenommen ist die 
Modernisierung von Bestandsan-
lagen mit Verbesserung der Gewäs-
serökologie. Hinzu kommt, dass die 
Nutzung der Wasserkraft sich 
aufgrund des veränderten 
Wasserangebots als Folge 
des Klimawandels ändern 
wird. Fraglich ist außer-
 dem, ob der in Deutsch-
land oft nur geringe Energieertrag  
im Verhältnis zu den Eingriffen in  
die Landschaft aus Naturschutzsicht 
gerechtfertigt ist.
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Anforderungen an den Ausbau  
der Windenergie
Bisher wurde in kaum einem anderen Land der Welt ein so 
intensiver Ausbau der Windenergie durchgeführt wie in 
Deutschland. Zugleich wurden in Genehmigungsverfahren und 
weiteren Untersuchungen die Risiken insbesondere für Vögel 
und Fledermäuse untersucht. Die Ergebnisse hängen stark vom 
Standort der Windenergieanlagen und den jeweils potenziell 
betroffenen Arten ab. Wesentlichen Einfluss haben vor allem die 
Qualität der Untersuchungen in den Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren, das Monitoring sowie die effektive Leistungs-
fähigkeit der Kompensation von unvermeidbaren Schäden. 
Lokal sind negative Wirkungen 
auf Natur und Landschaft  
nicht vollständig zu vermeiden. 
In Deutschland gibt es aber 
keinen Nachweis bundesweiter 
Bestandsgefährdungen durch 
Windenergieanlagen an Land. 
Verbesserte Qualitätssicherung 
bei der Planung und Genehmi-
gung, die Entwicklung und 
Umsetzung von bundesweiten 
Methoden- und Bewertungs-
standards und Leitfäden für die Praxis müssen ebenso ausge-
baut werden, wie die weitere Forschung, die Bündelung der 
Einzelergebnisse und ein wesentlich verbessertes bundesweites 
Monitoring betroffener Arten. 
Im Wald sind Windenergieanlagen häufig problematisch.  
Aus Naturschutzsicht sind für die Windenergienutzung allein 
intensiv forstwirtschaftlich genutzte Wälder geeignet, vor allem 
naturferne Fichten- und Kiefernforsten. Naturschutzgebiete, 
Nationalparke, Natura 2000-Waldgebiete sowie Wälder mit 
altem Laubbaumbestand sind grundsätzlich von der Nutzung 
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auszunehmen. Bezogen auf das erforderliche Potenzial der 
Windenergie liegen genügend andere Flächen ohne besondere 
Beeinträchtigungen des Naturschutzes vor und sollten prioritär 
für die Windenergie ausgewiesen werden. Bei der Planung sind 
die Anforderungen des EU-Rechtes zum Schutz von Lebens-
raumtypen und windenergiesensiblen Arten einschließlich der 
kumulativen Effekte strikt zu beachten. Abhängig vom Techno-
logiemix und der Regionalisierung nimmt der Ausbau der 
Windenergie an Land und der Photovoltaik in einer Studie des 
WWF (2018) bis zu 2,5 Prozent der Landesfläche in Anspruch. 
Die Flächeninanspruchnahme für die Nutzung von Windenergie 
lässt sich demzufolge selbst in Regionen mit besonders hohem 
Zubau-Potenzial grundsätzlich naturverträglich realisieren. 
In detaillierten Studien sind die Auswirkungen auf spezielle 
Tierarten zu erfassen. Dabei sind Daten und Fakten von beste-
henden Anlagen zu verwerten. Infrastrukturell bereits belastete 
Flächen sollen vor unbelasteten Flächen ausgewählt werden. 
Sofern technische Schutzmaßnahmen nicht ausreichen, ist von 
der Möglichkeit der Abschaltung in den Hauptgefährdungs-
zeiten Gebrauch zu machen.
Im Wald sind Windenergieanlagen häufig problematisch. Allein intensiv forstwirtschaftlich genutzte 
Wälder sind geeignet, vor allem naturferne Fichten- und Kiefernforsten. 
l EI t pl a Nk EN f üR E INE N at uR v ER t R äg l IchE ENERg IE w ENDE  
|
  29
Naturschutzfachlich ist der Ausbau der Windenergie im Wald 
grundsätzlich besonders kritisch zu bewerten, und Offenland-
standorte sind immer zu bevorzugen. Windenergieanlagen im 
Wald sollten nur dann geplant werden, wenn regional andere 
Flächen bezogen auf das Ausbauziel nicht ausreichend bereit-
stehen. Die Windenergienutzung im 
Wald darf nicht dem Umbau der 
Wälder zu einer naturnahen Wald-
wirtschaft entgegenstehen.
Fazit 
Eine Vollversorgung mit erneuer-
baren Energien ist naturverträglich 
möglich und unverzichtbar. Die der- 
zeitige Stromerzeugung von 218 TWh 
erneuerbare Energien muss bis 
2050 auf rund 700 TWh angehoben 
werden. Diese gewaltige Transfor-
mation setzt erhebliche Verbesse-
rungen von Planung, Beteiligung und 
Standortauswahl, des Qualitäts-
managements, des Monitorings und der Zusammenarbeit der 
betroffenen Sektoren voraus. Die Politik steht in der Pflicht,  
für die zügige Schaffung der erforderlichen Instrumente, von 
der kommunalen bis zur europäischen Ebene, Sorge zu tragen. 
Durch eine langfristige Planbarkeit sowie eine möglichst dezent-
rale, bürgernahe Umsetzung der Energiewende ist es möglich, 
die Generationenaufgabe einer zukunftsfähigen Energie-
erzeugung bis Mitte des Jahrhunderts erfolgreich zu bewältigen. 
Gemeinsam setzen wir uns für eine zukunftsfähige Energie-
politik ein, die sowohl die Anforderungen des Umwelt- und 
Naturschutzes erfüllt, als auch den Klimaschutz im notwendigen 
Maße berücksichtigt. 
 » Die Politik steht in 
der Pflicht, für die 
zügige Schaffung 
der erforderlichen 
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Windenergie und Naturschutz  
zwischen Recht, Politik und Protest
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In den letzten Jahren spitzt sich – nicht nur, aber eben auch – in Hessen eine Diskus-sion um das scheinbar sehr bedeutsame Konfliktfeld 
Naturschutz und Windenergie zu.  
In Wahlkämpfen wurden die Slogans 
„Windkraft oder Naturschutz“  
(Wiesbadenaktuell 2015) oder sogar 
„Windkraft vor Naturschutz“ (AfD 
Hessen 2016) bemüht. Auch parla-
mentarisch wird das Thema, jedenfalls 
in Hessen, zur Positionierung und 
Polarisierung genutzt. Von 692 Kleinen 
Anfragen der Mitglieder der FDP-Frak-
tion während der 19. Legislaturperiode 
des Hessischen Landtags (2013 bis 
2018) beschäftigten sich 52 mit Wind- 
------------------------------------------
DISKUSSIONEN UM DAS SPANNUNGSFELD 
WINDENERGIE UND NATURSCHUTZ SCHEINEN  
IN DEUTSCHLAND VERSCHIEDENTLICH 
ZUZUNEHMEN. PARLAMENTARISCHE 
POLARISIERUNGEN UND EMOTIONAL BERH HTE 
MEDIALE BERICHTERSTATTUNGEN SIND SYMPTOME 
DAF R. EIN UNKLARER RECHTSRAHMEN UND 
DIVERGIERENDE W NSCHE DER BETROFFENEN  
F HREN ZU UNTERSCHIEDLICHEN 
ERWARTUNGSHALTUNGEN. EINER WEITGEHEND 
HARMONISCHEN BEWERTUNG AUF  
BERGEORDNETER EBENE STEHEN VIELFACHE 
LOKALE KONTROVERSEN GEGEN BER. WIE KANN 
MAN NGSTE ABBAUEN?
------------------------------------------
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energiethemen. Bei der SPD waren  
es von 1.437 Kleinen Anfragen nur 15,  
bei der CDU von 65 Anfragen sieben, 
bei den LINKEN von 288 und bei 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN von  
48 Kleinen Anfragen keine zum Thema 
Windenergie (Hessischer Landtag 
2018). Zum Vergleich: In der gesamten 
abgelaufenen 18. Legislaturperiode 
des Deutschen Bundestages beschäf-
tigte sich nur eine Kleine Anfrage  
im engeren Sinne mit Windenergie-
anlagen in Deutschland (Deutscher 
Bundestag, DIP 2018). 
Dabei sind die für die Zulassungs-
verfahren maßgeblichen Rechts-
vorschriften weitaus überwiegend 
Bundesgesetze, die von den Ländern 
lediglich anzuwenden sind: Das 
Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) mit seinen zugehörigen 
Verordnungen, das Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) und insbe-
sondere das Baugesetzbuch (BauGB) 
sowie gegebenenfalls das Raum-
ordnungsgesetz (ROG), soweit landes- 
oder regionalplanerische Festle-
gungen getroffen werden. Die maß -
geblichen Regelungen sind sogar 
weitgehend abweichungsfest gegen-
über Modifikationen durch die Länder. 
Eine bedeutende Ausnahme ist die 
Abstandsklausel in § 249 Abs. 3 BauGB, 
nach der die Länder bis Ende 2015 
Mindestabstände zwischen Siedlungen 
und Windenergieanlagen definieren 
durften. Schließlich wenden die Länder 
diese Spielregeln entweder auf der 
Planungs- oder auf der Genehmi-
gungsebene an, um geeignete Stand-
orte für die Windenergienutzung  
zu identifizieren. Gäbe es Nach-
steuerungsbedarf auf Bundesebene, 
müsste man dort deutlich größere 
konfliktgeladene Aktivitäten erwarten. 
WIE GROSS SIND 
KONFLIKTE  
TATS CHLICH?
Bei den gemeinhin als Protagonisten 
des Umweltschutzes wahrgenom-
menen Gruppen, den Umwelt- und 
Naturschutzverbänden, sind die 
Positionen zur Vereinbarkeit von 
Windkraft und Naturschutz grund-
sätzlich eher positiv. Der Bund für 
Umwelt und Naturschutz Deutschland 
(BUND) meint auf Bundesebene,  
dass die Windenergie das Arbeits-
pferd der Energiewende sei. Dabei 
sieht er durchaus eine Vereinbarkeit 
unter bestimmten Voraussetzungen, 
schränkt aber auch ein: „Leider stellen 
wir als BUND fest, dass sich Länder-
ministerien, Windkraftplaner*innen, 
Kommunen und Genehmigungs-
behörden nicht immer an die Bedin-
gungen für einen naturverträglichen 
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Prozentualer Anteil  
von Windenergie- 
themen bei Kleinen  
Anfragen (19. LP)
ANFRAGE IN  
18. LEGISLATURPERIODE  





BEI KLEINEN ANFRAGEN 
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ANFRAGE IN  
19. LEGISLATURPERIODE 
IM HESSISCHEN LANDTAG
 FDP = 52 (von 692) 
 SPD = 15 (von 1.437) 
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Ausbau halten. Dagegen geht der 
BUND politisch, medial und, wenn 
nötig und möglich, auch vor Gericht 
vor“ (BUND 2018). „Der NABU bekennt 
sich zur naturverträglichen Energie-
wende und betrachtet die Wind-
energie als ein bedeutendes Element 
bei der Erzeugung erneuerbarer 
Energien und als Beitrag zum Klima-
schutz.“ Er mahnt aber auch auf 
Bundesebene an: „Aufgrund einer 
Vielzahl von Negativbeispielen, in 
denen Naturschutzziele beim Ausbau 
der Windenergie nicht ausreichend 
berücksichtigt wurden, muss die 
derzeitige Praxis des Ausbaus der 
Windenergie grundlegend auf den 
Prüfstand gestellt werden.“ (NABU 
2018) Dazu hat der NABU auf Bundes-
ebene ein Positionspapier verab-
schiedet (NABU 2016). Der Dachver-
band der Naturschutzorganisationen 
in Deutschland, der Deutsche Natur-
schutzring (DNR), hat seine aktuelle 
Position in einer Stellungnahme zur 
Änderung des BauGB formuliert, die 
darauf abzielte, Abstände zwischen 
Siedlungen und Windenergieanlagen 
landesrechtlich regeln zu lassen:  
„Es ist nicht ersichtlich, warum die 
Privilegierung der Windenergienut-
zung im Außenbereich nach § 35 (1) 
Nr. 5 durch länderspezifische Rege-
lungen eingeschränkt werden muss“ 
(DNR 2014).
Der Bundesverband Windenergie 
(BWE) stellt für die Windnutzerseite 
klar: „Eine zügige Energiewende trägt 
wesentlich zum Natur- und Arten-
schutz bei. Trotzdem entstehen auch 
durch die Errichtung von Windenergie-
anlagen neue Spannungsfelder in 
Sachen Natur- und Artenschutz, die 
im Planungs- und Bauprozess sowie 
während des Betriebs der Anlagen 
ernst genommen werden müssen.“ 
(BWE 2018) Er führt ferner aus:  
„Der BWE setzt sich für die angemes-
sene Berücksichtigung der Arten- und 
Naturschutzziele bei der Planung von 
Windenergieanlagen ein“ (BWE 2018b). 
In seinen Publikationen lehnt er aber 
gleichzeitig überzogene oder zu 
pauschale Anforderungen ab. 
Abgesehen von den Eingangsbe-
merkungen sind also eigentlich seitens 
der „Profis“ keine grundsätzlichen 
Konflikte zu erwarten. Allerdings 
beschäftigt sich die Presse regelmäßig 
mit diesem anscheinend relevanten 
Konfliktthema, zumindest auf lokaler 
und regionaler Ebene. Durchsucht 
man den Zeitungskanal von Google 
(„News“) mit den Suchworten „Wind-
kraftanlagen“ und „Naturschutz“, 
bekommt man immerhin 14.100 Treffer. 
Bei kursorischer Durchsicht ist der 
Bezug regelmäßig ein lokaler oder 
regionaler. In der überörtlichen Presse 
oder aus einer überörtlichen Sicht 
 FDP = 52 (von 692) 
 SPD = 15 (von 1.437) 
 CDU = 7 (von 65)
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sind die Kontroversen deutlich 
seltener beschrieben. Anscheinend 
kommt es zunehmend auf die örtliche 
Betroffenheit und die „richtige Pers-
pektive“ an. Dabei werden Berichte 
häufig emotional aufgeladen.  
DIE WELT überschreibt ihren Artikel 
zum Beispiel am 27. April 2018 
„Grimms Märchenwald wird Opfer  
der Energiewende“ (DIE WELT 2018).  
Dabei beschreiben die einleitenden 
Worte mitnichten die künftigen 
geplanten Standorte von Windener-
gieanlagen: „Es ist ein märchenhafter 
Wald voller knorriger, jahrhunderte-
alter Baumriesen, seltener Tiere und 
sagenhafter Burgen. Die Heimat von 
Grimms Märchen beherbergt mit dem 
Urwald Sababurg das älteste Natur-
schutzgebiet des Landes und entlang 
der Weserhänge alte Laubbäume mit 
wertvollen Lebensräumen für geschützte 
Arten und einem einzigartigen Natur- 
waldreservat.“ Das politische Fernseh-
magazin Frontal21 beschäftigte sich 
im ZDF mit demselben Projekt und 
fokussierte die Berichterstattung 
ebenfalls auf Bereiche, die nicht zur 
Projektrealisierung anstehen.  
Die Zulassungsbehörde bekam jeweils 
keine Möglichkeit zur Klarstellung.  
Die Hessische/Niedersächsische 
Allgemeine (HNA) berichtete ihrer- 
seits über den WELT-Artikel und den 
Bericht in Frontal21 und ließ dort  
die Genehmigungsbehörde zu Wort 
kommen: Für Michael Conrad, Presse-
sprecher des Regierungspräsidiums 
Kassel, ist der Fernseh-Beitrag zu 
einseitig. „Aber wir haben auch nichts 
anderes erwartet“, sagt er. Der Beitrag 
strotze vor Fehlern und gravierenden 
Mängeln. So sei beispielsweise der 
fälschliche Eindruck erweckt worden, 
dass auch der Urwald Sababurg von 
den Windrädern beeinträchtigt werde“ 
------------------------------------------
DIE ARGUMENTATIONS- 
GRUNDLAGE MUSS  
FAKTENBASIERT SEIN. 
------------------------------------------
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(HNA 2018). Eher seltener sind Über-
schriften wie in der Süddeutschen 
Zeitung (SZ) vom 13. September 2018 
„Fakten statt fühlen“ (SZ 2018). 
Die Aufstellung einer fakten-
basierten Argumentationsgrundlage  
ist deshalb wichtiger Gegenstand 
verschiedener Aktivitäten auf Bundes- 
und Landesebene. In Hessen hat im 
Auftrag des Wirtschaftsministeriums 
die Hessen-Agentur (heute Landes-
EnergieAgentur) verschiedene  
öffentliche Veranstaltungen im  
Format „Bürgerforum Energieland 
Hessen“ sowie sogenannte „Fakten-
checks“ durchgeführt. Die bisherigen 
Bürgerforen haben gezeigt, dass 
besonders zur Windenergie ein großer 
Infor mations- und Dialogbedarf 
besteht. Fragen zur Gesundheit, 
Wirtschaft lichkeit und zum Natur- und 
Umweltschutz tauchten in ähnlicher 
Weise in fast allen kommunalen 
Veranstaltungen auf. Deshalb wurden 
2015 in fünf Faktenchecks zur Wind-
energie diese zentralen Fragen von 
renommierten Expertinnen und 
Experten auf Landesebene diskutiert 
und beantwortet. Die Ergebnisse 
wurden dann zusammengefasst und 
veröffentlicht (Hessen Agentur HA 
2016). Inzwischen gestaltet das 
Kompetenzzentrum Naturschutz und 
Energiewende bundesweit derartige 
Dialoge sowohl im Sinne einer 
KLAUS-ULRICH  
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GRUNDLAGE MUSS  
FAKTENBASIERT SEIN. 
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Moderation als auch zum Zweck der 
Fachinformation.
Aus der Sicht einer obersten 
Naturschutzbehörde ist die subjektive 
Wahrnehmung einer unterschied-
lichen Ausrichtung dieses Spannungs-
feldes ein legitimes Recht der hier 
lebenden, arbeitenden und auch 
projektierenden Menschen. Diese 
unterschiedlichen subjektiven  
Wahrnehmungen, Perspektiven und 
Wunschvorstellungen verstellen 
allerdings gelegentlich den Blick auf 
die Fakten sowie die tatsächlich 
entscheidungserheblichen Kriterien.
WAS EIGENTLICH IST 
NATURSCHUTZ?
Mit dem Naturschutz ist es so ähnlich 
wie mit Schule oder Wald. Jeder hat 
dazu eine Meinung, der schon einmal 
in der Schule, im Wald oder in  
der Natur war. Dabei kann es leicht  
zu einer Polarisierung zwischen 
Menschen mit unterschiedlichen 
Vorstellungen kommen. Dies ist ein 
zunehmend bedeutsames politisches 
Phänomen, das nicht nur auf den 
möglichen Konflikt zwischen Natur-
schutz und Windkraft beschränkt 
auftritt. Nachvollziehbar, dass dabei 
Projektierer und künftige Betreiber 
einen anderen Blick auf die Natur  
und das dort Mögliche haben, als die 
Menschen, die am künftigen Standort 
einer Windenergieanlage oder in 
dessen Umgebung leben. Beide 
Positionen beschreiben bei näherer 
Betrachtung Wunschvorstellungen. 
Die eine Seite wird möglicherweise 
von der Vorstellung getragen „hier ist 
alles möglich“. Die andere Seite kommt 
vielleicht zu dem Ergebnis „hier geht 
gar nichts“. Und beide ärgern sich, 
wenn der Rest der Bevölkerung ihre 
jeweilige Auffassung nicht teilt. Wie so 
häufig liegt die entscheidungsrele-
vante Position irgendwo dazwischen. 
Nicht ohne Grund gibt es dafür 
rechtliche Spielregeln, die bereits seit 
einiger Zeit existieren. Nach Artikel 20 
des Grundgesetzes leben wir in einem 
demokratischen Rechtsstaat.  
Die Behörden sind dabei bei ihrem 
Handeln an Recht und Gesetz 
gebunden. Bei der Entscheidung über 
die Zulässigkeit einer Windenergie-
anlage in der Natur kommt es also 
nicht primär auf die Wunschvorstel-
lung der Akteure an, sondern auf den 
durch Rechtsgrundlagen und Recht-
sprechung geprägten Entscheidungs-
rahmen. Um es kurz zu machen:  
Der für die Zulassung von Windener-
gieanlagen relevante Naturschutz ist 
eine gesellschaftliche Konvention,  
die sich im Fachrecht manifestiert.  
Die „Parallelwertung in der Laiensphäre“ 
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spielt im Verwaltungsverfahren keine 
entscheidungserhebliche Rolle, dafür 
politisch umso mehr. Dies gilt jeden-
falls solange, bis sich ggf. eine andere 
Mehrheit einstellt, die Parteien wählt, 
die diesen aktuellen rechtlichen 
Handlungsrahmen wieder ändern.
WER SCH TZT DIE 
LANDSCHAFT?
Die für die alltägliche Bewertung von 
Natur und Landschaft bedeutsame 
Rechtsvorschrift steht gar nicht im 
Naturschutzgesetz, sondern in § 35 
BauGB. Dieser nennt in Absatz 1 
Vorhaben, die dafür bestimmt (privi-
legiert) sind, im Außenbereich 
errichtet zu werden. Das sind zum 
Beispiel Hochspannungsfreileitungen, 
Vorhaben, die einem landwirtschaft-
lichen Betrieb dienen und eben auch 
Windenergieanlagen. Solaranlagen 
sind dagegen „sonstige Vorhaben“: 
Wer diese im Außenbereich geneh-
migt bekommen möchte, braucht 
einen Bebauungsplan. „Sonstige 
Vorhaben“ nach § 35 Abs. 2 BauGB 
„können“ im Außenbereich zugelassen 
werden, wenn öffentliche Belange 
nicht beeinträchtigt werden. Und die 
Natur kann sehr schnell beeinträchtigt 
werden – dann geht nichts mehr. 
Außerdem hat die Behörde hier ein 
Genehmigungsermessen („kann“):  
Sie muss also nicht genehmigen.  
Im Gegensatz dazu hat der Bundes-
gesetzgeber für die privilegierten 
Vorhaben nach § 35 Abs. 1 BauGB 
festgelegt, dass ein Anspruch auf 
Genehmigung solange besteht, wie 
------------------------------------------
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öffentliche Belange nicht „entgegen-
stehen“. Und das ist ein großer 
Unterschied zu „beeinträchtigen“ 
– hier werden die Worte auf die 
Goldwaage gelegt. 
Warum betone ich den Unter-
schied? Eigentlich sind fast überall 
Windenergieanlagen baurechtlich 
zuzulassen, es sei denn, es stehen im 
Einzelfall ganz konkrete öffentliche 
Belange entgegen. Dies könnte einen 
ziemlichen Wildwuchs an Windener-
gieanlagen bedeuten. Deshalb hat 
Hessen eine Möglichkeit des Raum-
ordnungsgesetzes genutzt und selbst 
– zumindest für die Zukunft – zwei 
Prozent der Landesfläche identifiziert, 
in denen Windenergieanlagen zulässig 
sein sollen. Auf den übrigen Flächen 
sollen Windenergieanlagen zukünftig 
unzulässig sein. In Nord- und Mittel-
hessen ist dieser Prozess mit dem 
Beschluss über die Teilregionalpläne 
Energie inzwischen abgeschlossen, 
nur in Südhessen steht der Beschluss 
über den Plan noch aus.
Für die Bürgerin oder den Bürger 
bleibt dies schließlich die einzige 
Möglichkeit, von einer Windenergie-
anlage verschont zu bleiben, weil 
diese Planungen letztlich alle rele-
vanten Raumwiderstände antizipieren. 
Wenn Menschen die Regionalpläne 
ablehnen, weil sie aus subjektiver 
Bewertung Windenergieanlagen 
scheinbar ermöglichen, dann geht 
dies an der Rechtslage vorbei. 
Ein Kernpunkt der Probleme: 
Gerade der für die dort lebenden 
Menschen im Vordergrund der 
Bewertung stehende Belang des 
Landschaftsbildes ist gemessen an 
§ 35 BauGB und dem Naturschutz-
recht das schwächste Argument.  
Zwar gibt es landesweit sehr viele –  
im Sinne des Bau- und Naturschutz-
rechts – schützenswerte Kultur- und 
naturnahe Landschaften. Dies relati-
viert gleichzeitig ihren Wert, soll § 35 
BauGB nicht sinnentleert werden.  
Nur wenige Landschaften haben einen 
derartig herausragenden Wert, dass 
sie der Errichtung von Windenergie-
anlagen rechtlich entgegenstehen 
können: Dies können zum Beispiel 
Welterbe-Flächen sein, nationale 
Naturmonumente oder bedeutsame 
Kulturdenkmale einschließlich ihrer 
Umgebung. Die von vielen Bürger-
innen und Bürgern geforderte  
„Abwägung“ zwischen den Belangen 
der Landschaft und der Energie ist im 
bau- und immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren nicht 
vorgesehen. Sie kann nur in einem 
Planungsschritt mit eigener Abwä-
gungsgrundlage erfolgen. Dies kann 
beispielsweise die Aufstellung eines 
Regional- oder Flächennutzungsplans 
sein.
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ABER DIE ARTEN  
M SSEN DOCH  
GESCH TZT WERDEN
Spätestens seit den ersten Hamstern, 
die irgendwo Baugebiete (scheinbar) 
verhindern konnten, gibt es Versuche, 
den europäischen Artenschutz gegen 
irgendwelche Projekte zu instrumen-
talisieren, gegen die mit anderen 
Gründen nicht zu punkten war. Wenn 
schon der Schutz der Landschaft nicht 
ausreichte, muss es nun die Fleder-
maus oder der Rotmilan richten.  
Das Tötungsverbot nach § 44 Abs. 1 
BNatSchG steht scheinbar apodiktisch 
im Raum. Auch hier gehen die 
Meinungen aber weit auseinander. 
Befürworter von Windenergieanlagen 
sehen im Artenschutz kein unüber-
windbares Problem. Deren Gegner 
erhoffen sich ein solches. Biologen 
haben eine Vorstellung von einem 
Tötungsverbot (so steht es doch im 
Gesetz), Juristen haben (entgegen 
dem Wortlaut) eine inzwischen 
durchaus andere, durch die ständige 
Rechtsprechung der Gerichte gefes-
tigte Sicht. Gerade aber das Fehlen 
eines einheitlichen und für 
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Bürgerinnen und Bürger, Befürworter 
und Gegner, Biologen und Juristen 
gleichermaßen verständlichen und 
nachvollziehbaren, also „adressaten-
gerechten“ Maßstabs erschwert die 
Konsensbildung. 
Ein zentrales Problem ist die 
rechtsgeschichtliche Entwicklung 
dieses Tötungsverbots. Das Verbot 
der Tötung geschützter Arten geht in 
die Anfänge des letzten Jahrhunderts 
zurück. Sowohl das Naturschutzgesetz 
des Volksstaates Hessen aus dem Jahr 
1931 als auch das Reichsnaturschutz-
gesetz aus dem Jahr 1935 kannten ein 
solches Tötungsverbot. Beide waren 
damals auch wörtlich gemeint. Ebenso 
wörtlich erfolgte die Übernahme in 
das Bundesnaturschutzgesetz 1976, 
und die Tötungsverbote der euro-
päischen Vogelschutzrichtlinie 1979 
und der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 
(FFH-Richtlinie) 1992 lasen sich 
zunächst genauso. Bis der Euro-
päische Gerichtshof mit Urteil vom 
30. Januar 2002 in der Rs. C-103/00 –  
[Caretta caretta] feststellte, dass,  
im Ergebnis, das Störungsverbot  
auch einen Projektbezug haben kann. 
Es kommt nicht auf den finalen Akt  
an, sondern ein absichtlich herbeige-
führtes Risiko reicht. Die sich daran 
anschließenden Diskussionen,  
was denn nun absichtlich sei und  
was nicht, sprengten in ihrer 
akademischen Aufbereitung bereits 
den Erkenntnishorizont Normal- 
sterblicher. 
Einen Überblick aus der damaligen 
Sicht geben Bähr und Stüer (2006). 
Der Bundesgesetzgeber passte 
daraufhin das BNatSchG an und 
überließ letztlich die Umsetzung im 
Vollzug den Verwaltungsbehörden 
und Gerichten. Dies führte beim Urteil 
des Bayerischen Verwaltungsgerichts-
hofes (BayVGH) vom 28. Januar 2008 – 
8 A 04.40023 – [Tierkollisionen] sogar 
zu der Annahme, dass es zwei 
Absichtsbegriffe geben müsse: 
„Hinsichtlich der FFH-Richtlinie meine 
‚absichtlich’ den Eventualvorsatz, 
hinsichtlich der EU-Vogelschutzricht-
linie könne ‚absichtlich’ jedoch nur ein 
gezieltes Töten bezeichnen (Rdnr. 64)“. 
(Lau 2008) Die Wende bewirkte das 
Bundesverwaltungsgericht mit dem 
Urteil vom 9. Juli 2008 – 9 A 14.07  
[Bad Oeynhausen]. Es bestätigte 
einen fachbehördlichen Beurteilungs-
spielraum bei der Prognose des 
Eintritts von Verbotstatbeständen und 
führte insbesondere zum signifikant 
erhöhten Tötungsrisiko aus: „Hiernach 
ist das Tötungsverbot nicht erfüllt, 
wenn das Vorhaben nach natur-
schutzfachlicher Einschätzung […] kein 
signifikant erhöhtes Risiko kollisions-
bedingter Verluste von Einzelexemp-
laren verursacht, mithin unter der 
------------------------------------------
EIN ZENTRALES  
PROBLEM IST DIE  
ENTWICKLUNG DES  
T TUNGSVERBOTS.  
------------------------------------------
4 4  |   K  19
Gefahrenschwelle in einem Risiko-
bereich bleibt, der mit einem 
Verkehrsweg im Naturraum immer 
verbunden ist, vergleichbar dem 
ebenfalls stets gegebenen Risiko,  
dass einzelne Exemplare einer Art im 
Rahmen des allgemeinen Naturge-
schehens Opfer einer anderen Art 
werden (z. B. von einem Raubvogel 
geschlagen werden)“ (Rdnr. 91). Diese 
Beurteilungsmaßstäbe wurden in der 
Folgezeit auch auf die Genehmigung 
von Windenergieanlagen übertragen. 
Den Stand der Rechtsentwicklung  
bis zum Juli 2016 beschrieben 
Dr. Ulrike Bick, Richterin am Bundes-
verwaltungsgericht in Leipzig, und  
Dr. Katrin Wulfert, Bosch & Partner 
GmbH Herne, anlässlich des 
Deutschen Naturschutztags (Bick und 
Wulfert 2016). Sie haben diese wichtige 
und wertvolle Zusammenschau auch 
veröffentlicht (Bick und Wulfert 2017). 
Diese Rechtsentwicklung fand 
ihren vorläufigen Abschluss in der sog. 
BNatSchG-Artenschutznovelle 2017,  
in der der Bundesgesetzgeber unter 
anderem durch eine Novelle des § 44 
Abs. 5 BNatSchG das Tatbestands-
merkmal des signifikant erhöhten 
Tötungsrisikos festlegte (Deutscher 
Bundestag 2017). Das Bundesverwal-
tungsgericht hat mit dem Beschluss 
vom 8. März 2018 – 9 B 25.17 in Rdnr. 
25 – bezugnehmend und aufbauend 
auf dieser neuen Rechtslage nochmals 
den Signifikanzansatz und ausdrück-
lich ferner bestätigt, „dass der 
------------------------------------------
EIN ZENTRALES  
PROBLEM IST DIE  
ENTWICKLUNG DES  
T TUNGSVERBOTS.  
------------------------------------------
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Planfeststellungsbehörde im Rahmen 
des § 44 Abs. 1 BNatSchG ein natur-
schutzfachlicher Beurteilungsspiel-
raum zusteht, der sich sowohl auf die 
Erfassung des Bestandes der 
geschützten Arten als auch auf die 
Bewertung der Risiken bezieht, denen 
diese bei der Realisierung des Vor -
habens ausgesetzt sind. Diese Ein -
schätzungsprärogative gilt nur 
solange, bis sich in der Wissenschaft 
ein bestimmter Maßstab durchgesetzt 
hat und gegenteilige Meinungen nicht 
mehr vertretbar sind. Auch bis dahin 
bleibt das Gericht stets verpflichtet,  
zu überprüfen, ob die konkreten arten - 
schutzrechtlichen Untersuchungen in 
ihrem methodischen Vorgehen und in 
ihrer Ermittlungstiefe ausreichen, um 
die Behörde in die Lage zu versetzen, 
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die Voraussetzungen der artenschutz-
rechtlichen Verbotstatbestände 
sachgerecht zu überprüfen.1
Dies ist insofern bemerkenswert, 
als 2018 das Bundesverfassungsge-
richt (BVerfG) über zwei Verfassungs-
beschwerden zu entscheiden hatte, 
die ausdrücklich die Zulässigkeit einer 
fachbehördlichen Einschätzungs-
prärogative bei der Beurteilung des 
signifikant erhöhten Tötungsrisikos 
anzweifelten. Es handelte sich um 
Verfassungsbeschwerden zu der 
Frage, ob die Annahme einer nur 
eingeschränkt gerichtlich überprüf-
baren naturschutzfachlichen Einschät-
zungsprärogative der Behörde im 
immissionsschutzrechtlichen Geneh-
migungsverfahren (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes –  
BImSchG in Verbindung mit § 44 Abs. 
1 Nr. 1 des Bundesnaturschutzge-
setzes – BNatSchG) mit Art. 19 Abs. 4, 
Art. 12 Abs. 1 und Art. 14 Abs. 1 
vereinbar ist (BVerfG 2018a). Dass dies 
ein heikles Thema ist, hatten bereits 
Jacob und Lau (2014) erläutert. Zu den 
Beschwerden haben der Deutsche 
Anwaltverein und die Bundesrechts-
anwaltskammer Stellungnahmen an 
das BVerfG abgegeben. Die Bundes-
rechtsanwaltskammer geht mehr- 
1 Vgl. BVerwG, Urteil vom 21. November 2013 – 7 C 40.11 – Buchholz 406.25 § 6 BImSchG Nr. 6 Rn. 16, 19 f. m. w. N. (BVerwG 
2018)
heitlich von einer Begründetheit der 
Verfassungsbeschwerde aus; eine 
Minderheit vertritt dagegen das 
Gegenteil (BRAK 2017). Der Deutsche 
Anwaltverein hält die Verfassungs-
beschwerden für unbegründet  
(DAV 2017). Das BVerfG hat jetzt  
die Beschwerden zurückgewiesen. 
Gleichzeitig hat es „klargestellt, dass 
der Gesetzgeber in grundrechtsrele-
vanten Bereichen Verwaltung und 
Gerichten nicht ohne weitere 
Maßgaben auf Dauer Entscheidungen 
in einem fachwissenschaftlichen 
‚Erkenntnisvakuum‘ übertragen darf. 
Vielmehr muss er jedenfalls auf 
längere Sicht für eine zumindest 
untergesetzliche Maßstabsbildung 
sorgen.“ (BVerfG 2018b). Wir dürfen 
gespannt sein, was der Gesetzgeber 
macht. Er könnte zum Beispiel § 54 
BNatSchG um eine weitere Ermächti-
gung ergänzen und inhaltlich (wie 
schon BVerwG 2018) untergesetzlich 
in einer „TA Artenschutz“ auf 
Bernotat/Dierschke, Übergeordnete 
Kriterien zur Bewertung der Mortalität 
wildlebender Tiere im Rahmen von 
Projekten und Eingriffen, 3. Fassung, 
Stand 20. September 2016, verweisen.
Spätestens an dieser Stelle wird 
klar, dass das vom Gesetzgeber 
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intendierte Tötungsverbot in der 
praktischen Anwendung alles andere 
als trivial ist. Aber nicht nur die 
rechtliche Seite ist problematisch. 
Naturschutzfachlich ist es schwer,  
mit wissenschaftlicher Genauigkeit 
zum Beispiel Rotmilane zu beob-
achten. Ein wesentliches Merkmal 
experimenteller wissenschaftlicher 
Arbeit in einem Labor wäre die 
Reproduzierbarkeit. Kartierungen von 
Vögeln in der Natur sind in aller Regel 
nicht reproduzierbar. Also kommt es 
im Sinne der Transparenz und der 
Nachvollziehbarkeit darauf an, die Art 
der Kartierung zumindest durch 
Dokumentation sowohl der Habitat-
bedingungen als auch der kartierungs-
technischen Rahmenbedingungen so 
zu konkretisieren und plausibilisieren, 
dass jedenfalls keine offensichtlichen 
Zweifel an der Kartierung begründet 
werden können. Das geht bei den 
Fledermäusen schon etwas einfacher. 
Die Rahmenbedingungen der Daten-
erfassung lassen sich elektronisch 
dokumentieren. In diesem Sinne ist  
es Aufgabe der Behörden, von Amts 
wegen und versehen mit einem 
Beurteilungsspielraum die Sach- und 
Rechtslage möglichst objektiv zu 
ermitteln. Dennoch sind der Objekti-
vierung und Konsensbildung Grenzen 
gesetzt, da sie oft gar nicht das 
zentrale Problem darstellen.
EIN ANDERER  
L SUNGSANSATZ 
Der Konflikt zwischen Windenergie 
und Naturschutz findet nicht auf 
Bundesebene, sondern lokal statt. 
Vielfach fehlt es den dort lebenden 
Menschen an den ausreichenden 
Kenntnissen, um Windenergieprojekte 
in allen Facetten beurteilen zu 
können, selbst wenn alle Gutachten 
vorlägen. Sie sind nämlich in keiner, 
für den Durchschnittsmenschen 
Vertrauen erweckenden Sprache 
geschrieben. Aber das ist noch das 
kleinere Übel. Viel wichtiger: Es fehlt 
oft die Akzeptanz zwischen den 
Beteiligten. Ich will dazu zwei Extrem-
positionen beschreiben: Es gibt 
Menschen, die neugierig, neophil sind. 
Und es gibt – als extremen Gegensatz – 
Menschen mit einer Neophobie.  
Wir können nicht davon ausgehen, 
dass alle Anwohnerinnen und 
Anwohner eines Windenergie-Stand-
orts neugierig auf Windenergiean-
lagen sind. Die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung (FAZ) überschrieb einmal 
einen Artikel mit „Die Angst vor 
Neuem lässt kürzer leben“ (FAZ 2003). 
Wir sollten deshalb alle bestehenden 
Möglichkeiten nutzen, dass sich bei 
der Beurteilung von Windenergie-
anlagen möglichst niemand in einer 
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solchen Extremposition bewegt.  
Dazu ist es wichtig, dass die Akteure 
vor Ort im Gespräch zueinander 
finden. Dies ist nur mit Vertrauen 
möglich. Die lokale Bevölkerung wird 
aber den Projektierer zunächst als 
fremde und nicht abschätzbare 
Bedrohung empfinden. Da kommt 
etwas auf uns zu, was wir nicht 
kennen. Das ist so ähnlich wie die 
erste Führerscheinstunde oder, wenn 
buchstäblich ein fremder Mensch vor 
der Tür steht. Ein konkreter Nutzen ist 
oft auch nicht erkennbar. Eine dann 
ganz logische und zwangsläufige 
Angstsituation und Abwehrhaltung 
lassen sich nur verhindern, wenn man 
die Bevölkerung „mitnimmt“. Das ist 
eine Bringschuld des Projektierers. 
Und das gilt genauso für Straßen-
bauprojekte wie für Windfarmen.  
Die besten Ergebnisse wird man 
erreichen können, wenn für die 
Adressaten eine Win-Win-Situation 
absehbar ist. Ganz entscheidend  
ist dabei eine sachliche Berichter-
stattung in der veröffentlichten Meinung. 
Die Sach- und Rechtslage ist kompli-
ziert genug und der Naturschutz ist 
oft nur ein vorgeschobenes Argument. 
Tröstlich: Die Studie Naturbewusstsein 
2017 vom Bundesumweltministerium 
(BMU) und dem Bundesamt für 
Naturschutz (BfN) führt zum Ergebnis, 
dass die Zustimmung der Bevölkerung 
zur Energiewende insgesamt konstant 
auf hohem Niveau bleibt. (BMU und 
BfN 2018) 
------------------------------------------
ES FEHLT OFT  
DIE AKZEPTANZ  
ZWISCHEN  
DEN BETEILIGTEN.  
------------------------------------------
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Wie Konflikte  
eskalieren




Warum kommt es zu Konflikten? Wie laufen Konflikte ab? Der Autor gibt  
in diesem Artikel einen Einblick, wie sich Konflikte entwickeln und  
verschärfen können und warum eine Konfliktberatung ganz grundsätzlich  
gut, wichtig und sinnvoll sein kann.
D ie Erfahrung der KNE-Konfliktberatung zeigt, dass bei vielen Menschen nach wie vor wenig Wissen darüber vorhanden ist, wie Konflikte sich zuspitzen. Ein fehlendes Verständnis über die verschiedenen Eska-lationsstufen von Konflikten führt jedoch in der Praxis 
häufig zu einer Verschärfung von Konflikten. Während am Anfang 
einer Auseinandersetzung durch ein frühzeitiges Eingreifen noch gute 
Lösungen für alle Seiten möglich wären, wird dies umso schwieriger, 
je weiter der Konflikt sich verschärft. Aus diesem Grund ist es sinnvoll, 
sich die unterschiedlichen Eskalationsstufen eines Konfliktes einmal 
zu vergegenwärtigen.
Neun Eskalationsstufen
Wir alle haben immer wieder Konflikte mit unseren Mitmenschen. Was 
war Ihr letzter Konflikt? Wie lange hat er gedauert? Gab es verborgene 
Konfliktpunkte hinter dem offen zutage getretenen Streit? Wie hat sich 
der Konflikt entwickelt? Haben Sie den Konflikt (inzwischen) gelöst?
Von Friedrich Glasl stammt ein Modell, das die Entwicklung von 
Konflikten in neun Eskalationsstufen einteilt. (Glasl 1980) Übertragen 
auf die Planung von Windenergieanlagen vor Ort könnte dies zum 
Beispiel folgendes bedeuten: Auf der einen Seite steht der Projek-
tierer, nennen wir ihn Vielwind, der fünf Windenergieanlagen im Wald 
errichten will; auf der anderen Seite der Vorsitzende der Naturschutz-
gruppe, nennen wir ihn Prowald, der den Wald zu einem Fleder-
maus-Paradies ausbauen will.
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Ebene 1: Win-Win
Der Konflikt befindet sich zu Beginn auf der Sachebene. Hier ist es 
noch möglich, dass beide Seiten gewinnen können. Am Anfang der 
Konflikteskalation fällt Prowald aus allen Wolken über die Planungen 
Vielwinds, als er von diesen erfährt. Vielwind reagiert zudem verär-
gert, als er von Prowalds Fledermaus-Projekt hört (Stufe 1: Verhär-
tung). Als beide dann, am Rande einer Gemeinderatssitzung aufeinan-
dertreffen, kommt es zum Streit und beide fordern den anderen auf, 
von dem jeweiligen Projekt Abschied zu nehmen (Stufe 2: Debatte). 
Daraufhin vergibt Vielwind das erste Gutachten zur Untersuchung des 
Artenschutzes und Prowald beginnt damit, erste Fledermaus-Kästen 
aufzuhängen (Stufe 3: Taten statt Worte).
Ebene 2: Win-Lose
Im Folgenden rutscht der Konflikt dann von der Sach- auf die Bezie-
hungsebene. Die sachliche Ebene kann in dieser Phase nicht mehr 
erreicht werden. Indem eine Seite nachgibt, kann dennoch eine Lösung 
gefunden werden. Dies bedeutet allerdings, dass eine Partei verliert. 
Vielwind versucht einzelne Gemeinderatsmitglieder von seinen 
Windenergieplanungen zu überzeugen („dieser merkwürdige Fleder-
mauskauz“) und Prowald gründet eine Bürgerinitiative für den Erhalt 
des Waldes („dieser profitgierige Projektierer“) (Stufe 4: Koalitionen). 
Nun beginnt Vielwind ganz offensiv damit, andere aufzustacheln. 
Er kontaktiert immer mehr Gemeinderatsmitglieder und erzählt von 
Prowalds letzten Eskapaden, wobei er es auch mit der Wahrheit nicht 
mehr so genau nimmt. Prowald würde Fledermäuse über das Internet 
kaufen und diese dann im Wald ansiedeln, damit keine Windenergie-
anlagen gebaut werden könnten (Stufe 5: Gesichtsverlust). Im nächsten 
Schritt fordert Prowald von Vielwind, dieser solle unverzüglich sein 
Industrieprojekt im Wald beenden, ansonsten würde er seine Firma 
verklagen (Stufe 6: Drohstrategien).

















Gemeinsam in den Abgrund
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Ebene 3: Lose-Lose
Schließlich rutscht der Konflikt auf eine Ebene, die durch schwere Verwerfungen und 
Verletzungen gekennzeichnet ist. Die Gräben können hier nicht mehr geschlossen 
werden und beide Seiten verlieren. 
Es beginnt damit, dass Vielwind jetzt nachts die Fledermauskästen im Wald 
zerstört und versucht, Fledermäuse mit viel Lärm aus dem Wald zu vertreiben. 
Darunter leidet der Fortgang der Windplanungen, weil Vielwind tagsüber nicht mehr 
konzentriert genug für die Planungen ist. Zudem beschweren sich die ersten Bürge-
rinnen und Bürger über den nächtlichen Lärm im Wald (Stufe 7: Begrenzte Vernich-
tung). Prowald ruft unterdessen anonym bei dem Unternehmen von Vielwind an und 
unterstellt ihm, dass er Gemeinderäte bestechen würde, um seine Pläne durchzu-
bekommen. Außerdem hätte dieser ein Alkoholproblem (Stufe 8: Zersplitterung). 
In der letzten Phase fängt Vielwind tatsächlich mit der Rodung des Waldes an – 
obwohl er noch keine Genehmigung dafür hat – und stattet mit seinem Harvester auf 
dem Rückweg dem Haus von Prowald einen Besuch ab. Parallel fährt Prowald zu dem 
Büro von Vielwind und legt dort ein kleines Feuerchen. Keinen der beiden stört es 
mehr, ob sie sich mit ihrem Handeln selbst größeren Schaden zufügen – Hauptsache 
der andere wird vernichtet (Stufe 9: Gemeinsam in den Abgrund).
So weit, so schlecht.
Vielleicht gibt es ja Elemente aus dieser Schilderung, die Sie an eigene ähnliche 
Konflikte erinnern. Glasl stellt die Eskalation „in seinem neunstufigen Modell nicht als 
einen Aufstieg zu immer höheren Eskalationsstufen dar, sondern als einen Abstieg 
zu immer tieferen, primitiveren und unmenschlicheren Formen der Auseinanderset-
zung ... (die) mit einer zwingenden Kraft in Regionen führt, die große, ‚unmenschliche 
Energien‘ aufrufen, die sich jedoch auf die Dauer der menschlichen Steuerung und 
Beherrschung entziehen“ (Berner 2006). Das Modell der Eskalationsstufen gilt für 
alle Konflikte, auch jene im Spannungsfeld Naturschutz und Energiewende. Lesen Sie 
im folgenden Artikel von Köppel über konkrete Konfliktbeispiele aus der Arbeit des 
KNE vor Ort. 
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Auf welche Konflikte das KNE  
an Neckar, Isar, Main und Gera trifft.
VON Dr. Martin Köppel
Ab in den 
Süden
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Der Autor gibt einen Einblick in die 
Praxisarbeit in vier Ländern und 
widmet sich den Fragen: Wie sieht 
hier der Status Quo beim Ausbau  
der erneuerbaren Energien aus? 
Welche Konflikte prägen den natur-
verträglichen Ausbau der erneuer-
baren Energien speziell im Süden  
der Republik? Was sind die Angebote 
der KNE-Konfliktberatung?





Wie sieht es ganz konkret bei den 
Konflikten zwischen erneuerbaren 
Energien und dem Naturschutz im 
Süden Deutschlands aus? Um diese 
einordnen zu können, ist es sinn-
voll, kurz auf die Unterschiede beim 
Anteil der erneuerbaren Energien einzugehen. Wie in der Abbildung deutlich wird, unter- 
scheidet sich die Situation in den vier Bundesländern Baden-Württemberg, Bayern, 
Hessen und Thüringen zum Teil sehr stark von dem bundesweiten Durchschnitt.
 J In Baden-Württemberg ist der Anteil an den erneuerbaren Energien im 
Vergleich zu den anderen südlichen Bundesländern am geringsten 
(Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württem-
berg 2018). Die Photovoltaik, die Biomasse und die Wasserkraft liegen dabei  
beinahe gleichauf, die Windenergie hat insgesamt den geringsten Anteil.
 J Bayern verfügt über einen deutlich höheren Anteil erneuerbarer Ener-
gien an der Bruttostromproduktion (Bayrisches Staatsministerium für 
Wirtschaft 2018). Hier ist die Wasserkraft Spitzenreiter, gefolgt von der 
Photovoltaik, der Biomasse und der Windenergie.
 J Hessen hat einen etwas niedrigeren Anteil an den erneuerbaren Ener-
gien an der Bruttostromproduktion (Hessisches Statistisches Landesamt 
2018). Die Windenergie hat hier den größten Anteil, gefolgt von der 
Biomasse, der Photovoltaik sowie der Wasserkraft (Agentur für Erneuer-
bare Energien 2018). 
 J Thüringen verfügt schließlich über den höchsten Anteil erneuerbarer 
Energien an der Bruttostromproduktion (Agentur für Erneuerbare 
Energien 2018). Führend sind hier die Windenergie und die Biomasse.  
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Anteil der erneuerbaren Energien  
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Welche Konflikte im Spannungsfeld 
Naturschutz und erneuerbaren 
Energien sind es nun, die in den 
vier Bundesländern im Süden der 
Republik vor allem vorkommen? 
Wie schon beim aktuellen Stand 
des Ausbaus der erneuerbaren Energien gibt es hier zum Teil erhebliche Unter-
schiede zwischen den vier Ländern. Dies hat das 2017 veröffentlichte wissenschaft-
liche Gutachten des KNE zum Thema „Gerichtliche Auseinandersetzungen im 
Konfliktfeld Naturschutz und Energiewende – eine akteursbezogene Analyse im 
Hinblick auf eine zukünftige Verminderung und Vermeidung gerichtlicher Konflikt-
lösungen“ (KNE/Hentschel 2017) gezeigt. Hier wurden gerichtliche Auseinander-
setzungen im Konfliktfeld Naturschutz und Energiewende bundeweit im Zeitrahmen 
vom 1. Januar 2000 bis 31. Dezember 2016 ausgewertet.
Die Liste der Bundesländer mit den meisten Konflikten führt Bayern an. Sowohl 
im Bereich der Windenergie, der Photovoltaik als auch der Wasserkraft kommen hier 
deutschlandweit die meisten Konflikte vor. Bei den Konflikten im Bereich der 
Biomasse liegt Bayern auf dem zweiten Platz. Gefolgt wird Bayern von Baden-Würt-
temberg mit einer Reihe von Konflikten bei Vorhaben im Bereich der Wasserkraft, 
der Photovoltaik und der Biomasse und wenigen Konflikten bei der Windenergie. 
In Hessen gibt es viele Konflikte im Bereich der Photovoltaik, teilweise auch im Wind-
energie-Bereich. In Thüringen sind insgesamt nur wenig Konflikte zu verzeichnen. 
Vor allem in Bayern, Baden-Württemberg und Hessen geht es also – was die Konflikte 
anbelangt – eindeutig hoch her. 
Dabei gibt es eine Reihe unterschiedlicher Themen, bei denen es zu Konflikten 
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 J Bei der BIOMASSE können 
Konflikte zum Beispiel durch das 
Ausbringen von Gärresten, durch Verän-
derungen des Landschaftsbildes sowie 
durch boden- und wasserrechtlich rele-
vante Veränderungen im Rahmen von 
Schutz gebieten (zum Beispiel Fauna- 
Flora-Habitat-Gebiete) entstehen.
 J Bei SOLARANLAGEN 
kann die Erteilung von 
Fällungsgenehmigungen für 
unter Schutz gestellte Bäume 
ein Konfliktpunkt werden,  
bei Freiflächen-PV ist es oft  
die Landschaftsversiegelung, 
die zu Konflikten führt.
 J Im Bereich der WASSER-
KRAFT entstehen Konflikte 
oft im Zusammenhang mit dem 
Schutz der Fischpopulation bei 
der Wasserkraftnutzung, mit 
der Mindestwasser-
führung und mit der 
Vorgabe, durch geeig-
nete Einrichtungen 
und Betriebsweisen die Durch-
gängigkeit des Gewässers zu 
erhalten oder wiederherzu-
stellen (Fisch aufstiegs- und 
Fischabstiegshilfen).
 J Schließlich gibt es bei der  
WINDENERGIE viel Streit 
beim Ausbau in Schutzgebieten, 
durch die Veränderung des Land-
schaftsbildes, empfundene Beein-
trächtigungen der Anwohnenden 
sowie vor allem mit dem Arten-
schutz. Bezüglich Letzteren vor 
allem, weil Windenergie anlagen 
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Zum Zeitpunkt der Erarbeitung 
dieses Artikels ist die KNE-Konflikt-
beratung in den vier genannten 
Bundesländern in elf Beratungs-
fällen aktiv: Acht Fälle im Bereich 
der Windenergie und jeweils einer 
im Bereich der Wasserkraft, der Photovoltaik sowie der Netze (Stand 10.12.2018). 
Dabei liegen vier Beratungsfälle in Bayern, vier in Baden-Württemberg, zwei in 
Thüringen und einer in Hessen. Damit spiegelt sich bei den Anfragen an das KNE – 
rein quantitativ – genau das wieder, was das oben genannte wissenschaftliche 
Gutachten des KNE (KNE/Hentschel 2017) dargelegt hat.
Es handelt sich bei den Beratungen vom Setting her zum Teil um klassische 
Konflikte im Rahmen von Windenergieplanungen vor Ort, aber auch um Konflikte 
zwischen Projektierern und Naturschutz- und Genehmigungsbehörden im Rahmen 
des Genehmigungsverfahrens, um Konflikte innerhalb von Naturschutzverbänden 
bei konkreten Windenergieplanungen vor Ort sowie um Konflikte mit den landes-
planerischen Grundlagen beim Ausbau der erneuerbaren Energien. 
In den den bereits oben genannten Fällen kam es zu Verhärtungen, in vielen 
haben Debatten bereits stattgefunden, in manchen auch Taten statt Worte. 
In seltenen Fällen kam es zudem zu Koalitionen. Die meisten der oben genannten 
Konflikte befinden sich dabei noch auf den ersten Eskalationsstufen von Glasl. 
Lösungen zu beiderseitigem Nutzen sind also noch gut möglich und werden durch 
die KNE-Konfliktberatung unterstützt. In seltenen Fällen haben die Konflikte aller-
dings auch bereits die zweite Ebene erreicht, auf der eine Lösung nur noch dadurch 
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Im Folgenden möchte ich zwei Konflikte im Rahmen der KNE-Konfliktberatung im 
Süden exemplarisch darstellen. Da es sich um laufende und im Detail vertraulich zu 
behandelnde Verfahren handelt, kann hier nur sehr allgemein dargestellt werden, 
was Gegenstand des Konfliktes ist und wer die Konfliktparteien sind. 
BEISPIEL 1: KONFLIKT  
ZWISCHEN VORHABENTRÄGER  
UND BEHÖRDE
So besteht bei einem aktuellen Fall der Konflikt zwischen einem Projektierer und 
einer Naturschutzbehörde. Zentrales Thema hier ist der Untersuchungsumfang für 
den Artenschutz im Rahmen einer Windenergieplanung. Nach einem Personal-
wechsel in der Behörde kam es zu erweiterten Forderungen zum Untersuchungs-
umfang hinsichtlich des Artenschutzes. Für den Projektierer sind diese teilweise 
fachlich nicht nachvollziehbar. Ein vom Projektierer erbetener Dialog wurde von der 
Behörde bislang nicht gewährt. Es handelt sich hier um ein schon sehr weit fortge-
schrittenes Projekt. Weitere Untersuchungen bedeuten daher sowohl in zeitlicher 
als auch in finanzieller Hinsicht enorme Herausforderungen für solche Planungen. 
Die schiere Anzahl von sehr vielen Genehmigungsanträgen und die geringe Perso-
naldichte stellt für Behörden eine große Herausforderung dar, um die Anträge auch 
gut bearbeiten zu können. Aktuell berät die KNE-Konfliktberatung hier den Projek-
tierer, um Möglichkeiten auszuloten, wieder in einen Dialog mit der Behörde zu 
kommen.
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BEISPIEL 2: KONFLIKT ZWISCHEN 
KOMMUNEN UND VORHABENTRÄGER
Bei einem anderen Fall handelt es sich um einen Konflikt zwischen mehreren 
Gemeinden und einem Vorhabenträger im Rahmen einer Planung von drei Wind-
energieanlagen im Wald. Von Seiten der Kommunen vor Ort gibt es viel Widerstand 
gegen das Projekt. Zudem hat sich ein lokales Aktionsbündnis gegen das Windener-
gie-Vorhaben gebildet. Die Kritik richtet sich insbesondere gegen mögliche negative 
Auswirkungen des Vorhabens auf Vogel- und Fledermausvorkommen. Die Leis-
tungen des KNE bestanden in diesem Fall bislang in der Konfliktberatung des Vorha-
benträgers sowie in der Gestaltung und Moderation eines nicht-öffentlichen Gesprä-
ches zwischen den Gemeindevertretern und dem Vorhabenträger. Aktuell unter-
stützt die Konfliktberatung des KNE bei der Konzeption einer Informationsveranstal-
tung vor Ort, welche das KNE auch moderieren wird. Die Moderationen werden in 
Kooperation mit einer Mediatorin aus dem KNE-Mediatorenpool durchgeführt. 
 
MARTIN KÖPPEL
Dr. Martin Köppel ist seit Dezember 2017 
Konfliktberater und Leiter der Außenstelle 
Süd beim Kompetenzzentrum Naturschutz 
und Energiewende. Der promovierte Politik-
wissenschaftler und ausgebildete Mediator 
etabliert das KNE im „Süden“ der Republik 
und ist hier vor allem verantwortlich für die 
Bundesländer Baden-Württemberg, Bayern, 
Hessen und Thüringen. 
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Grundsätzlich unter-
stützt die Konfliktbera-
tung des KNE die 
Akteure dabei, die kon- 
flikt geladene Debatte 
zu versachlichen und 
gemeinsam Lösungen zu finden. Im Idealfall kann bereits die Erstbera-
tung dazu beitragen, dass die Akteure die Konflikte untereinander 
selbst lösen. Sollte die Erstberatung nicht direkt zur Lösung des 
Konfliktes führen, können sich die Konfliktparteien dafür entscheiden, 
gemeinsam im Rahmen einer weiterführenden Mediation auf eine 
Klärung des Konflikts hinzuwirken. Dafür vermittelt das KNE speziell für 
das Konfliktfeld Naturschutz und Energiewende fortgebildete Mediato-
rinnen und Mediatoren, die den Prozess weiter begleiten.
Neben der konkreten Konfliktberatung vor Ort bietet das KNE auch 
Vorträge, Coachings und Beratungen für die Akteure an, die die Öffent-
lichkeit frühzeitig in den Planungs- und Genehmigungsprozess von 
Vorhaben mit einbeziehen wollen, um so Konflikten vorzubeugen.
Wissen über Konflikte sowie deren Eskalation ist wichtig. Ohne 
entsprechende Kenntnisse verschärfen sich Konflikte schnell. Gute 
Lösungen für alle Seiten werden umso schwieriger, je weiter sich die 
Situation verschärft. Gerade im Süden Deutschlands ist ein verstärktes 
Vorkommen von Konflikten zwischen erneuerbaren Energien und dem 
Naturschutz zu verzeichnen. Umso stärker ist hier die Konfliktberatung 
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schreit! 
DIE LEHREN AUS DER BISHERIGEN DIALOGARBEIT DES KNE
VON Dr. Mathis Danelzik




Im Zentrum der Dialogarbeit des KNE standen im Jahr 2018 die beiden Fachdialoge „Qualitätssicherung von Fledermausgutachten für die Planung und Genehmi-gung von Windenergieanlagen“ und „Energiewende in der Nähe von UNESCO-Welterbe“. In beiden Prozessen 
ist es den Teilnehmerinnen und Teilnehmern gelungen, trotz aller 
Differenzen, unterschiedlicher Perspektiven und Interessen zent-
rale Herausforderungen zu identifizieren und 
ihren gemeinsamen Nenner in Form von gemein-
schaftlich formulierten Empfehlungen auszuar-
beiten. Diese Empfehlungen stellen wir nun 
insbesondere denjenigen, die in der Praxis mit 
den inhaltlichen Fragestellungen der Fachdialoge 
befasst sind sowie auch der interessierten Öffent-
lichkeit zur Verfügung.
Damit haben wir das wichtigste Ziel unserer 
Fachdialoge erreicht. Hoffentlich haben wir zu- 
dem einen Beitrag für ein besseres Verständnis 
der unterschiedlichen Akteure untereinander 
geleistet. Wenn durch die Fachdialoge das ein 
oder andere Mal Schwarz-Weiß-Denken ver- 
mieden oder ein Telefonhörer in die Hand 
genommen wird, um sich frühzeitig mit der 
„anderen“ Seite auszutauschen, wäre ebenfalls 
viel erreicht. Der grundsätzliche Erfolg der Fachdialoge sollte uns 
jedoch nicht daran hindern, aus unseren Erfahrungen für die 








Die bisher durchgeführten KNE-Fachdialoge waren erfolgreich. Besonders 
bewährt haben sich Organisation, Moderation und der gewissenhafte Umgang 
mit Anliegen und Änderungswünschen bei der Erarbeitung der im Konsens 
entwickelten Empfehlungen. Bei der Zusammensetzung der Teilnehmenden 
würden wir heute einiges anders machen. 
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WIE ENTSTEHT ÜBERHAUPT  
EIN FACHDIALOG? 
Zu Beginn stand für uns nur fest: Wir nehmen wahr, dass es 
Themen im Spannungsfeld Energiewende und Naturschutz gibt, 
in denen immer wieder Konflikte entstehen und Unzufriedenheit 
herrscht und die gleichzeitig zu komplex sind, als dass ein 
einzelner Verbesserungsvorschlag die Lösung sein könnte. 
Unterschiedliche Akteure haben ihre jeweilige Sicht auf die Prob-
lematik und formulieren eventuell bereits ihrerseits Vorschläge. 
Aber nur durch einen übergreifenden Austausch aller relevanten 
Perspektiven, um das Thema in seiner Gänze zu beschreiben und 
die jeweiligen Vorschläge kritisch prüfen und verbessern zu 
können.
Das KNE passt die Gestaltung der Fachdialoge an die Bedürfnisse und Anliegen der Beteiligten an.
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In vielen Gesprächen haben wir die Nöte und Bedarfe von 
Akteuren der Energiewende und des Naturschutzes identifiziert 
und schließlich zwei an uns herangetragene Themen aufge-
griffen, die sich verfestigt hatten. Die Themen waren „Qualitäts-
sicherung von Fledermausgutachten für die Planung und Geneh-
migung von Windenergieanlagen“ und „Energiewende in der 
Nähe von UNESCO-Welterbe“.
Als Nächstes galt es, die für die Dialoggestaltung zentralen 
Fragen zu beantworten:
 J Was soll zum Thema gemacht, welche Fragen sollen 
insbesondere erörtert werden?
 J Was soll das Ziel des Dialoges sein? Welchen Charakter 
soll er haben?
 J Wer müsste am Dialog teilnehmen, damit die Ziele des 
Dialoges erreichbar und die Fragestellungen möglichst 
gewinnbringend erörtert werden können? Unter 
welchen Umständen wären die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer tatsächlich zur Mitarbeit bereit?
 J Welche Struktur sollte der Dialog haben, um den Zielen, 
dem Thema und den Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
möglichst gut gerecht zu werden?
Selbstverständlich muss auch in der Durchführung eines Dialoges 
viel gelingen, aber die Antworten auf diese Fragen definieren 
einen Dialogprozess maßgeblich. Keine dieser Fragen lässt sich 
für sich beantworten, sondern nur im Zusammenhang mit den 
jeweils anderen Fragen. Und obwohl sie vor Beginn eines Dialoges 
nicht abschließend beantwortet werden können, muss man 
zunächst Rahmenbedingungen festlegen, um den Dialog in Gang 
bringen zu können.
Wir haben die Fachdialoge mit äußerster Sorgfalt vorbereitet, 
uns alle erdenkliche Mühe mit der Vorbereitung gegeben, 
trotzdem haben wir in dieser Phase Entscheidungen gefällt, die 
wir mit der heutigen Erfahrung anders treffen würden.
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WAS WÜRDEN WIR HEUTE 
ANDERS MACHEN? 
Bei der Zusammensetzung der Teilnehmenden folgten wir der 
Überlegung, dass alle wichtigen Perspektiven im Fachdialog 
vertreten sein sollten, die Größe der Gruppe aber überschaubau 
bleiben musste, um intensive Diskussionen 
und Zusammenarbeit möglich zu machen. 
Eine zahlenmäßige Ausgewogenheit der Inte-
ressen erschien uns hingegen nicht von 
Bedeutung, da im Fachdialog keine Mehr-
heitsentscheidungen getroffen werden 
sollten. Da es in den Fachdialogen im besten 
Fall darum gehen sollte, den gemeinsamen 
Nenner in Form von gemeinschaftlich formu-
lierten Empfehlungen herauszuarbeiten, kam 
jedem Teilnehmer ein Veto zu. Daher schienen 
die Mehrheitsverhältnisse nicht relevant. 
Dieses Vorgehen war für sich genommen 
schlüssig und wurde in den Fachdialogen 
auch so gehandhabt. Unterschätzt haben wir 
dabei jedoch, wie anstrengend die Teilnahme 
für diejenigen war, die ihre Interessen in der 
Unterzahl vertreten mussten. Konkret waren 
dies in beiden Fällen die Vertreter der Wind-
energie (Bundesverband WindEnergie, 
Bund-Länder-Initiative Windenergie und im 
Welterbe-Fachdialog zusätzlich die Fach-
agentur Windenergie an Land). Obwohl 
Mehrheitsverhältnisse in der Entscheidungsfindung nie eine 
Rolle spielten, würden wir heute stärker auf die Kräfteverhält-
nisse der Interessenskoalitionen achten.
Die Mitglieder der Fachdialoge würden wir aus heutiger Pers-









heit und  
Vertrauen.
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insbesondere um erfahrene Gutachter. Das dies nicht von vorn-
herein geschah, sondern erst im Verlauf der Prozesse (insbeson-
dere im Fachdialog zur Qualitätssicherung von Fledermausgut-
achten) lag daran, dass wir zu Beginn der Fachdialoge nicht die 
nötige Klarheit zu der Frage besaßen, ob die Fachdialoge primär 
politisch oder fachlich ausgerichtet sein sollten. Damit verbunden 
war die zu ambitionierte Hoffnung, dass man die fachliche Aufar-
beitung der Thematiken und die politische 
Willensbildung „in einem Rutsch“ durch-
führen könne. Dies würde die Willensbil-
dungsfähigkeit der teilnehmenden Organisa-
tionen jedoch überfordern. Auch für den 
Fachdialog wäre ein solches Vorgehen letzt-
lich nicht günstig, weil viel Flexibilität verloren 
ginge. Die Teilnehmer würden zu Delegierten 
ihrer Organisationen – und könnten letztlich 
nur die dort abgestimmten Argumente und 
Forderungen wiederholen. Eine fruchtbare 
Diskussion, in der man sich von guten Argu-
menten auch überzeugen lassen kann, wäre 
kaum möglich. Genau diese hat in den Fach-
dialogen aber stattgefunden. 
Dem haben wir in der endgültigen Konzep-
tion der Fachdialoge Rechnung getragen: Sie 
sind letztlich Fachprozesse gewesen, in 
denen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
sich im Regelfall in ihren Organisationen abstimmten, die Teilneh-
menden aber nicht offizielle Positionen verkündeten. Entspre-
chend segeln die Ergebnisse des Fachdialogs unter Flagge des 
KNE und nicht unter denen der teilnehmenden Organisationen. 
Da die Ergebnisse vor allem dazu dienen, den jeweiligen Entschei-
dungsträgern Vorschläge zur Verbesserung unterschiedlicher 
Aspekte zu unterbreiten, reicht dies jedoch auch völlig aus. 
Nicht selbstverständlich war zudem der Aufwand, den die 
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wofür wir sehr dankbar sind. Ihr Aufwand ergab sich vornehmlich 
durch die Teilnahme an den Sitzungen selbst, Telefonaten, in 
denen wir Anliegen und Argumente erfragten, um Sitzungs-
themen vorbereiten zu können sowie durch die Kommentierung 
von verschiedenen Versionen der Empfehlungen. Zwar haben die 
Teilnehmenden die Intensität ihres Engagements durchaus selbst 
gestaltet, aber gerade die, die ihre Position in der Minderheit 
sahen (siehe oben), fühlten sich gezwungen, zur Wahrung ihrer 
Interessen auch zu Zeitpunkten intensiv mitzuarbeiten, in denen 
sie lieber anderen beruflichen Verpflichtungen den Vorzug einge-
räumt hätten. Zudem liegt es in der Natur eines solchen Dialoges, 
dass im vornherein nicht absehbar ist, auf welche Ergebnisse 
sich die Runde einigen können wird und ob die eigenen Herzens-
angelegenheiten in der Runde Anklang finden werden. Eine 
„Kosten-Nutzen-Rechnung“ ist für die Teilnehmenden daher erst 
im Nachhinein möglich.
Argumente werden gesammelt, in den Prozess miteinbezogen und diskutiert..
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Der Aufwand ließe sich für die Teilnehmenden verringern, 
wenn wir Themen und Ablauf zu Beginn des Prozesses aufgrund 
der intensiven Vorgespräche, die wir führen, bereits stärker 
vorstrukturieren würden. Es ist jedoch nicht eindeutig, dass dies 
eine Verbesserung darstellen würde. Wir haben uns im Verlauf 
der Fachdialoge das Vertrauen bei den Teilnehmenden erar-
beitet, so dass sie uns unter Verzicht auf weitere Abstimmungs-
schleifen bestimmte Aufgaben übertragen haben. Man darf in 
der Rückschau jedoch nicht unterschätzen, dass zu Beginn der 
Fachdialoge dieses Vertrauen noch nicht vorhanden sein konnte. 
Zudem gehört es zu den sensibelsten Fragen, welche Themen 
überhaupt besprochen werden sollen. Es hat sich in beiden Fach-
dialogen als Herausforderung erwiesen, Themen auszusortieren. 
Zu dem Zeitpunkt, an dem diese Entscheidung anstünde, ist 
kaum ein Teilnehmender bereit, auf ein Thema zu verzichten, nur 
weil es den Prozess verschlanken würde. Es ist in den beiden 
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Sie sehen die Notwendigkeit, einen Sachverhalt mit anderen 
Akteursgruppen aus Naturschutz und Energiewende zu klären 
und gemeinsam an Lösungen zu arbeiten? Als Dialogzentrum 
bringt das alle wichtigen Perspektiven und relevanten Aktuere 
an den Tisch, findet gemeinsam für alle Beteiligten geeignete 
Ziele und gestaltet zusammen mit Ihnen einen Diskussions- und 
Arbeitsprozess, der diese Ziele erreichbar macht. 
Fachdialogen nur gelungen, wenn ein 
Anliegen außerhalb der Themenstellung 
des Fachdialogs lag. Eine gut begründete 
Beschreibung des Gegenstands des Fach-
dialogs kann hier helfen. Da diese Themen-
stellung zu diesem frühen Zeitpunkt aber 
ebenfalls noch anpassbar gehalten 
werden muss – man will ja gerade darüber 
diskutieren, was zum Problem gehört –, existieren hier keine 
Lösungen, die unserer Handhabung in den vergangenen Fachdia-
logen eindeutig überlegen wären.
Sollte das KNE den Aufwand reduzieren, indem es selbst 
inhaltliche Setzungen vornimmt? Würde das KNE selbst zu Beginn 
eines Fachdialogs Themen aussortieren, wäre die Gefahr groß, 
dass wir unserer Rolle als neutraler Prozessgestalter nicht 
gerecht würden und man die Agenda-Diskussionen letztlich 
dennoch auf den Sitzungen führen würde – nur ungeordnet, weil 
nicht in der Veranstaltungsplanung vorgesehen. Würde das KNE 
bei der Erstellung der Empfehlungen die Entscheidungshoheit 
übernehmen, würde dies zwar Abstimmungsschleifen über-
flüssig machen, aber den Fachdialogen auch ihren Charakter 
nehmen und erhebliche Konflikte mit und zwischen Teilneh-
menden erzeugen. Deshalb erscheinen uns diese Optionen nicht 
attraktiv. 
E s g E w INN t NIch t, w ER a m l au t E s t EN s chR EI t !   
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DIE AMBIVALENZ  
VON DRITTMITTELN
Beide Fachdialoge wurden durch Drittmittel kofinanziert. Der 
Fachdialog „Energiewende in der Nähe von UNESCO-Welterbe“ 
wurde von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt gefördert, die 
erste Phase des Fachdialogs „Qualitätssicherung von Fleder-
mausgutachten für die Planung und Geneh-
migung von Windenergieanlagen“ vom 
Bundesamt für Naturschutz. Ein Kofinanzie-
rung durch Drittmittel bietet eine solide 
Grundlage, um eine komplexe Thematik in 
hoher Qualität zu bearbeiten. Drittmittel 
bringen aber auch ihre eigene Logik und 
Verbindlichkeiten mit sich.
Unsere wichtigsten Prinzipien der Dialog-
gestaltung sind ihre bedarfsorientierte und 
anpassungsfähige Gestaltung und der prak-
tische Beweis unserer Neutralität durch 
Berücksichtigung und Wertschätzung aller 
Anliegen, ohne sich mit einzelnen Anliegen 
gemein zu machen oder Einzelnen unange-
messenen Einfluss auf die Prozessgestal-
tung zu geben. Manchmal werden wir 
gefragt, ob unsere Drittmittelgeber Einfluss 
auf die Fachdialoge ausüben wollten. Dies 
war nie der Fall. Aber für jeden Drittmittel-
empfänger gilt: Wer Drittmittel möchte, 
muss sich frühzeitig um sie bemühen und in 
den entsprechenden Anträgen Festle-
gungen treffen. Die Themensetzung, die Ziele, die zu erwar-
tenden Ergebnisse und die Leistung des Drittmittelnehmers 
müssen beschrieben werden. Dies kann den Drittmittel-






lage, um eine 
komplexe 
 Thematik in 
hoher Qualität 
zu bearbeiten.
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Kopf zu stellen und vermeintliche Verpflichtungen zu erfüllen, 
anstatt zu jedem Zeitpunkt nach bestem Wissen Antworten auf 
die zentralen Fragen der Dialoggestaltung zu geben und entspre-
chend zu handeln.
Einen unbewussten Einfluss dieser Umstände auf uns würden 
wir nicht kategorisch ausschließen, auch wenn wir in unserer 
Manöverkritik keine Situation gefunden haben, in der wir dieser 
Versuchung erlegen waren. Nichtsdestotrotz würde eine voll-
ständige Eigenfinanzierung die optimale Basis für neutrale, 
bedarfsorientierte und anpassungsfähige Dialoge darstellen. 
WAS HAT SICH BESONDERS 
BEWÄHRT?
Neben dem grundsätzlichen Erfolg und der Zielerreichung der 
Fachdialoge freuen wir uns sehr über das Lob der Teilnehmenden 
über unseren Umgang mit Überarbeitungswünschen und 
weiteren Anliegen, der als sehr gewissenhaft wahrgenommen 
wurde. Dafür war die Arbeit der KNE-Referentinnen für die beiden 
Fachdialoge – Annegret Plank und Jana Weydt – unersetzlich. Der 
angemessene Umgang mit Überarbeitungswünschen und 
weiteren Anliegen erforderte ein gutes Verständnis der Anliegen 
und Sensibilitäten aller Teilnehmenden. Auf dieser Grundlage 
und durch intensive Rückkopplung haben wir in vielen Fällen 
Kompromisse vorgeschlagen, die Allen Genüge tun sollten. Weil 
für das KNE Neutralität von größter Bedeutung ist, lag uns viel 
daran, den Anspruch des Fachdialogs – alle Teilnehmenden 
sollen sich in den Empfehlungen wiederfinden, keine Empfehlung 
soll sich über den Willen Einzelner hinwegsetzen – in unserer 
Arbeit auch tatsächlich einzulösen. Die sehr gut ausfallenden 
Evaluationen zeigen, dass uns dies in den Augen der Teilneh-
menden gelungen ist, wobei uns ein Lob eines Teilnehmers 
besonders gefreut hat: „Ich habe noch nie einen Prozess erlebt, 
bei dem ich meine fachlichen Aspekte so gut einbringen konnte 
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wie bei Ihnen und bei dem nicht der gewinnt, der am lautesten 
schreit.“
Die Arbeit an den Textentwürfen der Empfehlungen in den 
Sitzungen ist nicht ohne Tücken, ist jedoch in beiden Fachdia-
logen sehr gut gelungen. Dafür muss die Methode der Zusam-
menarbeit richtig gewählt und vermittelt werden, die Moderation 
den Balanceakt zwischen Diskussionstiefe und Fortschritt 
schaffen, dafür sorgen, dass die Arbeit am konkreten Text 
verbleibt und die Teilnehmenden die Bereitschaft aufbringen, 
sich konzentriert einzubringen. Dies gelingt nur in kompetenter 
Doppelmoderation. Will man inhaltlich ergiebig an Textentwürfen 
arbeiten, bedarf es einer Moderationsrolle, die der Diskussion 
inhaltlich folgen und auch selbst Vorschläge unterbreiten kann 
sowie einer weiteren Moderationsrolle, die dafür sorgt, dass die 
Struktur der Diskussion und Redegerechtigkeit erhalten bleiben 
und man sich nicht in Details verheddert, sondern das größere 
Ziel im Auge behält. Wie die Sitzungsevaluationen zeigen, ist uns 
dies in den Fachdialogen sehr gut gelungen: Wir haben im Verlauf 
der beiden Fachdialoge insgesamt 335 Antworten erhoben, die 
sich auf die Qualität der Moderation beziehen. 80 Prozent der 
Antworten zeigen sich „sehr zufrieden“, insgesamt kommen wir 
auf einen Wert von 98 Prozent positiver Antworten zur Qualität 
 Ein Teilnehmerlob hat besonders gefreut: „Ich habe noch nie einen
Prozess erlebt, bei dem ich meine fachlichen Aspekte
       so gut einbringen konnte wie bei Ihnen und bei dem nicht der
   gewinnt, der am lautesten schreit.“
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MATHIS DANELZIK
Dr. Mathis Danelzik ist Kommunika-
tions- und promovierter Sozialwissen-
schaftler. Im KNE ist er für die 
Dialoggestaltung zuständig. Zuvor 
arbeitete er zu Konflikten und 
Bürgerbeteiligung im Netzausbau und 
zu Kampagnen gegen die weibliche 
Genitalverstümmelung. Die konstruk-
tive Diskussion unter erschwerten 
Bedingungen beschäftigte ihn in allen 
drei Tätigkeitsbereichen.
 Ein Teilnehmerlob hat besonders gefreut: „Ich habe noch nie einen
Prozess erlebt, bei dem ich meine fachlichen Aspekte
       so gut einbringen konnte wie bei Ihnen und bei dem nicht der
   gewinnt, der am lautesten schreit.“
der Moderation. Vergleichbar gute 
Werte erreichen wir in Bezug auf die 
Organisation der Fachdialoge und die 
Räumlichkeiten.
Von unseren Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern wurde ebenfalls positiv 
vermerkt, dass sie im Fachdialog die 
Chance hatten, die anderen Anliegen 
besser zu verstehen und eine Annähe-
rung in verschiedenen Punkten 
möglich wurde. Hierzu besteht im 
Alltag der Teilnehmenden selten Gele-
genheit. Es war unsere Aufgabe, den 
Teilnehmenden einen Raum dafür zu 
schaffen. Nutzen mussten die Teilneh-
menden der Fachdialoge diese Chance 
aber selbst. Wir sind sehr dankbar, dass 
sie sie ergriffen haben. 
 J KNE-Dialoggestaltung:  
www.naturschutz-energie-
wende.de/dialog
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Die Ausnahme im Kontext  
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Die Ausnahme im Kontext  
des besonderen Artenschutzrechts
In Genehmigungsverfahren von Wind-
energieanlagen treten regelmäßig 
Konflikte zwischen den Belangen des 
Artenschutzes einerseits und dem 
Interesse an der Realisierung von 
Windenergievorhaben andererseits auf. 
Es ist zum Beispiel möglich, dass Vögel 
und Fledermäuse mit den sich drehenden 
Rotorblättern oder dem Mast einer 
Windenergieanlage kollidieren. 
Eidechsen und Ameisen können getötet 
werden, wenn für die Errichtung einer 
Anlage das Baufeld freigemacht werden 
muss. Wie diese Konflikte rechtlich zu 
behandeln sind, ist im Bundesnatur-
schutzgesetz und dort im Abschnitt des 
besonderen Artenschutzrechts geregelt. 
Die zentralen Regelungen sind die 
Paragraphen 44 und 45 BNatSchG. 







Die Regel und  
ihre Ausnahme
Es ist verboten, wild lebende Tiere zu töten – so legt es die Grundregel fest. 
Als Grundregel normiert § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)1 den 
Normalfall und § 45 Abs. 7 regelt diejenigen Fälle, die nicht unter die Grundregel zu 
fassen sind, also die Ausnahmen. Das Verbot gilt für jedes einzelne Exemplar einer 
geschützten Art. Der Schutz, den die Grundregel bietet, ist damit individuen- 
 bezogen.2
Das Verbot ist sehr weitgehend: Wenn ein einzelnes Exemplar einer besonders 
geschützten Art mit einer Windenergieanlage kollidieren könnte, wäre das Verbot 
bereits erfüllt. Der Bau von Windenergieanlagen und anderen Infrastrukturprojekten 
wäre damit faktisch ausgeschlossen. Ein so weitreichendes Verbot wäre aber nicht 
vereinbar mit dem rechtsstaatlichen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Aus diesem 
Grund hat das Bundesverwaltungsgericht die sogenannte Signifikanzschwelle ent -
wickelt, die durch die letzte Novelle des BNatSchG im Jahr 2017 auch Einzug in das 
Gesetz gehalten hat (§ 44 Abs. 5 Nr. 1).
Wenn die Signifikanzschwelle durch ein Projekt überschritten würde, kann dem 
im Voraus begegnet werden, indem potenziellen Tötungen durch sogenannte Schutz-
maßnahmen entgegengewirkt wird. Bei Vögeln wird dies beispielsweise durch die 
Einhaltung bestimmter Abstände zwischen Windenergieanlage und Brutplatz erzielt. 
Um das Risiko des Fledermausschlages zu senken, werden Anlagen, in deren Umge-
bung Fledermäuse vorkommen, etwa in den Sommernächten abgeschaltet. Wenn 
aber keine Maßnahmen in Betracht kommen, um das Tötungsrisiko für Exemplare 
einer geschützten Art unter die Signifikanzschwelle zu senken, bleiben nur noch zwei 
Optionen: Entweder das Vorhaben wird aufgegeben oder es wird eine Ausnahme 
nach § 45 Abs. 7 für das einzelne Vorhaben erteilt. 
Genehmigungen für Windenergieanlagen durch Ausnahmen anstatt durch die 
Grundregel zu ermöglichen, könnte in Zukunft zunehmend notwendiger werden. 
1 Soweit nicht anders gekennzeichnet, handelt es sich bei den §§ um solche des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG).
2 Zur gefestigten Rechtsprechung des Individuenschutzes vgl.: BVerwG, Urteil vom 9. Juli 2008 – 9 A 14/07, Rn. 91; VGH Kassel, 
Beschluss vom 17. Dezember 2013 – 9 A 1540/12.Z, Rn. 9, 23; OVG Magdeburg, Urteil vom 16. Mai 2013 – 2 L 80/11, Rn. 21.
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Der Ausbau der Windenergie wird politisch stark vorangetrieben. Deutschland ist 
dem Klimaschutzabkommen der 21. UN-Klimakonferenz in Paris 2015 beigetreten 
und hat sich damit zu einem ambitionierten Klimaschutz bekannt. Der Klimaschutz-
plan 2050 der Bunderegierung bietet eine inhaltliche Orientierung zur Erreichung 
der Pariser Ziele. Darin wird neben anderen Sektoren die Energieversorgung beson-
ders gefordert. (BMUB 2016, S. 6) Der Ausbau der Windenergie soll in diesem Sektor 
stark vorangetrieben werden (BMUB 2016, S. 37), um die Klimaschutzziele der 
Bundesregierung und damit letztlich auch die internationalen Verpflichtungen zu 
erfüllen.
Für diesen politisch gewollten Ausbau der Windenergie werden Flächen benötigt. 
Flächen mit geringem Konfliktpotenzial mit dem Naturschutz sind laut einer aktu-
ellen Studie des Bundesamtes für Naturschutz (BfN) allerdings kaum verfügbar. (von 
Haaren und Wiehe 2017, Vorwort) Die Studie verdeutlicht auch, dass die Flächen-
frage der voraussichtlich entscheidende Faktor für das Gelingen der Energiewende 
sein wird. (von Haaren und Wiehe 2017, S. 2)
Grundregel:
Es ist verboten, wild lebende Tiere  
der besonders geschützten Arten  
zu töten.*
Ausnahme:
Von den Verboten können Ausnahmen  
aus zwingenden Gründen  
des überwiegenden Interesses  
zugelassen werden.**
 *  sinngemäß nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG
 **  sinngemäß nach § 45 Abs. 7 Nr. 5 BNatSchG
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Das Problem der knappen Verfügbarkeit von Flächen ist juristisch durch die 
Grundregel nicht zu lösen. Die Grundregel mit ihrer Signifikanzschwelle beinhaltet 
keinen Verhandlungsspielraum. Sie erlaubt es nicht, konfliktträchtige Flächen 
trotzdem für die Windenergie nutzbar zu machen. Über diese Hürde könnte aller-
dings die Ausnahmeregelung des § 45 Abs. 7 helfen. 
Durch die Ausnahme können, trotz bestehender Konflikte 
auf den Flächen, Genehmigungen ermöglicht werden. 
Im Gegensatz zur Grundregel nimmt die Ausnahme eine 
Abwägung der widerstreitenden Interessen vor. Anstatt, wie in 
der Grundlegel, auf das Individuum abzustellen, richtet sich der 
Blick bei der Ausnahme auf die Population.
Im Genehmigungsverfahren spielen die unterschiedlichen Akteure 
eine entscheidende Rolle. Sie können, gerade im Hinblick auf die Ausnahme, 
die in der Praxis noch nicht zu den etablierten Instrumenten gehört, unter-
schiedliche Perspektiven einnehmen. So könnten aus naturschutzfachlicher 
Sicht Bedenken bestehen, dass die Ausnahme das strenge Artenschutzsystem 
aufweicht, welches durch die Grundregel hergestellt wird. Aus Sicht der 
Behörden könnten Bedenken bestehen, Ausnahmen zu erteilen, da 
diese durch eine Verbandsklage nach dem Umweltrechtsbehelfsgesetz ange- 
griffen werden könnten. Vorhabenträger hingegen könnten in der Ausnahme die 
Möglichkeit sehen, das strenge Schutzsystem des besonderen Artenschutzrechts zu 
umgehen, um so, auf vermeintlich einfachem Wege, Genehmigungen für Windenergie-
anlagen zu erlangen. 
Für den Ausbau der Windenergie  
werden Flächen benötigt.  
Aber Flächen mit geringem  
Konfliktpotenzial mit dem  
Naturschutz sind kaum verfügbar.
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Die Ausnahme ist allerdings so angelegt, und dies wird dieser Beitrag im Folgenden 
aufzeigen, dass sie keineswegs den Artenschutz opfert, um Projekte zu ermöglichen. 
Die Ausnahme ist gerade keine Ausnahme vom Artenschutz, weshalb ihr Titel auch 
nicht unbedingt glücklich gewählt ist und zu gewissen Vorbehalten führen kann. 
Rechtsverständnis  
des Ausnahmebegriffs 
Der Gesetzgeber macht gern Gebrauch 
von Regel-Ausnahme-Systemen. Ihm bleibt 
auch gar nichts anderes übrig. Komplexe 
Sachverhalte sind durch allgemeine Regel-
ungen nicht anders zu erfassen. Der Gesetzgeber macht 
sogar so gern von diesem Instrument Gebrauch, dass sich auch „Regel-Aus-
nahme-Unterausnahme-Rückausnahme-Systeme“ im Gesetz finden. Auch bei § 45 
Abs. 7 handelt es sich um ein komplexes Ausnahmekonstrukt. 
Ausnahmen existieren genau wie Grundregeln in der generalisierten Form, 
sie entziehen sich also nicht den allgemeinen Regelungsgrundsätzen des Rechts. 
Für besondere Einzelfälle, die nicht unter eine Grundregel fallen, werden selbst all -
gemeine Grundsätze, also Ausnahmeregeln, erlassen. (Neumann in: Kaufmann et al. 
2004, S. 335) Der Rechtsanwender bewegt sich daher bei der Behandlung eines 
besonderen Einzelfalls, der nicht unter die Grundregel gefasst werden kann, nicht im 
rechtsfreien Raum, sondern ebenfalls in einer normativen Struktur. Jede andere 
Herangehensweise an einen Ausnahmefall wäre willkürlich und mit rechtsstaatlichen 
Prinzipien nicht vereinbar. 
Ganz allgemein soll eine Ausnahmeregel dort eingreifen, wo die Anwendung der 
Grundregel zu unbilligen Härten führen würde. In Fällen des Verwaltungsrechts ist 
daher die Verwaltung aufgefordert, sich, soweit dies notwendig ist, von einer 
schlichten Regelorientierung zu lösen, wenn sie nur so den komplexen Anforde-
rungen des Einzelfalls gerecht werden kann. Die Ausnahme ist also auch ein Korrektiv, 
sie muss gewissenhaft geprüft und einzelfallbezogen angewendet werden. Hierbei 
ist zu beachten, dass Ausnahmen, die keine Einzelfälle mehr sind, rechtsstaatlich 
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betrachtet genauso problematisch sind, wie die Zuordnung aller Einzelfälle zu einer 
Regel. Der Verwaltung obliegt die schwierige Aufgabe, diesem Verhältnis durch 
Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls gerecht zu werden.
Mit dem Begriff „Ausnahme“ geht ein gewisses Verständnis und damit eine 
Wertung einher. Gemeinhin und auch aus juristischer Sicht versteht sich der Begriff 
„Ausnahme“ als eine Möglichkeit, eine Regel um 180 Grad zu drehen, also in ihr 
Gegenteil zu verkehren. Aber diese Verkehrung der Regel in ihr Gegenteil ist nur 
unter besonderen geregelten Umständen gestattet. 
Man kennt das aus dem familiären Kontext. Die Regel lautet: Keine Süßigkeiten 
nach dem Zähneputzen. Sind die Kinder allerdings bei den Großeltern zu Besuch, 
gelangt das ein oder andere Stück Schokolade auch nach der Zahnreinigung in den 
Mund. Es kommt zur Ausnahme wegen der besonderen Umstände, die Kinder sind 
schließlich bei den Großeltern. 
Im Hinblick auf § 45 Abs. 7 erscheint es fraglich, dass die Kriterien eines abstrakten 
Verständnisses des Begriffs „Ausnahme“ erfüllt werden. Zweifelsohne wird auch hier 
das Kriterium der „besonderen Umstände“ berücksichtigt, die Ausnahme darf im 
Hinblick auf die Genehmigung von Windenergieanlagen nämlich nur „aus zwin-
genden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses“ erteilt werden 
(ebd. Nr. 5). Zweifelhaft ist aber, ob diese Regel, die zugrundeliegende Regel – also 
den § 44 Abs. 1 – tatsächlich in das Gegenteil verkehrt. Deshalb ist zunächst eine 
Analyse der Grundregel geboten, um feststellen zu können, ob die Ausnahme-
regelung das Gegenteil der Grundregel darstellt. 
Auslegung der 
Ausnahmebestimmung 
Für Juristen bedeutet die Analyse von einzelnen Normen, diese auszulegen. Für die 
Auslegung einer Norm werden die Auslegungscanones ‚Wortlaut‘, ‚Systematik‘, 
‚Historie‘ und ‚Teleologie‘ gebraucht. 
Schaut man sich den Wortlaut der Grundregel und den der Ausnahme an, so fällt 
auf, dass § 44 Abs. 1 bestimmte Verhaltensweisen verbietet, die § 45 Abs. 7 erlaubt. 
Die Grundregel formuliert: „Es ist verboten […]“, während die Ausnahme „Ausnahmen 
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von den […] Verboten“ zulässt. Eine strikte Wortlautinterpretation würde also die 
Annahme stärken, dass die Ausnahme die Grundregel in das Gegenteil verkehrt. 
Erste Zweifel an diesem Ergebnis entstehen bei einer systematischen Auslegung. 
Bei der systematischen Auslegung wird die Stellung der zu interpretierenden Geset-
zesnorm im Gesetz betrachtet. (Schroth in: Kaufmann et al. 2004, S. 281) Die Grund-
regel (§ 44 Abs. 1) und die Ausnahme 
(§ 45 Abs. 7) befinden sich beide in 
Kapitel 4 des Bundesnaturschutzge-
setzes mit dem Titel: „Schutz 
bestimmter Teile von Natur und Land-
schaft“ unter dem Abschnitt 3, mit der 
Überschrift „Besonderer Artenschutz“. 
Das heißt, auch die Ausnahme steht 
systematisch betrachtet bei den 
Schutzbestimmungen des Artenschutz-
rechts. Aufgrund der systematischen 
Stellung der Ausnahme im Gesetz 
könnte es sich hierbei also selbst um 
eine Schutzvorschrift handeln. Dies 
lässt Zweifel daran zu, dass die 
Ausnahme eine 180 Grad-Abkehr von 
der Grundregel darstellt.
Die Zweifel werden verstärkt und 
überwiegen schließlich, wenn der mit 
der Grundregel verfolgte Zweck 
betrachtet wird. Juristisch wird diese Auslegungsmethode als „teleologische Ausle-
gung“3 bezeichnet (Schroth in: Kaufmann et al. 2004, S. 284 ff.). Zweck der Grund-
regel ist der Schutz der Arten. Dies folgt bereits aus der Wortlautanalyse und der 
systematischen Stellung der Norm im Gesetz. Bestätigt wird dieser Zweck durch eine 
historische Auslegung, die unter anderem die Gesetzesmaterialien heranzieht. 
(Creifelds 2014, S. 117) Nach den Gesetzesmaterialien dient § 44 Abs. 1 der Anpas-
sung an das europäische Recht, namentlich an die Vogelschutzrichtline (VS-RL) 
und die Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie). (Vgl. BT-Drs. 16/5100, S. 11) 
3 telos – griechisch für Ziel oder Zweck.
Eine Ausnahme  
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Die FFH-Richtlinie dient ihrerseits dem Schutz wild lebender Tiere und der biolo-
gischen Vielfalt (vgl. die Erwägungsgründe der FFH-Richtlinie). Die VS-RL dient 
dem Schutz der wild lebenden Vogelarten (vgl. die Erwägungsgründe der VS-RL). 
Der Artenschutz ist damit beiden 
Richtlinien als Zielvorgabe inhä-
rent, dieses Ziel schlägt auf den 
besonderen Artenschutz des 
Bundesnaturschutzgesetzes durch. 
Sinn und Zweck der Grundregel 
ist also der Artenschutz. 
Wesen einer Ausnahme ist 
es, nicht nur den Tatbestand 
einer Regel in ihr Gegenteil zu 
verkehren, sondern gleichzeitig 
eine Abkehr von dem dahinter 
liegenden Zweck einer Norm zu 
vollziehen. Deutlich wird dies bei 
der Betrachtung des Beispiels mit 
der Schokolade und den Großel-
tern: Wenn die Kinder bei den 
Großeltern nach dem Zähne-
putzen Schokolade ver zehren, 
steht diese Handlung nicht nur 
dem Tatbestand der Regel (keine 
Süßigkeiten nach dem Zähneputzen) entgegen, sondern auch ihrem Zweck, nämlich 
dem Erhalt der Zahngesundheit. Karius und Baktus haben für die Stunden bis zum 
nächsten Zähneputzen am Morgen freie Hand, die Zähne anzugreifen. Das Risiko für 
Schäden an den Zähnen steigt. Für eine gewisse Zeit wird der Zweck der Zahnge-
sundheit dem Genuss der Schokolade nach dem Zähneputzen, also der Ausnahme, 
geopfert.
Wie oben dargestellt, erlaubt § 45 Abs. 7 Handlungen, die nach der Regel des § 44 
Abs. 1 eigentlich verboten sind, allerdings führt dies nicht dazu, dass eine Abkehr 
vom Zweck des § 44 Abs. 1 stattfindet. Zweck des § 44 Abs. 1 ist der Artenschutz, 
dieser Schutz wird individuenbezogen, also durch den Schutz jedes einzelnen Exem-
plars im Rahmen der Signifikanz sichergestellt. 
Es könnte in Zukunft
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§ 45 Abs. 7 stellt keine Abkehr von diesem Zweck dar. Die Regelung ist keinesfalls 
ein ausnahmsweiser, punktueller Verzicht auf den Schutz der Arten. Vorausset-
zungen für eine Ausnahme sind, dass ein Ausnahmegrund vorliegt, keine Alterna-
tiven gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Population der Art nicht 
verschlechtert. Zur Beurteilung des Erhaltungszustandes der Population muss eine 
Gesamtbetrachtung vorgenommen werden. (BVerwG, Urteil vom 19. Juni 2010 – 9 A 
20/08, Rn. 60) Das heißt, wenn die lokale Population durch Erteilung der Ausnahme 
beeinträchtigt wird, ist entscheidend, ob die Gesamtheit der Population in ihrem 
natürlichen Verbreitungsgebiet als lebensfähiges Element erhalten bleibt. 
Um die Gesamtheit der Population zu sichern, können bestandsstabilisierende 
Maßnahmen umgesetzt werden. Diese sind zwar nicht ausdrücklich normiert. Es ergibt 
sich allerdings aus dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, dass sie bei der Beurteilung 
des Erhaltungszustandes zu beachten sind, so dass der Vorhabenträger Maßnahmen 
ergreifen kann, um die Genehmigungsfähigkeit seiner Anlage zu gewährleisten. (Vgl. 
Ruß 2018, S. 22) Diese Maßnahmen sind im Gegensatz zu den klassischen Schutzmaß-
nahmen räumlich und zeitlich nicht an die Anlagenerrichtung gebunden, sondern 
flexibel einsetzbar. Allerdings muss auch für diese Maßnahmen gesichert sein, dass 
entsprechende Flächen tatsächlich und rechtlich zur Verfügung stehen.
Was mit Erhaltungszustand der Population gemeint ist, wurde damit ausgestaltet. 
Es handelt sich um verbindliche Untersuchungsvorgaben, deren Ergebnisse der 
Antragsteller einer Genehmigung vorlegen muss.
Populationsschutz  
statt Individuenschutz
Die für eine sachgerechte Interpretation des § 45 Abs. 7 entscheidende Bedingung 
ist also, dass sich der Erhaltungszustand der Population einer Art durch Erteilung 
einer Ausnahme nicht verschlechtern darf. Diese Rückausnahme oder Bedingung 
signalisiert einen Perspektivenwechsel bzw. einen Wechsel des Mittels, wie der 
Artenschutz zu gewährleisten ist. Anstelle des Individuums wird in § 45 Abs. 7 die 
Population und die Entwicklung ihres Erhaltungszustandes in den Blick genommen. 
Das Schutzsystem wird weiter verfolgt unter Zuhilfenahme eines anderen 
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Bezugspunktes: Artenschutz wird 
durch Populationsschutz betrieben. 
Es findet eine Änderung des „wie“ des 
Artenschutzes und nicht des 
„ob“ statt. 
Die Änderung des Bezugspunktes 
bzw. des Mittels stellt aber keine klassi-
sche Ausnahme dar, denn der Blick auf 
die Population verkehrt den mit § 44 
Abs. 1 verfolgten individuenbezogenen 
Artenschutz nicht in sein Gegenteil. 
Population und Individuum stehen sich 
gerade nicht diametral gegenüber; das 
Individuum ist Teil der Population und 
die Population gewährleistet die Entste-
hung neuer Individuen. Individuum und 
Population bedingen einander. In § 7 
Abs. 2 Nr. 6 lautet es entsprechend: „Population [ist] eine biologisch oder geogra-
fisch abgegrenzte Zahl von Individuen einer Art“. Insoweit beinhaltet der Schutz der 
Population stets den Schutz von Individuen. An diesen Schutz werden auch im 
Rahmen von § 45 Abs. 7 strenge Anforderungen gestellt, um den Erhaltungszustand 
der Population zu bewahren.
Fazit
Warum ist diese Differenzierung wichtig? Dem Begriff „Ausnahme“ wohnt gemeinhin 
die Bedeutung bei, eine Regel um 180 Grad zu drehen. Eine drastischere Änderung 
einer Regel ist nicht denkbar, daher ist eine Ausnahme bei Kindern, die sich mit vielen 
spaßfreien Regeln konfrontiert sehen, auch so beliebt. Wird der Begriff „Ausnahme“ 
nun im Kontext des Artenschutzes verwendet, suggeriert dies eine 180 Grad-Abkehr 
von der strengen Artenschutzregelung des § 44 Abs. 1. Für einige Akteure impliziert 
der Begriff damit eine möglicherweise große Gefahr für den Artenschutz, für andere 
Akteure erscheint er möglicherweise als eine willkommene Option, den strengen 
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Artenschutz und sein aufwändiges System aus Schutzmaßnahmen umgehen zu 
können. Beide Annahmen finden, wie festgestellt, keine Entsprechung in der 
Rechtswirklichkeit. 
Der durchaus geläufige Terminus „artenschutzrechtliche Ausnahme“ ist daher irre-
führend, soweit er sprachlich impliziert, dass eine Ausnahme vom Artenschutz möglich 
sei. Eine tatsächliche Ausnahme vom Artenschutz wird aber lediglich durch die soge-
nannte „Befreiung“ in § 67 ermöglicht. Hier tritt der Artenschutz, meist aus Gründen 
des Eigentumsschutzes, hinter die Interessen des Menschen zurück, eine Rückaus-
nahme bzw. weitere Bedingungen sind bei der Befreiung nicht vorgesehen. Die 
Befreiung findet sich daher konsequen-
terweise auch nicht im Kapitel 5 zum 
Schutz der wild lebenden Tiere, sondern 
vier Kapitel weiter unter der Überschrift 
„Eigentumsbindung, Befreiungen“. 
Empfehlenswert ist es daher, den 
Ausnahmebegriff sprachlich möglichst 
im Hinblick auf sein Bezugsobjekt zu 
verwenden, zum Beispiel: „Ausnahme 
vom individuenbezogenen Tötungs-
verbot“. Das ist zwar umständlicher, 
beugt aber der Gefahr vor, missver-
standen zu werden oder ein nicht 
korrektes Verständnis des Begriffes 
Ausnahme zu fördern.
Die Ausnahmeregelung nach § 45 
Abs. 7 Nr. 5 ist keine pauschale Aus- 
nahme für die Windenergie. Sie ist an 
ihre strengen Voraussetzungen ge- 
bunden und muss stets am Einzelfall 
geprüft werden. Andererseits steht die 
Ausnahme im Gesetz. Soweit die 
Voraussetzungen vorliegen, kann und 
wird sie als vermittelndes Instrument 
im Konfliktfeld zwischen Naturschutz 
und Energiewende genutzt werden. 
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Möglichkeiten und Grenzen  
der Steigerung der Biodiversität  
durch alternative Energiepflanzen




Der Anbau nachwach-sender Rohstoffe zur Biogaserzeugung ist Teil unserer Kulturland-schaft. Vielerorts 
dominiert dabei der Maisanbau. Auch 
wenn der Anbau von Biomasse durch 
Änderungen im Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz gebremst wurde: Biogasan-
lagen werden aufgrund von Förderga-
rantien über 2030 hinaus betrieben 
werden. Umwelt- und Naturschutz, 
Biogasbranche und Wissenschaft 
diskutieren, ob mit einer Substitution des 
Maises durch alternative Substrate 
Vorteile für die Biodiversität verbunden 
sein können, und wie es – bei aus 
ökologischer Sicht potenziell  
interessanten Optionen – dann um  
die Wirtschaftlichkeit bestellt wäre.
Nutzung und
Nutzungskonkurrenz
Neben den fluktuierenden Energie-
trägern Wind und Sonne spielt die 
Erzeugung von Energie aus Biomasse 
eine wichtige Rolle bei der Erreichung 
der Klimaschutzziele in Deutschland. 
Der Anteil der Biomassenutzung an 
der aus erneuerbaren Quellen stam-
menden Energie beträgt gegenwärtig 
über 50 Prozent. Mit geschätzten 
2,65 Millionen Hektar (FNR 2018) 
wurden im Jahr 2017 auf zirka 
15 Prozent der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche (16,7 Mio. Hektar, Statisti-
sches Bundesamt 2018) nachwach-
sende Rohstoffe (NAWARO) angebaut, 
vor allem für die Strom-, Wärme- und 
Biokraftstofferzeugung, aber auch für 
die stoffliche Nutzung. 
Energiepflanzen für Biogasanlagen 
beanspruchten 2017 mit fast 1,4 Milli-
onen Hektar erneut die größte Fläche 
beim NAWARO-Anbau (siehe Abbil-
dung). Auf etwa zwei Drittel dieser 
Fläche wuchs Mais. (FNR 2018)  
Der einseitige und intensive Anbau von 
Energiepflanzen ist dabei zunehmend 
in die Kritik geraten. Monokulturen, 
hoher Dünger- und Pestizideinsatz 
verschärfen regional die Folgen von 
allgemeinen Intensivierungstrends der 
Landwirtschaft und führen zu einem 
Verlust an biologischer Vielfalt und 
Landschaftsstrukturen. (BfN 2010)
Der Anbau von Biomasse eigens 
für die energetische Nutzung 
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beansprucht im Verhältnis zum 
Energieertrag relativ viel Ackerfläche. 
(UBA 2013a) Hieraus resultieren 
zunehmende Flächenkonkurrenzen 
zwischen Nahrungs- und Futtermittel-
pflanzen auf der einen und Energie-
pflanzen auf der anderen Seite.  
Infolge dieser konkurrierenden Raum-
ansprüche und der damit einher-
gehenden intensiven und öffentlich 
geführten Debatten („Tank versus 
Teller“) wurde die Inanspruchnahme 
von Flächen für die energetische 
Biomasseerzeugung seit 2014 durch 





Die Zahl der Biogasanlagen ist in den 
vergangenen Jahren kaum noch 
gestiegen (s. Abb. 2). Ergebnisse der 
aktuellen Biomasseausschreibung 
Quellen: FNR, BMEL (2018); © FNR 2018
ANBAU NACHWACHSENDER ROHSTOFFE
in Deutschland (in 1.000 Hektar)
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vom September 2018 belegen, dass 
nur wenig Gebote von Neuanlagen 
bezuschlagt wurden. Deren Anteil 
betrug nur etwas mehr als 16 Prozent, 
der Löwenanteil entfiel auf Bestands-
anlagen, die sich um eine Anschluss-
zahlung beworben hatten. Das 
Ausschreibungsvolumen von über  
225 Megawatt wurde nur zu zirka 
einem Drittel ausgeschöpft. 
Der aktuelle Trend bei den 
Ausschreibungen verdeutlicht, dass 
selbst bei einem gegenwärtig stark 
gebremsten Neubau von Biogasan-
lagen, zumindest ein Teil der über 
8.000 Biogasanlagen aufgrund 
bestehender EEG-Fördergarantien bis 
zum Jahr 2030 betrieben wird mögli-
cherweise auch noch darüber hinaus. 
Zumindest alle jetzt und zukünftig in 
Ausschreibungsverfahren bezu-
schlagten Bestandsanlagen verfügen 
über weitere zehnjährige EEG-An-
schlussförderungen. Für die Fort- 
ANLAGENSTANDORTE BIOGASPRODUKTION
in Deutschland
Quellen: FNR nach DBFZ, dena, Fachverband Biogas e.V., BMEL (2017); © FNR 2018
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führung eines Teils der Bestandsan-
lagen spricht auch der grundsätzliche 
Umstand, dass Bioenergie als flexibel 
verfügbarer Energieträger und 
-speicher beim fortschreitenden 
Umstieg auf erneuerbare Energie-
quellen dazu beitragen kann, Ange-
botslücken am Strom- und Wärme-
markt zu schließen.
Die beschriebenen Herausforde-
rungen für Natur und Landschaft 
durch den (Weiter-)Betrieb von 
Biogasanlagen und den damit verbun-
denen Anbau von Energiepflanzen 
bleiben vielerorts noch längere Zeit 
bestehen. Der Wert für „Artenvielfalt 
und Landschaftsqualität – Agrarland“ 
des Indikatoren-Sets der Nationalen 
Strategie zur biologischen Vielfalt ist 
noch weit vom Zielbereich entfernt,  
es ist sogar ein Trend zu einer noch 
weiteren Verschlechterung zu beob-
achten. (BMU 2017) Diese Ausgangs-
lage gibt Anlass zu der Betrachtung, 
ob Biogasanlagen nicht jenseits von 
„Maiswüsten“ naturverträglicher 
betrieben werden könnten.
Alternative Substrate – 
kein Sprung in die Fläche
Schon seit vielen Jahren gibt es 
Projekte, in denen beim Energiepflan-
zenanbau ökologische Alternativen 
(„ELKE“, „Energie aus Wildpflanzen“, 
„Lebendige Agrarlandschaften“) 
verwendet werden. Das Ziel, mit mehr 
Vielfalt beim Energiepflanzenanbau 
mehr Natur- und Umweltverträglich-
keit in der Landnutzung zu fördern, 
fand auch Eingang in die politische 
Agenda. Der aktuelle Koalitionsvertrag 
zwischen CDU/CSU und SPD fordert 
bei der Bioenergie den Einsatz von 
Blühpflanzen zu erhöhen.
Bislang blieben Blühstreifen und 
andere alternative Substrate aber 
vorwiegend auf nicht-kommerzielle 
Demonstrationsprojekte beschränkt. 
So kamen alternative Energiepflanzen 
im Jahr 2017 auf nicht einmal 0,2 
Prozent der Anbaufläche des Maises. 
(FNR 2018) Es ist eine Tatsache, dass 
alternative Substrate mit höherem 
ökologischen Potenzial als Mais, trotz 
vieler Bemühungen, den Sprung in die 
Fläche nicht geschafft haben. 
Im Fokus der Betrachtung steht 
hier nicht eine Ausweitung des 
Energiepflanzenanbaus. Ausgangs-
punkt ist die Überlegung, ob mit dem 
Anbau von alternativen Energie-
pflanzen anstelle von Mais Potenziale 
verbunden sein könnten, die Agrobio-
diversität zu verbessern, und von 
welchen Rahmenbedingungen es 
abhängen würde, ob diese Potenziale 
in der Praxis auch tatsächlich gehoben 
werden könnten.
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Was der Natur hilft
Zuerst muss zwischen Landnutzern 
und Naturschützern geklärt werden, 
ob der Energiepflanzenanbau über-
haupt genügend Vorteile für Natur-
schutz und Biodiversität mit sich 
bringen könnte, damit es sich lohnt, 
darüber nachzudenken, wie eine 
größere Substratvielfalt beim Anbau 
von Energiepflanzen den Sprung in  
die Fläche schaffen kann.
Beim Energiepflanzenanbau steht 
der Nutzungsaspekt im Vordergrund. 
Forschungsergebnisse zeigen, dass  
in allen untersuchten Kulturen fast 
ausschließlich häufige Allerweltsarten 
(Ubiquisten) vertreten sind. Durch die 
Nutzung ist die Störungsprägung der 
bestimmende Umweltfaktor für die 
Zusammensetzung tierischer 
Artengemeinschaften auf Äckern. 
Davon profitieren Allerweltsarten, 
während störungsempfindliche Arten 
mit höherem naturschutzfachlichen 
Wert (z. B. Spezialisten) auch in mehr- 
jährigen Kulturen kaum auftreten.  
Es dominieren weitverbreitete Arten, 
die sehr unterschiedliche Biotope 
besiedeln können (BfN 2016). Positive 
Effekte für die Fauna durch alternative 
Substrate sind aus Naturschutzsicht 
begrenzt.
Bestimmte Energiepflanzenkul-
turen besitzen aus naturschutzfach-
licher Sicht aber relative Vorteile 
gegenüber anderen. Die größten 
Artenzahlen und Abundanzen finden 
sich in mehrjährigen Kulturen und  
hier besonders bei Wildpflanzen-
mischungen. Bei bestimmten Arten-
gruppen, zum Beispiel Laufkäfern, 
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konnten auch störungsempfindliche 
und damit naturschutzfachlich 
wertvollere Arten von mehrjährigen 
Kulturen profitieren. (BfN 2016)
Damit Energiepflanzen einen 
Beitrag zur Erhöhung der Biodiversität 
leisten können, sind aus Sicht des 
Naturschutzes bestimmte Anforde-
rungen zu erfüllen. Wichtig ist, dass 
der Anbau alternativer Energie-
pflanzen dort stattfindet, wo vormals 
Mais angebaut wurde (Vornutzung). 
Unverzichtbar ist eine extensive 
Bestandsführung mit einem weitest-
gehenden Verzicht auf Pflanzen-
schutzmittel und Düngung. Hinzu 
kommen eine mehrjährige Bodenruhe, 
die Berücksichtigung des Standortes 
und von Naturschutz-Fachplanungen 
sowie eine angemessene Größe und 
Lage der Pflanzungen. Eine Pflanzung 
alternativer Substrate inmitten von 
40 Hektar Intensivkultur verspricht 
wenig Erfolg für eine ökologische 
Aufwertung, da die Besiedlung 
schwieriger ist. Zudem macht es einen 
Unterschied, ob sich diese am Rande 
oder inmitten eines Feldes befinden. 
Randlagen fördern bessere Besied-
lungschancen durch Arten aus 
angrenzenden Biotopen. In nicht 
gänzlich ausgeräumten, aber struktur-
armen Agrarlandschaften, könnten 
diese zu einem besseren Austausch 
im Sinne eines Biotopverbundes 
beitragen. 
Das Management wirkt sich 
ebenfalls auf die ökologische Qualität 
aus. Wichtig ist hier inbesondere der 
Erntezeitpunkt. Für Brutvögel, 
Insekten und Spinnen wäre ein später 
Zeitpunkt im Jahr günstig. 
  
|
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Grundsätzlich vorteilhaft für die 
Biodiversität ist es auch, wenn Flächen 
nicht komplett abgeerntet werden, 
sondern abschnittsweise. Durch eine 
zeitliche Staffelung der Ernte ent -
stehen Rückzugsmöglichkeiten für 
Insekten, und eine (raschere) Wieder-
besiedlung abgeernteter Bereiche 
wird erleichtert.
Eine reine Beschränkung auf 
naturschutzfachliche Aspekte erweist 
sich jedoch als zu kurz gegriffen, wenn 
es um die Beurteilung von positiven 
Effekten eines naturverträglichen 
Energiepflanzenanbaus geht. Es treten 
Synergien mit anderen Schutzzielen 
auf. Von einer Reduktion beziehungs-
weise einem Verzicht auf Düngung, 
Bearbeitung (Mehrjährigkeit) und 
Pflanzenschutzmitteleinsatz profi-
tieren Schutzgüter wie der Umwelt- 
und Klimaschutz. Mit einer erhöhten 
Stickstoff- und Kohlenstoff dioxid-
Bindung im Humus gehen auch 
positive Auswirkungen auf die Zusam-
mensetzung der Biozönosen (Fauna, 
Quellen: FNR, BMEL (2018); © FNR 2018
ANBAU NACHWACHSENDER ROHSTOFFE
in Deutschland 2017–2015 (in Hektar)
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Flora) in Böden und Gewässern 
einher. Die Beurteilung des Wertes 
alternativer mehrjähriger Energie-
pflanzen erfordert daher eine integra-




Der Energiepflanzenanbau stellt 
letztendlich nur eine andere Form 
landwirtschaftlicher Nutzung dar.  
Ein Landwirt ist grundsätzlich frei,  
zu entscheiden, welche Produkte er  
zu welchem Zeitpunkt auf welchen 
Flächen anbaut. Er unterliegt den 
Bestimmungen des europäischen und 
nationalen Agrarrechts (z. B. Dünge-
mittelverordnung, Düngegesetz) sowie 
des Umweltrechts (Wasserrahmen-
richtlinie, Immissionsschutz), außer in 
Schutzgebieten, beim Vertragsnatur-
schutz oder der Kompensation von 
Eingriffen in Natur und Landschaft –  
aber nicht dem Naturschutzrecht. 
Den Handlungsrahmen für eine 
naturverträgliche Landwirtschaft 
bilden – auch beim Energiepflanzen-
anbau – die bestehenden Umweltan-
forderungen an die allgemeine Praxis 
der Landwirtschaft (Cross Compliance, 
gute fachliche Praxis). Diese entfalten 
jedoch keine unmittelbare 
Rechtsverbindlichkeit für eine natur-
verträgliche Wirtschaftsweise. Ange-
sichts des seit Jahrzehnten zu beob-
achtenden Artenrückgangs und vieler 
Umweltprobleme bei Böden und 
Gewässern durch intensive Landwirt-
schaft scheint deren Wirkung sehr 
beschränkt und bedürfte angesichts 
des Status Quo eher einer Stärkung.
Welche Substrate ein Landwirt 
nutzt, ist eine Frage der Wirtschaft-
lichkeit. Die Wirtschaftlichkeit von 
Energiepflanzen wird von verschie-
denen Faktoren bestimmt. Zu nennen 
sind an erster Stelle der Methaner-
trag, Anbaukosten (Bewirtschaftungs-
kosten, Saatgutpreise), technische 
Herausforderungen (Silierbarkeit) und 
die Herausnahme von Ackerland aus 
der Fruchtfolge infolge der Mehrjäh-
rigkeit der Energiepflanzenkulturen. 
Letztere verringert die Flexibilität der 
Betriebe, auf sich wandelnde ökono-




Im Grundsatz herrscht in der Literatur 
durchweg Einigkeit, dass die Substitu-
tion von Mais durch alternative 
Substrate im Regelfall zu wirtschaft-
lichen Einbußen für die Landwirte 
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führt (s. Abb. 3), selbst wenn es 
Standorte und Rahmenbedingungen 
gibt, bei denen einige Energiepflanzen, 
wie beispielsweise die Durchwachsene 
Silphie, einen dem Mais vergleich-
baren Methanertrag erreichen 
können.
Mindererträge bedürfen daher der 
Kompensation, da anderweitig kein 
Wechsel des Substrates zu erwarten 
ist. Besonders die ökologisch vorteil-
hafteste Variante der Wildpflanzen-
mischung (WPM) stellt ökonomisch 
häufig die ertragsschwächste Variante 
dar. Die Erträge erreichen zwischen  
30 und 40 Prozent (Abb. 3), mancher-
orts auch bis zu 50 Prozent im Ver- 
gleich zu denen der wirtschaftlichen 
Optimalvariante Silomais (Zürcher 2014).
Eine Kompensation wirtschaft-
licher Nachteile infolge des Anbaus 
naturverträglicherer, aber ertrags- 
schwächerer Substrate erfordert eine 
ausreichend bemessene Vergütung. 
Die Vergütungshöhe muss sich an 
dem Maß des ökologischen Mehr-
wertes orientieren. Zudem muss 
sichergestellt sein, dass die Maß- 
nahmen zur naturschutzfachlichen/
ökologischen Werterhöhung tatsäch-
lich durchgeführt werden und 
wirksam sind (Monitoring, Kontrolle). 
Die Voraussetzungen, die einen 
Einfluss darauf ausüben, ob es aus 
naturschutzfachlicher Sicht zu Biodi-
versitätssteigerungen kommen kann, 
sind umfangreich. Hinzu kommt die 
hohe Komplexität der Wirkungszu-
sammenhänge. So existieren zum Teil 
auch Unsicherheiten und Forschungs-
bedarfe hinsichtlich positiver natur-
schutzfachlicher Wirkungen (IfaS 2013) 
und weitere unklare Effekte (indirekte 
Landnutzungsänderungen). Das gilt 
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auch für das Ausbreitungsverhalten 
von invasiven Neophyten, wenn diese 
zum Beispiel Bestandteil von Energie-
pflanzenkulturen sind.
Eine zentrale Herausforderung  
ist es, ob Maßnahmen, die sich aus 
naturschutzfachlicher Sicht lohnen, 
mit vertretbarem administrativen 
Aufwand umgesetzt werden könnten.
Die Zukunft 
liegt in der Region
Unter den bestehenden wirtschaft-
lichen, technischen und rechtlichen 
Rahmenbedingungen ist ein gestei-
gerter Einsatz ‚ökologischer(er) 
Substrate‘ eher unwahrscheinlich.  
Die Lösung von Biodiversitäts- und 
Umweltschutzfragen in der Agrarland-
schaft kann nicht aus dem Energie-
recht kommen. Die ökonomischen 
Rahmenbedingungen für landwirt-
schaftliche Produktionsprozesse 
schafft vielmehr die Agrarpolitik. 
Deren Instrumente zur Erreichung von 
Umweltzielen in der gemeinsamen 
europäischen Agrarpolitik (GAP), 
 wie zum Beispiel Agrarumweltmaß-
nahmen und Greening, haben den 
Artenrückgang und die Belastung  
von Böden, Grund- und Oberflächen-
wasser in der Agrarlandschaft bisher 
aber nicht aufhalten können.  
In Hinblick hierauf sind diese Instru-
mente daher grundsätzlich kritisch zu 
hinterfragen.
Die Fortführung oder gar eine 
Ausweitung des Biogasanlagenbe-
standes auf Basis alternativer  
Energiepflanzen lassen sich allein 
naturschutzfachlich nicht hinreichend 
begründen, da die Potenziale zur 
Steigerung der Biodiversität begrenzt 
sind. Hinzu kommen Risiken, die mit 
Anreizen zu einem gesteigerten Anbau 
von Energiepflanzen einhergehen 
könnten (z. B. Grünlandintensivierung, 
Grünlandumbruch, invasive Neo- 
phyten).
Einige Energiepflanzenkulturen 
können bei geeigneten Rahmenbedin-
gungen aber durchaus positive Effekte 
auf die Biodiversität ausüben und 
darüber hinaus, einen Beitrag zur 
Aufwertung weiterer ökologischer 
Funktionen in den Agrarlandschaften 
leisten. Hierzu zählen der Boden-, 
Klima- und Umweltschutz. Es ist Auf- 
gabe der Gesellschaft zu definieren, 
was uns welche ökologischen Effekte 
wert sind. 
Eine wichtige Funktion haben 
Pilotprojekte, wie zum Beispiel die 
„Bioenergie-Regionen“, mit denen 
bereits konkrete Praxis-Erfahrungen 
gesammelt werden konnten. Beim 
Projekt „Bioenergie-Regionen“ stand 
die gezielte Steigerung der regionalen 
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Wertschöpfung durch Bioenergie, die 
Effizienzsteigerung und Optimierung 
der Stoffströme sowie die Weitergabe 
der Erfahrungen an Partner-Regionen 
(Wissenstransfer) im Fokus. Ziel war 
es, Vorbilder für einen nachhaltigen 
Einsatz von Bioenergie zu schaffen 
und durch die Einbindung der Bevöl-
kerung vor Ort einen wichtigen Beitrag 
zur Energiewende zu leisten.
Ungeachtet vieler offener Fragen 
kann es sich, weil die Bioenergie in 
ihrer gegenwärtigen Form Biodiversi-
tätsprobleme in der Agrarlandschaft 
verschärft, lohnen, darüber nachzu-
denken, die noch längere Zeit in 
Betrieb befindlichen Biogasanlagen 
natur- und umweltverträglicher zu 
betreiben.
Eine mögliche Chance für dieses 
Anliegen stellt die Entwicklung von 
akteursübergreifenden, praxisorien-
tierten Konzepten dar, die kleinräu-
miger (lokal, regional) Anreize setzen, 
den Maisanbau zu substituieren.
Ziel sollte es sein, eine standort-
angepasste naturverträgliche Bio -
massenutzung als Beitrag zur Stär-
kung der regionalen Wertschöpfung 
und Sicherung einer dezentralen 
Energieversorgung zu etablieren und 
zu sichern. Nur eine solche hat die 
Chance auf Akzeptanz in den verschie-
denen Akteursgruppen und in der 
Bevölkerung. 
MARKUS HEMKER
Dipl.-Geograph Markus Hemker 
studierte Geographie/Landschafts-
ökologie an der Westfälischen- 
Wilhelms-Universität Münster.  
Er ist als Referent im KNE tätig und 
betreute unter anderem das Fach-
gespräch zum Thema „Biodiversitäts-
potenziale von alternativen 
Energiepflanzen“.
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VON markus wagenhäuser
In Deutschland und Frankreich werden ab 2020 verstärkt 
Windenergieanlagen zurückzubauen sein. Der bestehende 
rechtliche Rahmen in Frankreich ist detaillierter und  
landesweit einheitlich, wohingegen die deutschen Regelungen 
auf Ebene der Bundesländer greifen. Zukünftige Handlungs-
felder sind die Entwicklung neuer Recyclingverfahren,  
insbesondere für Rotorblätter, umfassende Recyclingkonzepte 
zur Erhöhung der Verwertungsquoten sowie Standards für 
einen umweltverträglichen Rückbau.
Umwelt verträglicher Rückbau 
von Windrädern – Herausforderungen 








ZZum Jahresende 2020 läuft für die ersten Windenergieanlagen in Deutschland die Förderung gemäß dem im Jahr 2000 eingeführten Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) aus. Die von den vier deutschen Übertragungsnetzbetreibern veröffentlichten EEG-Anlagenstamm-daten zeigen, dass im Zeitraum 2020 bis 2025 über zwei Gigawatt 
Erzeugungsleistung pro Jahr aus der EEG-Förderung fallen wird (Deutsche Über-
tragungsnetzbetreiber 2018). In Frankreich wird aufgrund der geringeren Förder-
dauer von 15 Jahren in den kommenden Jahren ebenfalls eine Vielzahl von Anlagen 
das Ende des Förderzeitraums erreichen, im Jahr 2020 rund 360 Megawatt, jedoch 
wird von einem Weiterbetrieb über den Förderzeitraum hinaus ausgegangen 
(MTES 2018, S. 9). Nach Schätzungen der französischen Agentur für Umwelt und 
Nach Schätzungen der französischen Agentur für Umwelt und Energiemanagement werden insbesondere ab 2025 jährlich  
bis zu einem Gigawatt an Anlagenleistung vor dem Anlagenrückbau stehen.
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Energiemanagement (ADEME) werden insbesondere ab 2025 jährlich 
bis zu einem Gigawatt an Anlagenleistung vor dem Anlagenrückbau 
stehen (ADEME 2017, S. 62).
Vor Ende des Förderzeitraums stehen Anlagenbetreiber vor der 
Wahl zwischen verschiedenen Optionen: Sie können sich dazu 
entscheiden, die Anlagen über den Förderzeitraum hinaus weiter zu 
betreiben, etwa im Rahmen eines sogenannten „Power Purchase Agree-
ment“ (PPA), bei dem Anlagenbetreiber den erzeugten Strom direkt an 
Stromkunden, oftmals industrielle Abnehmer, verkaufen. Darüber 
hinaus kann ein „Repowering“ durchgeführt werden, was durch den 
Rückbau des bestehenden Parks und den Einsatz größerer Masten und 
leistungsstärkerer Turbinen am gleichen Standort erfolgt. Zudem 
können Altanlagen auch im Zuge eines „Second Life“ rückgebaut und 
ins Ausland verkauft werden, wo diese weiter genutzt werden. Ansonsten wird der 
Park ohne Weiterverwendung zurückgebaut.
Nachfolgend werden technische Grundlagen hinsichtlich der Materialien und des 
derzeitigen Entsorgungszyklus von Windenergieanlagen dargestellt. In einem 
zweiten Schritt werden die bestehenden rechtlichen Rahmenbedingungen für den 
Rückbau von Anlagen in Deutschland und in Frankreich erläutert. Abschließend wird 
die weitere Entwicklung bezüglich des Anlagenrückbaus anhand technischer und 
ökologischer Aspekte analysiert.
Neben der Darstellung der verwendeten Materialien einer Windenergieanlage 
wird nachfolgend der Status Quo hinsichtlich des Rückbaus von Anlagen in Deutsch-
land und in Frankreich geschildert.
Eine Anlagenleistung von zirka
1,0 Gigawatt 
steht ab 2025 in Frankreich 
jährlich vor dem Rückbau.
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VERWENDETE MATERIALEN EINER WINDENERGIEANLAGE
Die Materialien, die für Windenergieanlagen verwendet werden, lassen sich in mine-
ralische Materialien, Metalle und Kunststoffe unterscheiden. Eine Windenergie- 
anlage besteht dabei zu überwiegenden Teilen aus Beton (60 bis 65 Gewichts-Prozent) 
im Fundament und im Turm sowie Stahl (30 bis 35 Prozent) je nach Bauweise des 
Turms (Stahlrohrturm oder Betonturm). Für Offshore-Anlagen liegt der Anteil von 
Stahl deutlich höher. (VDI 2014, S. 19)
Besonderes Augenmerk bei der Weiterentwicklung zu einem umfassenden und 
nachhaltigen Recyclingkonzept ist auf die aus Verbundwerkstoffen bestehenden 
Rotorblätter zu legen. Rotorblätter besitzen einen Masseanteil von nur rund drei 
Prozent, sie verursachen aber bei der Herstellung rund ein Viertel der Kosten. Zudem 
können bis zu 30 Prozent Produktionsabfall pro Rotorblatt anfallen (Pehlken et al. 
2017, S. 248). Die Rotorblätter werden mit dem Ziel gefertigt, mit möglichst wenig 
Gewicht besonders hohen Kräften standzuhalten. Produzenten verwenden Verbund-
strukturen aus verschiedenen Materialien:
 J Fasern zur Verstärkung: Glasfasern (GFK) oder Carbonfasern (CFK),
 J Polymermatrix zur Verklebung: Epoxid-, Polyester- oder Vinylesterharze,
 J Balsaholz oder Polyvinylchlorid für den Kern: Sogenannte 
„Sandwichstruktur“,
 J Metalle: Kupferverdrahtung, Stahlbolzen,
 J Beschichtungen.
Bisher wurden im Onshore-Bereich hauptsächlich aus Glasfasern bestehende Rotor-
blätter gefertigt, die rund 60 bis 70 Prozent (bezogen auf die Gesamtmasse) ausma-
chen, der Rest entfällt auf das Harz und weitere Materialien. Bei den ersten aus der 
Förderung fallenden Anlagen handelt es sich um Anlagen mit einer Nennleistung 
unter einem Megawatt und Rotorblattlängen unter 40 Metern (Pehlken et al. 2017, S. 247). 
Hinsichtlich des Recyclings hat die Verwendung von mit Glasfasern verstärkten 
Kunststoffen gewisse Nachteile, so etwa der niedrige Preis für die Rohfaser, ein 
vergleichsweise niedriger Heizwert sowie ein hoher Aschegehalt (Lange 2018, S. 2).
Die erheblich leichteren und teureren Carbonfasern kommen vor allem bei den 
größeren, modernen Anlagen mit Rotorblattlängen von über 70 Metern zum Einsatz 
(BWE 2017, S. 1-2). Dies kann mit den im Vergleich zu Glasfasern vorteilhafteren 
Aus Glasfasern bestehende
Rotorblätter machen rund
60 bis 70 Prozent
der Gesamtmasse aus.
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mechanischen Eigenschaften von Carbonfasern erklärt werden. Es wird erwartet, 
dass Carbonfasern im Bereich der Windenergie zunehmend zum Einsatz kommen 
(Pehlken et al. 2017, S. 254).
Permanentmagnet-Generatoren, die ab 2010 in Deutschland zunehmend zum 
Einsatz kamen, derzeit aber beim Anlagenzubau deutlich rückläufige Zahlen 
vermelden, enthalten Seltenerdmetalle. Die Synchrongeneratoren mit Permanent-
magneten sparen Kupfer ein, benötigen dafür geringe Mengen des Seltenerdmetalls 
Neodym für eine hoch-magnetische Wirkung und für die notwendige Temperatur-
stabilität Dysprosium und Terbium (VDI 2014, S. 21-23). Diese Generatoren haben 
Stand 2018 einen Anteil von deutlich unter zehn Prozent am Bestand der Onshore- 
Windenergieanlagen in Deutschland (Fraunhofer IEE 2018, S. 37).
Aus Glasfasern bestehende
Rotorblätter machen rund





STATUS QUO DES 
ANLAGEN-RÜCKBAUS
Deutsche WindGuard schätzt, dass in Deutschland bis 
Mitte 2017 im Zuge von Repowering-Vorhaben bereits 
rund 1,6 Gigawatt Erzeugungsleistung zurückgebaut 
wurden (Deutsche WindGuard 2017, S. 30). Laut dem 
Verein Deutscher Ingenieure (VDI) ist anzunehmen, dass 
der Rückbau in Deutschland bisher häufig durch ein Fällen 
der Anlage erfolgt ist (VDI 2014, S. 34). Faserverbundteile 
der Rotorblätter wurden in der Vergangenheit auf Depo-
nien entsorgt, was in Deutsch-
land durch Änderung relevanter 
Verordnungen seit einiger Zeit 
nicht mehr möglich ist (BWE 
2017, S. 3). 
In Frankreich wurde im Jahr 
2010 die erste Anlage zurückge-
baut. Nach Einschätzung der 
ADEME haben industrielle 
Akteure in Frankreich jedoch bisher nur sehr vereinzelt 
Erfahrungen mit dem Rückbau von Windenergieanlagen 
gesammelt (ADEME 2017, S. 62). Wie in Deutschland ist ein 
Weiterverkauf ausgedienter Anlagen ins Ausland eine 
bestehende Alternative zum Anlagenrückbau ohne Weiter-
verwendung (ADEME 2017, S. 62).
Gemäß aktuellen Untersuchungen des Bundesministe-
riums für Wirtschaft und Energie sollten die Rückbau-
kosten bei rund 80 Euro pro Kilowatt liegen, sie dürften 
jedoch erhebliche Bandbreiten aufweisen (BMWi 2018, 
S. 4). In einem Vortrag im Rahmen einer Konferenz des 
Deutsch-französischen Büros für die Energiewende hat 
ein französisches Recycling-Unternehmen eine Schätzung 
für die Rückbaukosten vorgestellt und dabei je nach 
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Der Rückbau stellt die Akteure 
vor technische Probleme, da die 
Verfahren aufwendig 
und Emissions- und Arbeitsschutz-
fragestellungen zu beachten sind.
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Bandbreite von 60.000 bis 125.000 Euro in Frankreich proAnlage angegeben (Henno 
et al. 2018, S. 9). Die Kosten für den Anlagenrückbau hängen von einer Reihe von 
Faktoren ab, so unter anderem von möglichen Synergien im Rahmen eines Repowe-
rings und der Preisentwicklung für die recycelten Materialien. 
Hinsichtlich des Rückbaus erscheinen neben der Sprengung oder Fällung der 
Anlage Konzepte unter Einsatz eines Krans als umweltverträglicher. Da der Einsatz 
eines Krans mit hohen Kosten verbunden ist, würde dies wohl zu höheren Rückbau-
kosten führen. Für Beton und Stahl bestehen bereits jetzt Möglichkeiten einer 
kostenneutralen Entsorgung, die zudem einen Beitrag zur Einsparung von Ressourcen 
liefern können. So kann der zerkleinerte Beton etwa als Untergrundverfüllung im 
Straßenbau eingesetzt werden (VDI 2014, S. 35). Auch für die Entsorgung von 
Metallen der Gondel bestehen funktionierende Entsorgungsketten. Es wird davon 
ausgegangen, dass bereits jetzt zwischen 80 und 90 Prozent der verwendeten Mate-
rialien bezogen auf ihre Gesamtmasse, verwertbar sind (Seiler et al. 2013). 
In Frankreich werden gemäß einer Analyse im Auftrag der ADEME die Rotorblätter 
derzeit nahezu vollständig thermisch verwertet (ADEME 2015, S. 34). Derzeit konnten 
sich in beiden Ländern echte stoffliche Verwertungsoptionen für die Rotorblätter 
nicht durchsetzen (Pehlken et al. 2017, S. 257). Bei Verwertung der Rotorblätter 
können diese entweder als Ganzes zum Entsorger gebracht und dort mittels Bagger-
schere zerkleinert werden oder man zerkleinert die Anlagen noch am Standort, 
wodurch ein Transport ohne Sondergenehmigungen möglich ist (BWE 2017, S. 3). 
Erfahrungen im großtechnischen Einsatz bestehen mit dem Zersägen der Rotor-
blätter mit Diamantseilsägen. Weitere Verfahren sind das Wasserstrahlschneiden 
und das hydraulische Scheren. Die Zerkleinerung stellt die Akteure jedoch vor tech-
nische Probleme, da die Verfahren aufwendig und zudem Emissions- und Arbeits-
schutzfragestellungen zu beachten sind. Auch besteht ein hoher Verschleiß an den 
Werkzeugen (Seiler et al. 2017, S. 15).
Der Heizwert von Rotorblättern liegt über dem von Holz, so dass sich eine Verwer-
tung beispielsweise in Öfen der Zementproduktion anbietet (BWE 2017, S. 3). 
Hier kann der Einsatz faserverstärkter Kunststoffe herkömmliche Brennstoffe 
ersetzen, zudem können die festen Rückstände Kalkstein und Quarzsand substitu-
ieren. Ein sogenanntes „Co-Processing“ im Zementwerk wird in Deutschland bereits 
in einer Anlage realisiert (Lange 2018, S. 12). Hierbei ist von einer stofflich-thermi-
schen Verwertung zu sprechen. Die reine thermische Verwertung der Kunststoffe in 
einer Abfallverbrennungsanlage verläuft unvollständig und widerspricht 
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grundsätzlich dem Vorrang einer stofflichen vor einer energetischen Verwertung 
(siehe Kapitel 2). Zudem ist die Verbrennung von Glas- und Carbonfasern nicht un- 
problematisch, da beispielsweise Filteranlagen verstopfen können (Lange 2018,  S. 4–5). 
Auf mögliche Verbesserungen dieser Prozesse wird in Kapitel 3 eingegangen.
Im Unterschied zu Anlagen an Land, wo ein Rückbau und eine Entsorgung möglich 
und praktikabel erscheinen, ist das Thema bezüglich Offshore-Windanlagen zeitlich 
noch weiter entfernt. In Deutschland müssen bis zum Jahr 2040 nach Schätzungen 
des Vereines Deutscher Ingenieure trotzdem bereits zirka 1.800 Anlagen rückgebaut 
werden (VDI 2014, S. 34). Im Offshore-Bereich sind durch die Verwendung sehr 
großer Rotorblätter CFK-verstärkte Teile geläufig.
In der Regel muss das
gesamte Fundament
zurückgebaut werden.
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BESTEHENDE RECHTLICHE RAHMENBEDINGUNGEN
Nachfolgend sollen die bestehenden Rahmenbedingungen hinsichtlich des Anlagen-
rückbaus in Deutschland und Frankreich aus rechtlicher Sicht betrachtet werden. 
In Deutschland sind die Genehmigungsbehörden der jeweiligen Bundesländer von 
zentraler Bedeutung, wohingegen in Frankreich die Festsetzung der Regelungen auf 
nationaler Ebene erfolgt. Zudem ergibt sich durch die EU-Abfallrahmenrichtlinie eine 
wichtige Vorgabe, die bedeutende Implikationen im Bereich der Abfallvermeidung 
und Abfallbewirtschaftung in beiden Ländern entfaltet.
RECHTLICHE RAHMENBEDINGUNGEN DES RÜCKBAUS 
VON ANLAGEN IN DEUTSCHLAND
Zur Erlangung einer Betriebsgenehmigung müssen Anlagenbetreiber seit 2004 als 
zusätzliche Genehmigungsvoraussetzung eine persönliche Verpflichtungserklärung 
zum Rückbau der betreffenden Windenergieanlage abgeben (Energieagentur NRW 
2015). Der Rückbau einer Windenergieanlage ist genehmigungspflichtig und wird von 
den Bauaufsichtsbehörden auf Ebene der Bundesländer überprüft. Für den Rückbau 
und die Entsorgung ausgedienter Windenergieanlagen sind deren Letztbesitzer 
verantwortlich. Die Rückbaukosten sind durch den Anlagenbetreiber zu tragen. 
Die rechtliche Grundlage hierfür schafft § 35 Baugesetzbuch (BauGB). 
Gemäß § 35 Abs. 5 S. 2 BauGB sind neben den Anlagen auch die Bodenversiege-
lungen zu entfernen. Der genaue Umfang des erforderlichen Anlagenrückbaus 
hängt von den Auflagen im Genehmigungsverfahren für die einzelnen Windenergie-
projekte und somit vom jeweiligen Landesrecht ab. Beispielhaft wird die Handha-
bung in zwei Bundesländern angeführt, in Nordrhein-Westfalen und in Schles-
wig-Holstein. Gemäß dem Windenergie-Erlass des Landes Nordrhein-Westfalen 
vom 8. Mai 2018 müssen Betreiber einer Windenergieanlage eine Erklärung abgeben, 
nach der „das Vorhaben einschließlich Nebenanlagen nach dauerhafter Aufgabe 
der zulässigen Nutzung zurückzubauen und Bodenversiegelungen (Fundament, 
Zuwegungen) zu beseitigen“ sind (Ministerialblatt NRW 2018, Ziff. 5.2.2.4). In der 
Antwort der Landesregierung Schleswig-Holsteins auf eine Kleine Anfrage vom 
4. März 2018 wird angegeben: „In der Regel muss das gesamte Fundament zurück-
gebaut werden. Die neben dem Vorhaben zu beseitigenden Bodenversiegelungen 
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(z. B. Zuwegungen) umfassen auch die für die Anlage 
erforderliche Infrastruktur“ (Schleswig-Holsteinischer 
Landtag 2018, S. 2).
Die von den Betreibern abgegebenen Verpflich-
tungserklärungen bieten für den Fall, dass gegen diese 
verstoßen wird, noch keine Sank-
tionsmöglichkeiten. Um Probleme 
zu vermeiden, etwa im Fall einer 
Insolvenz von Anlagenbetreibern, 
sieht der Gesetzgeber auf Grund-
lage des § 35 Abs. 5 S. 3 BauGB in 
den jeweiligen Genehmigungen 
Auflagen hinsichtlich der Sicher-
stellung der Rückbaukosten vor, 
etwa durch finanzielle Rücklagen 
oder Bankbürgschaften. Der 
Be trei ber muss regelmäßig bis 
spätestens zum Baubeginn eine 
finanzielle Sicherheitsleistung, 
oftmals durch eine selbstschuldnerische Bankbürg-
schaft, erbringen (Energieagentur NRW 2015). Zudem 
wird in der Regel ein Rückbau- und Entsorgungskon-
zept gefordert. Die Überprüfung der Einhaltung dieser 
Vorgaben obliegt den Genehmigungsbehörden auf 
Länderebene (BMWi 2018, S. 4). 
Für die Sicherheitsleistung gibt es ebenso wie für 
den Umfang des Anlagenrückbaus keine bundesweite 
Berechnungsformel, zudem hängen die Rückbau-
kosten stark vom Einzelfall und einer Reihe weiterer 
Einflussfaktoren ab, so etwa von der verwendeten 
Rückbaumethode. In Nordrhein-Westfalen wird 
beispielsweise ein Wert von 6,5 Prozent der Gesamt-
investitionskosten für den Anlagenrückbau angenommen (Ministerialblatt NRW 
2018, Ziff. 5.2.2.4). In Schleswig-Holstein wird dagegen entweder von zehn Prozent 
der Rohbaukosten oder von vier Prozent der Herstellungskosten ausgegangen 
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(Schleswig-Holsteinischer Landtag 2012, S. 1). Im begründeten Einzelfall kann jedoch 
von diesen Werten abgewichen werden und eine höhere oder niedrigere Sicher-
heitsleistung etabliert werden.
k a NN Da s w Eg ?  
|
  119
RECHTLICHE RAHMENBEDINGUNGEN DES RÜCKBAUS 
VON ANLAGEN IN FRANKREICH
In Frankreich sind Anlagenbetreiber am Ende der Nutzungsdauer laut Artikel L.553-3 
des französischen Umweltgesetzbuchs unabhängig vom Grund für die Einstellung 
der Nutzung dafür verantwortlich, die Anlagen und das umliegende Gelände zurück-
zubauen. Im Falle einer Betreiberinsolvenz ist die Muttergesellschaft des Betreibers 
verantwortlich. Die erforderlichen Rückbaumaßnahmen werden in der Genehmi-
gung für das jeweilige Projekt präzisiert. 
Genauso wie in Deutschland legt auch das französische Gesetz fest, dass der 
Anlagenbetreiber eine Sicherheitsleistung vorzuhalten hat (Artikel L.553-3 frz. 
Umweltgesetzbuch). Diese Sicherheitsleistung greift in bestimmten Fällen, so unter 
anderem beim Eintritt der Insolvenz des Betreibers. Der Betrag der Sicherheitsleis-
tung ist auf nationaler Ebene auf 50.000 Euro pro Windturbine festgelegt.
Die Sicherheitsleistung ist in Frankreich auf 
50.000 Euro 
pro Windturbine festgelegt.
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Der Rückbau der Anlagen richtet sich nach einem in der Gesetzgebung definierten 
Prozess. Zunächst muss der Betreiber gemäß Verordnung n°2011-985 vom 
23. August 2011 und Artikel R.553-7 des französischen Umweltgesetzbuchs mindes-
tens einen Monat im Voraus den Präfekten des jeweiligen Departements in Kenntnis 
setzen, dass der Betreiber den Rückbau der Anlage plant. In diesem Rahmen präzi-
siert der Betreiber ebenfalls die Details der beabsichtigten Maßnahmen. Bei 
Projekten mit einer installierten Leistung von über 50 Megawatt muss zudem der 
Minister des französischen Umweltministeriums benachrichtigt werden. Die 
einzelnen Elemente der Windenergieanlage werden je nach verwendeter Techno-
logie entsprechend zurückgebaut. Grundsätzlich gilt, dass der Rückbau dem Prozess 
des Aufbaus umgekehrt folgt (Eno Energy 2017, S. 7).
Im Erlass vom 26. August 2011 in Verbindung mit der Modifikation des Erlasses vom 
6. November 2014 wird festgelegt, dass der Anlagenrückbau folgende Elemente umfasst:
 J Rückbau des Systems zum Netzanschluss, Demontage von Verteilersta-
tionen und Kabeln in einem Umkreis von zehn Metern um das Windrad 
und die Verteilerstationen.
 J Aushub der Fundamente und Ersatz mit Materialien, die vergleichbare 
Merkmale aufweisen:
•  Bis zu einer Tiefe von mindestens 30 Zentimetern, wenn der Grund 
nicht für landwirtschaftliche Zwecke genutzt wird oder massives 
Gestein tieferen Ausgrabungen entgegensteht,
• bei Waldflächen bis zu einer Mindesttiefe von zwei Metern,
• in anderen Fällen bis zu einer Tiefe von mindestens einem Meter.
 J Instandsetzung von Kranflächen und Zufahrtsstraßen in einer Tiefe von 
40 Zentimetern und Ersatz durch Materialien mit vergleichbaren Merk-
malen, es sei denn, dass der Grundstückseigentümer diese im derzeitigen 
Zustand erhalten möchte.
 J Abbruch- und Demontageabfälle sind zu verwerten und zu entsorgen.
Das französische Ministerium für ökologischen und solidarischen Wandel (MTES) 
weist in einer Antwort auf eine Anfrage eines Senatsabgeordneten zudem darauf 
hin, dass privatrechtliche Vereinbarungen zwischen Grundstückseigentümern und 
Anlagenbetreibern durchaus restriktivere Bedingungen hinsichtlich des Anlagen-
rückbaus setzen können, als dies vom Gesetzesrahmen des französischen Staates 
vorgesehen ist ( Journal Officiel Sénat 2018, S. 2281).





Auf Ebene der Europäischen Union ist hinsichtlich des Anlagenrück-
baus die Abfallrahmenrichtlinie aus dem Jahr 2008 (Richtlinie 2008/98/
EG) von besonderer Bedeutung, die in Deutschland ins Kreislaufwirt-
schaftsgesetz (KrWG) übertragen wurde und in Frankreich insbeson-
dere ins Umweltgesetzbuch (Code de l’environnement) Eingang 
gefunden hat. Ein zentraler Bestandteil der EU-Richtlinie ist die Abfall-
hierarchie des Artikels 4, die eine Prioritätenfolge im Bereich der Abfall-
vermeidung und -bewirtschaftung definiert (vergleiche § 6 Kreislauf-
wirtschaftsgesetz sowie Artikel L.541-1 frz. Umweltgesetzbuch):
a. Vermeidung,
b. Vorbereitung zur Wiederverwendung,
c. Recycling,
d. sonstige Verwertung, zum Beispiel energetische Verwertung,
e. Beseitigung.
Gemäß dieser Hierarchie muss beim Anlagenrückbau die Priorität bei 
einer Laufzeitverlängerung für Bestandsanlagen sowie bei materialeffi-
zienteren Rotorblättern liegen (Vermeidung). Als zweite Priorität gilt es, 
ein „Second Life“ für die Wiederverwendung von Anlagen zu finden 
(Vorbereitung zur Wiederverwendung). Die dritte Priorität liegt dann im 
Recycling und hierbei zunächst bei der stofflichen Entsorgung vor einer energe-
tisch-stofflichen Verwertung (Beispiel Zementproduktion siehe I.2.) sowie einer rein 
thermischen Verwertung.
Bei der sonstigen Verwertung und Beseitigung gibt es weitere Einschränkungen 
auf nationaler Ebene. So kann gemäß dem KrWG eine energetische Verwertung erst 
ab einem Heizwert (Hi) von mindestens elf Megajoule pro Kilogramm erfolgen. Die 
geltende deutsche Deponieverordnung von 2009 bestimmt zudem, dass der organi-
sche Anteil an Deponieabfällen nicht größer als fünf Prozent sein darf. Dadurch ist 
eine Deponierung etwa der Rotorblätter von Windenergieanlagen in Deutschland 
ausgeschlossen, schließlich bestehen Rotorblätter durch die eingesetzten Harze zu 
rund 30 Prozent aus organischen Materialien. Durch den Verkauf von Anlagen 
beispielsweise ins EU-Ausland würden solche Vorgaben nicht greifen.
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Die Deponierung der Rotorblätter 
ist in Deutschland
ausgeschlossen.
ZUKÜNFTIGE PERSPEKTIVEN DES ANLAGENRÜCKBAUS
Im abschließenden Teil soll die zukünftige Entwicklung des Rückbaus von Windener-
gieanlagen aus technischer, wirtschaftlicher und ökologischer Perspektive darge-
stellt werden. Zunächst soll der voraussichtliche, zukünftige Umfang des Anlagen-
rückbaus dargestellt werden. Des Weiteren soll auf neue technische Lösungen einge-
gangen werden, um abschließend Möglichkeiten für umweltverträgliche Standards 
hinsichtlich des Anlagenrecyclings aufzuzeigen.
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ZUKÜNFTIGER ANLAGENRÜCKBAUBEDARF
Die Geschwindigkeit des erforderlichen Anlagenrückbaus richtet sich nach den 
Entscheidungen der Anlagenbetreiber. Bei einem Anstieg des Börsenstrompreises 
könnten Betreiber im Weiterbetrieb ihrer Anlagen nach 2020 eine interessante 
Option sehen (Deutsche WindGuard 2017, S. 68). Dies würde den Umfang der Rück-
baumaßnahmen zeitlich verzögern. Grundsätzlich scheint aus technischer Sicht ein 
Betrieb von über 20 Jahren abhängig vom verwendeten Anlagentyp problemlos 
möglich. (Deutsche WindGuard 2017, S. 69)
Ein weiterer Einflussfaktor auf die zeitliche Verteilung des notwendigen Anlagen-
rückbaus ist ein mögliches Repowering von Anlagen. In Deutschland hatte man 
durch den sogenannten „Repowering-Bonus“, der mit der Neufassung des EEG von 
2009 eingeführt und zum Jahresende 2014 abgeschafft wurde, einen Anreiz für den 
Rückbau und die Verwendung leistungsstärkerer Maschinen am gleichen Standort 
geschaffen. Dies hatte insbesondere vor Ablauf des Bonus eine verstärkte Inan-
spruchnahme zur Folge (FA Wind 2018, S. 48). In Frankreich wurde im Juli 2018 eine 
Anweisung der Regierung hinsichtlich des Repowerings von Anlagen herausgegeben 
(République Française 2018).
Vorläufige Ergebnisse einer Studie im Auftrag des Umweltbundesamtes 
(UBA) zum ressourcensichernden Rückbau von Windenergieanlagen in Deutschland 
beinhalten eine Prognose hinsichtlich der Anzahl an Windenergieanlagen, die ab 
2021 keine EEG-Förderung mehr erhalten. Für das Jahre 2021 sind dies mehr als 
5.000 Anlagen, und bis 2030 jährlich mehr als 1.000 Anlagen (Langner 2018, S. 10). 
Die nachfolgende Abbildung zeigt zudem Zahlen des Fraunhofer Instituts zur 
derzeitigen Altersstruktur von Onshore-Windenergieanlagen in Deutschland nach 
installierter Leistung. Dies veranschaulicht den deutlich steigenden Anteil von 
Anlagen, die in den kommenden Jahren in Deutschland aus der Vergütung 
fallen.
Im Rahmen der zuvor erwähnten UBA-Studie wurde darüber hinaus eine Abfall- 
und Kostenprognose für den Zeitraum bis 2040 erstellt. Für Stahl werden im Jahr 
2021 über 840.000 Tonnen prognostiziert und bis 2030 jährlich über 300.000 
Tonnen. Zudem kann pro Jahr von etwa 30.000 Tonnen GFK-Verbundwerkstoffen im 
Zeitraum von 2021 bis 2025 ausgegangen werden (Langner 2018, S. 13). Ältere 
Zahlen, etwa des VDI sprechen von mehr als 10.000 Tonnen an Rotorblättern ab 
2024 (VDI 2014, S. 38). Dies zeigt, dass insbesondere für Glasfasern, jedoch auf 
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lange Sicht auch für Carbonfasern eine große Menge an recyclingfähigen Materialien 
zu verwerten sein wird.
Eine Studie im Auftrag der Regionaldirektion für Umwelt, Raumplanung und 
Wohnungswesen (Direction Régionale de l’Environnement, de l’Aménagement et du 
Logement, DREAL) der französischen Region Grand Est aus dem Jahr 2016 hat sich 
mit den Möglichkeiten eines umfassenden Konzepts für den Anlagenrückbau in 
Frankreich, mit besonderem Fokus auf die Region Grand Est, auseinandergesetzt. 
Demzufolge ist in Frankreich zu unterscheiden zwischen zwei „Wellen“ des Rück-
baus. Anlagen, die vor 2005 in Betrieb genommen wurden, werden nach Ansicht der 
Studie innerhalb von 15 Jahren vom Netz gehen, wohingegen die Studie für Anlagen, 
die unter das Fördersystem ab 2005 fallen, von einer Verlängerung der Nutzungs-
dauer ausgeht und somit von einer zweiten „Welle“ des Rückbaus, insbesondere 
Altersstruktur von Onshore-Windenergieanlagen in Deutschland nach installierter Leistung, Stand 2018.  
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ab 2030 (DREAL Grand Est 2016a, S. 23). Im Gegensatz dazu geht die ADEME unter 
Annahme einer durchschnittlichen Nutzungsdauer der Anlagen von bis zu 20 Jahren 
bereits ab 2025 von jährlich bis zu einem Gigawatt an Anlagenleistung aus, die 
vor dem Anlagenrückbau stehen könnte (ADEME 2017, S. 62). Dabei wird von rund 
3.000 bis 15.000 Tonnen pro Jahr an Verbundwerkstoffen ausgegangen (ADEME 
2015, S. 34).
UMFASSENDE KONZEPTE ZUR ERHÖHUNG DER 
VERWERTUNGSQUOTEN
Hinsichtlich der Entsorgung von Rotorblättern wird im Rahmen einer Vielzahl von 
Projekten zur Optimierung der Entsorgungsprozesse gearbeitet, um den Anteil der 
stofflichen Verwendung zu erhöhen. So forscht beispielsweise das Fraunhofer- 
Institut für Chemische Technologie (ICT) zur Zerkleinerung von Rotorblättern direkt 
am Standort mittels materialspezifischer Sprengungen (Seiler et al. 2017). Auch kann 
als weitere Option der stofflichen Verwertung das Material als Verbund bestehen 
bleiben, um dann schrittweise zerkleinert und als Granulat wiederverwendet zu 
werden (Pehlken et al. 2017, S. 257).
Für die teuren Carbonfasern erscheint eine stoffliche Verwertung vielsprechender 
als für Glasfasern, vor allem durch das Verfahren der Pyrolyse. Hierbei werden die 
Verbindungen zwischen den Fasern und den Harzen durch Erhitzen unter Ausschluss 
von Sauerstoff aufgebrochen. In verschiedenen Aufbereitungsschritten werden die 
Recyling aus Windenergieanlagen:
Für das Jahr 2021 werden über
840.000 Tonnen 
Stahl prognostiziert.




freigelegten Fasern zu qualitativ hochwertigen Faserprodukten verarbeitet 
(CFK Recycling 2018). Es handelt sich um ein sehr energie- und kostenintensives 
Verfahren (BWE 2017, S. 4). Da jedoch zukünftig bedeutende Mengen von Carbon-
fasern benötigt werden, erscheint eine Rückgewinnung der Fasern insbesondere 
aus der Perspektive der Kreislaufwirtschaft besonders wichtig (VDI 2014, S. 40).
Einige chemische Verfahren könnten ebenfalls eingesetzt werden, unter anderem 
die Solvolyse, Hydrierung und Alkoholyse. Bei der Solyolyse werden etwa organische 
Komponenten mit einem reaktiven Lösemittel in kurzkettige Bruchstücke zersetzt 
(Seiler et al. 2017, S. 19). Diese Verfahren haben den Vorteil, dass sie im Vergleich 
zur Pyrolyse weniger energieintensiv sind (BWE 2017, S. 5). Die Möglichkeit zum 
Eine Rückgewinnung der 
Carbonfasern
ist für die Kreislaufwirtschaft 
besonders wichtig.
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großtechnischen Einsatz ist für diese Verfahren noch nachzuweisen und wird im 
Rahmen von Forschungsvorhaben zu klären sein.
Im Sinne einer Ressourcenschonung wäre es nach Einschätzung des VDI denkbar, 
den Einsatz von Recyling-Beton, etwa bei der Errichtung neuer Bauwerke, zu erhöhen. 
Eine Weiterverwendung von Permanentmagneten könnte bei einer Standardisierung 
möglich sein, wodurch der Rohstoffbedarf an Seltenerdmetallen verringert werden 
könnte. Für Seltenerdmetalle könnten sich aufgrund der verstärkten Nutzung, etwa 
in der Automobilbranche, zudem Recyclingkonzepte ergeben (VDI 2014, S. 37).
Ebenfalls wird an der Weiterentwicklung der verwendeten Materialien in Wind-
energieanlagen, etwa für Rotorblätter, gearbeitet. Hier ist das von der EU geförderte 
Projekt WALiD zu nennen, in dessen Rahmen 
Rotorblätter aus thermoplastischen Verbund-
werkstoffen entwickelt werden (WALiD 2018). 
Durch Materialinnovationen könnten zu- 
künftig Entsorgungsprozesse vereinfacht wer- 
den (BWE 2017, S. 5).
Verschiedene Akteure in Deutschland und 
in Frankreich beschäftigen sich mit der 
Möglichkeit der Etablierung umfassender 
Konzepte zur ressourcenschonenden Bewirt-
schaftung der Stoffströme von Windenergie-
anlagen – unter Beteiligung einer Vielzahl von 
Akteuren. Beispielhaft sind das von der Euro-
päischen Union geförderte Projekt Recycle-
Wind zur Konzeption eines selbstlernenden 
Verwertungsnetzwerks für Rotorblätter zu 
nennen (Albers et al. 2018, S. 22) sowie die 
bereits angesprochene Studie der DREAL 
Grand Est hinsichtlich einer Plattform für das 
Management der Stoffströme von Wind-
energie mit Fokus auf den östlichen Teil Frank-
reichs (DREAL Grand Est 2016). 
Eine Vielzahl von Faktoren bestimmt die 
Umsetzbarkeit solcher Konzepte. Gerade die 
Preisentwicklung für die in Rotorblättern 
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eingesetzten Verbundstoffe, die großen Schwankungen unterliegt, hat starke Aus -
wirkungen auf den möglichen finanziellen Gegenwert einer stofflichen Verwertung. 
In der Zukunftsstrategie der ADEME für die Windenergiebranche aus dem Jahr 
2017, wird in einer der vorgeschlagenen Maßnahmen die Unterstützung des 
Aufbaus umfassender Konzepte für 
das Recycling von Rotorblättern 
gefordert, unter anderem im Rahmen 
eines Investitionsprogramms. Zudem 
soll die Recyclingfähigkeit der Mate-
rialien auch Berücksichtigung in der 
Gestaltung der Ausschreibungen 
für Neuanlagen finden (ADEME 2017, 
S. 301–302). 
Neue Impulse werden in 
Deutschland auch von der bereits 
angesprochenen UBA-Studie zum 
ressourcensichernden Rückbau von 
Windenergieanlagen erhofft, die bis 
Mitte 2019 unter anderem Möglichkeiten zur Erhöhung der Verwertungsquote für 
die Materialien von Windenergieanlagen klären soll (BMWi 2018, S. 3). Nach Angaben 
der Bundesregierung gibt es zudem Forschungsaktivitäten der Recyclingwirtschaft 
hinsichtlich der Entsorgung von Windenergieanlagen, die unter anderem von der 
Deutschen Bundesstiftung Umwelt gefördert werden (BMWi 2018, S. 3).
Aus ökologischer Perspektive und aus Gründen der öffentlichen Akzeptanz 
erscheint ein umweltverträglicher Anlagenrückbau von Bedeutung. Zukünftig 
könnten hierbei verbindliche Standards etabliert werden, wie diese etwa für Deutsch-
land in oben erwähnter UBA-Studie derzeit erarbeitet werden. In diesem Rahmen 
sind verschiedene Fragestellungen zu klären, unter anderem, welcher stoffliche 
Verwertungsanteil beim Anlagenrückbau anzustreben ist, und welche Verfahren 
beim Rückbau und bei der anschließenden Verwertung kostendeckend betrieben 
werden können. Zudem erscheint aus Gründen des Umweltschutzes ein voll-
ständiger Rückbau, etwa der Fundamente, notwendig. Hiermit könnte ein bedeu-
tender Beitrag zur Ressourceneffizienz geleistet werden. Zudem können aus diesen 
Ergebnissen Erkenntnisse für die zukünftige Konzeption von Anlagen 
gewonnen werden. 
Aus ökologischer Perspektive 
und aus Gründen der 
öffentlichen Akzeptanz 
erscheint ein umweltverträg-
licher Anlagenrückbau von 
Bedeutung.
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Wie gehen eigentlich andere Länder mit den 
Herausforderungen einer naturverträglichen 
Energiewende um? Wie sehen mögliche 
Lösungsansätze aus und stellen diese eine 
Option auch für Deutschland dar? Die Autorin 
traf sich am Rande einer Fachkonferenz in den 
USA mit internationalen Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern und Akteuren aus der 
Praxis, um diesen Fragen nachzugehen.
Internationale Ansätze  
für eine Verminderung  
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ie deutsche Energiewende war für lange Zeit ein 
Exportschlager. Besucht man internationale Fach-
veranstaltungen zum Thema, ist Deutschland für 
seinen zielstrebigen Ansatz der „energy transition“ 
weithin bekannt. Mit Blick auf Regularien, wie etwa 
das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) oder die naturschutz-
fachlichen Leitfäden der Bundesländer, heißt es oft, dass in 
Deutschland „die Dinge“ klar geregelt seien. Andererseits muss 
diese Rolle auch behauptet werden. Spätestens seit der 
23. Vertragsstaatenkonferenz (COP) der UN-Klimakonferenz in 
Bonn 2017 wird problematisiert, dass Deutschland zwar auf den 
Ausbau erneuerbarer Energien, insbesondere der Windenergie, 
setzt, jedoch andererseits immer noch zu den weltweit größten 
Kohleförderländern gehört. 
Im Dezember 2018 fand die 24. COP der UN-Klimakonferenz 
im polnischen Kattowitz statt. Schon während der Eröffnungs-
reden des polnischen Staatspräsidenten Andrzej Duda und des 
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UN-Generalsekretärs Antonio Guterres wurde deutlich, unter 
welchem Druck die Weltgemeinschaft steht: Die Menschheit 
stecke in tiefen Schwierigkeiten. Die wenigsten Länder befänden 
sich auf dem richtigen Kurs, um die Ziele des Pariser Klimaschutz-
abkommens zu erreichen. Es sei jetzt schon absehbar, dass die 
meisten Länder, die Ziele für das Jahr 2020 verfehlen würden. 
Auch Deutschland hinke seinen Klima-
schutzzielen hinterher, so der deutsche 
Minister für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung Gerhard Müller. 
Er forderte mehr Entschlossenheit im 
Kampf gegen den Klimawandel. 
Eine Woche zuvor, Ende November 
2018, fand auf der anderen Seite der 
Welt das XII. National Wind Coordinating 
Collaborative (NWCC) Wind Wildlife 
Research Meeting des American Wind and Wildlife Institutes 
(AWWI) in den USA statt. Über 400 Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler, Gutachter und Gutachterinnen und Behörden-
vertreterinnen und Behördenvertreter kamen zusammen, um 
über die Herausforderungen eines naturverträglichen Ausbaus 
der Windenergie an Land – aber auch der Offshore-Windenergie – 
zu diskutieren und sich über den aktuellen Stand der Wissen-
schaft auszutauschen. Der Fokus lag auf den Auswirkungen der 
Windenergienutzung auf Vögel und Fledermäuse und auf mögli-
chen Maßnahmen, die diese effektiv vermeiden beziehungsweise 
vermindern können. 
Besonders ins Auge fiel Folgendes: Ganz anders als sonst 
üblich, zeigten sich die Vertreter aus den USA durchaus politisch 
und regierungskritisch. Der Klimawandel sei bereits im alltäg-
lichen Leben angekommen und nicht mehr zu leugnen. Es sei 
ein Umdenken, auch im Naturschutz erforderlich, um die 
Energiewende voranzubringen. Man müsse akzeptieren, dass bei 
der Prognose und Abschätzung des Ausmaßes potenzieller 
Auswirkungen auf Vogel- und Fledermausarten durch die 
Es braucht  
Entschlossenheit  
im Kampf  
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Windenergienutzung Unsicherheiten verbleiben. Intensive 
Forschungsbemühungen könnten diese Wissenslücken nicht 
restlos beseitigen. Windenergie sei, wie jede andere anthropo-
gene Nutzung nicht folgenlos. Schreitet der 
Klimawandel jedoch ungebremst fort, sehe man 
sich mit einem weitaus dramatischeren Arten-
sterben konfrontiert. 
Doch blieb es nicht bei besorgten Aussagen: 
Im Rahmen der Fachtagung wurde ein neu ins 
Leben gerufener Fonds, der „Wind and Wildlife 
Research Fund“ präsentiert, an dem sich aktuell 
28 amerikanische, teilweise international agie-
rende Unternehmen der Windenergiewirtschaft 
beteiligen. Der am AWWI angesiedelte Fonds soll 
der gezielten Förderung von Forschungsvor-
haben dienen, die sich mit innovativen Lösungen 
zur Beschleunigung eines naturverträglichen 
Windenergieausbaus befassen. Es handelt sich also um eine Initi-
ative, die auf einen Perspektivwechsel der Branche und der inter-
nationalen Forschungsgemeinschaft hindeutet.
Schreitet der  
Klimawandel 
ungebremst 
fort, sehe man 
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INNOVATIVE ANSÄTZE
Technische Lösungen werden bereits seit mehreren Jahren zur 
Vogelerkennung eingesetzt, wie beispielsweise in der Flugsiche-
rung sowie in der Grundlagenforschung. Insbesondere zur zeit-
lichen und räumlichen Ermittlung und Quantifizierung der Vogel-
zugaktivität am Tag aber auch bei Nacht an geplanten oder 
bereits in Betrieb befindlichen Offshore-Windparks wurden 
Radar-Systeme bereits vielfach eingesetzt. Damit wurde das Ziel 
verfolgt, konfliktarme Standorte zu identifi-
zieren, oder aber auch Hinweise für die Entwick-
lung von Maßnahmen zur Verminderung des 
vorherrschenden Kollisionsrisikos zu gewinnen. 
Auch der Einsatz von Kameras oder der GPS- 
Telemetrie zur Erfassung der Vogel- und Fleder-
mausflugaktivitäten beziehungsweise des Flug-
verhaltens ist nicht neu. 
Die Innovation besteht darin, dass sich 
immer mehr Systeme in der Entwicklung oder 
bereits auf dem Markt befinden, die auf die 
Echtzeit-Erkennung von Einzelvögeln im Umfeld 
von Windenergieanlagen an Land ausgelegt sind. Dadurch könnte 
eine gezielte und kurzfristige Abschaltung der Windenergie-
anlage in akuten Risikosituationen erfolgen, nämlich, wenn sich 
ein Vogel auf Kollisionskurs im näheren Umfeld zum Rotorbereich 
befindet. Der Kenntnisstand über die Leistungsfähigkeit und 
Zuverlässigkeit dieser Systeme basiert jedoch meist auf Herstel-
lerinformationen. Von unabhängigen Dritten erhobene empiri-
sche Daten, die deren Wirksamkeit unter unterschiedlichen 
Standortbedingungen belegen, existieren nur vereinzelt. Es zeigt 
sich jedoch eine Zunahme des Forschungsinteresses zur Erpro-
bung und Weiterentwicklung marktverfügbarer Vogeldetektions-
systeme, nicht nur seitens der Wissenschaft, sondern insbeson-
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DER KONDOR UND 
DIE WINDENERGIE  
IN KALIFORNIEN
Ein Beispiel für einen, zugegebenermaßen, recht ungewöhn-
lichen und nicht zuletzt einzigarten Lösungsansatz, stellt die 
Verminderungsmaßnahme zum Schutz des Kalifornischen 
Kondors im Windpark „Alter East“ dar. Hier wurde vom U. S. Fish 
and Wildlife Service als Voraussetzung für die Genehmigungs-
fähigkeit des geplanten Windparks eine Maßnahme gefordert, 
die eine Etablierung eines GPS-gestützten Geofence-Systems, 
eines virtuellen Grenzzaunes, zur Vermeidung von Kondor-Kolli-
sionen vorsah. So sollte trotz der starken Gefährdung der Art 
und der sich nur langsam erholenden Population 
ein naturverträglicher Betrieb von Windenergie-
anlagen im Gebiet ermöglicht werden. 
Die Voraussetzung für diesen Vermeidungsan-
satz ist, dass alle im Gebiet vorkommenden Indivi-
duen der Zielart besendert sind, um deren Posi-
tion automatisch und über lange Zeit ermitteln zu 
können. Die meisten Kondore im Planungsgebiet 
trugen bereits einen Very High Frequency (VHF)-
Sender zu Monitoringzwecken, was das Vorhaben 
etwas erleichterte. Zudem handelte es sich haupt-
sächlich um Tiere, die zuvor ausgewildert wurden 
und an Anfütterung und Fang vergleichsweise 
gewöhnt waren, was entscheidend für den Erfolg einer Neube-
senderung der Tiere ist. Da die Genauigkeit der Positionsbestim-
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halbe Meile) und die Sender eine Verwendung von Geofences 
nicht erlaubten, entschied man sich zunächst, Beobachter im 
Feld zu positionieren, um die ermittelte Position des Kondors zu 
verifizieren und im Risikofall die Abschaltung der Windenergie-
anlagen manuell einzuleiten. 
Aufgrund der begrenzten Lebensdauer der VHF-Sender von 
ein bis zwei Jahren und des Wunsches, den Abschaltvorgang zu 
automatisieren, begann man, teilweise zu den vorhandenen 
VHF-Sendern, Global Positioning System (GPS)-Sender an den 
Kondoren anzubringen, die sich durch eine längere Lebensdauer 
(etwa vier bis fünf Jahre) und eine wesentlich präzisere Positions-
bestimmung aus zeich nen. Die in manchen 
Fällen so erfolgte doppelte Besenderung 
hatte zudem den Effekt, dass im Falle eines 
Verlustes oder Ausfalls eines Senders ein 
zweiter die Positionsdaten weiterhin ermit-
teln würde, solange bis eine Neubesende-
rung erfolgt. 
Die Verwendung von GPS-Sendern ermög-
lichte somit den nächsten Entwicklungs-
schritt: Die Etablierung von Geofences und 
der dadurch ermöglichte automatische Warnhinweis, dass sich 
ein Kondor auf Kollisionskurs befindet. Das virtuelle System, 
welches aus mehreren, unterschiedlich großen, ineinander über-
gehenden Geofences besteht, umgibt den Windpark. Fliegt ein 
besenderter Kondor über die äußere virtuelle Linie, wird das 
Intervall der Positionsermittlung zunächst von zehn Minuten auf 
eine Minute verkürzt. Nähert er sich weiter den Windenergiean-
lagen und überfliegt er eine weitere Linie, erfolgt die Positions-
ermittlung alle 15 Sekunden. Überquert der Kondor den inneren 
virtuellen Grenzzaun der den Windpark umgibt, wird automa-
tisch eine Warnung, in diesem Fall eine Nachricht auf ein 
Fällt ein Sender 
aus, wird die 
Positionsbestim-
mung durch einen 
zweiten Sender 
gesichert. 
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Mobiltelefon, an eine zuständige Person gesendet. Je 
nach Gefahrensituation kann dieser entscheiden, ob 
eine Abschaltung erforderlich ist oder, ob eine Wieder-
inbetriebnahme erfolgen kann. 
Der Windpark „Alter East“ wurde im Jahr 2014 in 
Betrieb genommen. Auf Nachfrage berichtet Christine 
Sutter, die damals mit der Entwicklung des Geofence- 
Systems betraut war, dass bislang kein Kondor mit 
einer Windenergieanlage kollidierte. Abschaltungen 
seien nur an wenigen Tagen im Jahr erforderlich, was 
insbesondere an den langen Flugwegen des Kondors liege. Tiere 
würden im Gleitflug entlang der Hangkanten täglich mehr als 
60 Meilen zurücklegen. Zudem wäre es bereits jetzt möglich, 
auch die Abschaltung der Windenergieanlagen selbst automa-
tisch durchzuführen, und so den Personalaufwand zu verringern. 
Dafür wäre jedoch zunächst eine Änderung der Genehmigungs-
auflage erforderlich. 
Eine lange  
Lebensdauer  
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Die Region um das südportugiesische Sagres wird jährlich von 
5.000 Groß- und Greifvögeln, darunter 30 Arten, auf dem 
Herbstzug in den Süden überflogen. Trotzdem sollte hier der 
Barão de São João Windpark, einer der größten Windparks 
Südportugals mit 25 Windenergieanlagen entstehen. Dafür 
wurden umfassende Maßnahmen zur Verminderung von Greif-
vogelkollisionen gefordert, nämlich der Einsatz eines Radar-
systems in Kombination mit Beobachtern im Feld, 
welche die durch das Radarsystem georteten 
Vögel identifizieren und über eine Abschaltung von 
Windenergieanlagen im Risikofall entscheiden 
sollten (RASOD = Radar Assisted Shutdown on 
Demand). (Tomé et al. 2017)
Die Wirksamkeit und Effizienz dieser Schutz-
maßnahme wurde von 2010 bis 2014 validiert. Das 
Radarsystem, ein x-band-Radar mit horizontaler 
Abdeckung und einer Reichweite von sechs bis acht Kilometern, 
wurde ganzjährig eingesetzt. Die Beobachter im Feld waren jedoch 
ausschließlich während der Hauptzugperiode vom 15. September 
bis 15. November vor Ort. Die Beobachter wurden mit Ferngläsern 
und Walkie-Talkies ausgestattet, um sich untereinander und mit 
der Steuerzentrale, die die Abschaltung durchführen würde, 
austauschen zu können. Schlagopfersuchen wurden alle zwei 
Wochen an den einzelnen Windenergieanlagen durchgeführt. 
RADAR-SYSTEM:






FÜR DEN GREIF- UND 
GROSSVOGELZUG  
IN PORTUGAL
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Zur Entwicklung eines standardisierten Entscheidungs-
prozesses, ob beziehungsweise wann Windenergieanlagen abge-
schaltet werden müssen, wurde eine Liste von Kriterien fest-
gelegt, die unmittelbar eine Abschaltung einzelner Windenergie-
anlagen oder des gesamten Windparks zur Folge hätten. So 
würde die Erkennung von mehr als zehn einzelnen Großvögeln 
oder einem Trupp von über drei Großvögeln in der Umgebung 
des Windparks eine Abschaltung nach sich ziehen. Auch wenn 
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Risikosituationen mit einzelnen Vögeln im Rotorbereich beob-
achtet wurden, würde daraus eine Abschaltung resultieren.
Die Auswertung ergab, dass obwohl 55 Prozent der Vögel im 
Gefahrenbereich flogen, im gesamten Untersuchungszeitraum 
während der fünf Jahre keine Kollision nachgewiesen wurde. 
Während die Abschaltzeit im ersten Jahr noch 
105 Stunden betrug, konnte durch Optimierungs-
maßnahmen die Abschaltzeit auf 15 Stunden redu-
ziert werden. Die größte Optimierungswirkung konnte 
dadurch erzeugt werden, dass die Abschaltungen 
direkt von den Beobachtern im Feld ausgeführt 
wurden und nicht indirekt durch eine Meldung der 
Beobachter an die Steuerzentrale. Dadurch betrug 
die Abschaltzeit insgesamt nur 0,2 bis 1,2 Prozent der 
jährlichen Betriebszeit.
Auf Nachfrage, ob der vergleichsweise hohe 
Betreuungsaufwand und die entstehenden Personal-
kosten durch den Einsatz der Beobachter im Feld 
gerechtfertigt seien, antwortete Ricardo Tomé, der 
Projektbetreuer, dass diese Entscheidung eine Frage 
des „trade-offs“ sei. Denn durch den Einsatz der Beobachter 
könnten die Dauer der Abschaltzeiten und die Anzahl der durch-
geführten Abschaltungen im Vergleich zu einem automatisierten 
Vorgehen wesentlich reduziert werden. Allerdings spielten die 
Gegebenheiten des jeweiligen Standorts, insbesondere die 
Anzahl vorkommender Arten, der Anteil der davon planungsrele-
vanten Arten sowie die bestehenden Unterschiede zwischen 
deren Körpergrößen und Flugverhalten eine entscheidende 
Rolle. Somit seien, vor dem Hintergrund einer Kosten-Nutzen- 
Rechnung, vollautomatisierte Radar-Systeme bei abnehmender 
standortspezifischer Komplexität gegenüber den halbautoma-
tisierten Systemen zu bevorzugen.
Die 
Abschaltzeit 
konnte von  
105 Stunden 
auf  









Die beiden Ansätze in den zuvor beschriebenen Fällen 
führten zu einer effektiven Verminderung des Kollisions-
risikos, jedoch sind sie mit einem intensiven personellen 
Aufwand verbunden. Andere Systeme, sowohl Radar- als 
auch Kamera-Systeme, zielen darauf ab, diesen Aufwand 
zu reduzieren, indem sie eine automatische Abschaltung 
74656/1701/74205/2893/1031
Da s f oR s chEN DER a NDER EN  
|
  145
vorsehen. Die meisten dieser Systeme sehen bisher jedoch keine 
automatische Flugobjektidentifizierung vor, weshalb die Reak-
tion, nämlich die Windenergieanlage abzuschalten, nicht immer 
für einen Vogel oder für ein Individuum einer windenergie-
sensiblen Art vorgenommen wird, sondern auch für beispiels-
weise Flugzeuge, Insekten oder Rotorblattspitzen. Abgesehen 
von der Frage, ob naturschutzfachliche Anforderungen, wie die 
sichere Erkennung in ausreichender Reichweite von der Wind-
energieanlage, durch das jeweilige System zuverlässig erfüllt 
werden, resultieren aus der nicht vorhandenen Flugobjektidenti-
fizierung unnötige Abschaltungen. Die Folge sind demnach 
nicht-erforderliche Einbußen, die sich je 
nach den vorherrschenden Bedingungen 
sowie der Komplexität des Standorts als 
auch nach dem eingesetzten System 
unterscheiden können. 
Einzelne Systeme versuchen, diese 
unnötigen Einbußen zum einen durch eine 
automatische Flugobjektidentifizierung 
und zum anderen durch die Unterschei-
dung zwischen unterschiedlichen Risiko-
graden zu reduzieren. So spielt es eine 
Rolle, mit welcher Geschwindigkeit der 
Vogel auf die Windenergieanlage zufliegt 
oder beispielsweise auch, ob er sich auf 
direktem Kollisionskurs befindet oder seitlich an der Windener-
gieanlage vorbeifliegt. Je nach Risikograd müsste früher oder 
später eine Abschaltung eingeleitet werden, um eine Kollision 
sicher zu vermeiden. Die meisten dieser Systeme befinden sich 
aktuell noch in der Entwicklung oder es liegen keine wissen-
schaftlichen und publizierten Belege über deren Zuverlässigkeit 
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Im Jahr 2018 erschien eine Studie von McClure et al., die zum 
Ziel hatte, ein Kamera-System zu erproben, bestehend aus acht 
Weitwinkelkameras und einer hochauflösenden Stereokamera 
sowie mit der Fähigkeit, Adlerarten von Nicht-Adlerarten zu unter-
scheiden. Ausgangssituation war eine hohe Kollisionsrate von 
Steinadlern und Weißkopf-Seeadlern im „Top of the World Wind-
power Project“ mit 110 Windenergieanlagen in Wyoming, die eine 
Klage nach sich zog. In der Konsequenz verpflichtete sich der 
Betreiber, mehrere Systeme im Windpark anzubringen und deren 
Leistungsfähigkeit unabhängig erproben zu lassen.
Im Rahmen der Erprobung wurden insgesamt vier Kamera-Sys-
teme nordwestlich der Windenergieanlagen installiert. Das System 
sollte hinsichtlich optischer Erfassungsrate und Reichweite, Klassi-
fizierungserfolg und Tracking von Vögeln erprobt werden, wobei 
der Fokus auf den Arten Weißkopf-Seeadler und Steinadler lag. 
Erfahrene Beobachter wurden im Feld positioniert, um ebenfalls 
Daten von Flugaktivitäten zu erheben, die dann mit den System-
daten verglichen wurden, um diese zu verifizieren. (ebd.)
Die Ergebnisse zeigten, dass das System 95 Prozent der Vögel 
erfasste, die von den Beobachtern dokumentiert wurden. 
56 Vögel wurden vom System übersehen, vier davon waren 
Es bedarf eines  
fundierten Wissensstandes,  
um zu entscheiden,  
ob Detektionssysteme als 
wirksame Verminderungsmaßnahme
anerkannt werden sollten.
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Individuen der Zielgruppe. Allerdings erkannte das System 
562 Prozent mehr Vögel als die Beobachter, wobei die Unter-
schiede hinsichtlich der Erfassungsrate mit zunehmender Beob-
achtungsentfernung anstiegen. Zudem wurden sechs Prozent 
der Adler fälschlicherweise als 
Nicht-Adler klassifiziert, wohin-
gegen 28 Prozent der Nicht-Adler 
fälschlicherweise als Adler klassifi-
ziert wurden. Der Vorgang der Klas-
sifizierung dauerte im Mittel 
0,4 Sekunden und erfolgte auf eine 
Entfernung von 793 Metern vom 
System. Eine Entfernung, die eine 
sichere Abschaltung der Windener-
gieanlage ermöglichen würde, 
bevor der Adler den Rotorbereich 
erreicht. (ebd.) 
In einem Gespräch mit Tom 
Hiester, Geschäftsführer des Unter-
nehmens, erklärte dieser, dass 
künftige Forschungs- und Entwick-
lungsbemühungen darauf abzielten, 
die Anwendbarkeit des Kame-
ra-Systems auf ein breiteres Arten- 
wie auch Standortspektrum (bspw. 
Waldgebiete und komplexes 
Terrain) auszuweiten. Zudem werde 
man sich mit der Analyse des Flug-
verhaltens weiter auseinander-
setzen, um das bestehende Kollisi-
onsrisiko in der jeweiligen Situation 
besser abschätzen zu können. 
EVA SCHUSTER
Eva Schuster ist Referentin am KNE  
und war bereits an der Gründung  
des Kompetenzzentrums beteiligt.  
Zuvor war die studierte Umweltplanerin 
als wissenschaftliche Mitarbeiterin an 
der Technischen Universität Berlin tätig. 
Sie befasst sich mit Fragen rund um 
mögliche Auswirkungen von Windenergie 
auf wildlebende Tiere und Ansätzen zu 
deren Vermeidung.
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In Deutschland sind aktuell zur Verminderung von Brutvogel-
kollisionen (zu Zeiten mit erhöhtem Kollisionsrisiko) insbe sondere 
eine Vermeidung von Standorten mit hoher Flugaktivität, 
Lenkungsmaßnahmen und pauschale beziehungsweise ereignis-
bezogene Abschaltungen vorgesehen. Ob Detektionssysteme 
zur automatischen Vogelerkennung und bedarfsgerechten 
Betriebsregulierung von Windenergieanlagen auch für Deutsch-
land eine Lösung darstellen könnten, ist noch nicht abschließend 
geklärt. Um eine Aussage über deren Zuverlässigkeit vor dem 
Hintergrund artenschutzrechtlicher Anforderungen treffen zu 
können, ist es zunächst erforderlich, fachlich valide System- 
Erprobungen unter unterschiedlichen Standortbedingungen 
durchzuführen.
Auf einer fundierten Datenbasis ist dann zu entscheiden, ob 
und insbesondere auch welche Detektionssysteme unter 
welchen Voraussetzungen als wirksame Verminderungsmaß-
nahme anerkannt werden sollten. Um diese Entscheidung treffen 
zu können, bedarf es zudem der intensiven Auseinandersetzung 
mit wirtschaftlichen sowie anlagentechnischen Grenzen einer 
Systemanwendung, innerhalb derer sinnvolle Anwendungssitua-
tionen ermöglicht würden.
Klar ist jedoch jetzt schon, dass der Einsatz von Detektions-
systemen, sowohl aus Gründen der Wirksamkeit als auch der Effi-
zienz, die sorgfältige Standortwahl nicht ersetzen könnte, und 
auch dann nicht jeder Standort aus naturschutzrechtlicher, wirt-
schaftlicher und technischer Sicht für die Windenergienutzung in 
Frage käme. 
DETEKTIONS SYSTEME  
IN DEUTSCHLAND?
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1.  UMWELTAUSWIRKUNGEN 
ERNEUERBARER ENERGIEN UND 
GESELLSCHAFTLICHE AKZEPTANZ
Die Anzahl der Projekte an denen nicht nur Unternehmen, sondern auch Bewohne-
rinnen und Bewohner der verschiedenen Regionen mitarbeiten, nimm zu (Toyota 
2016).1 Im März 2018 gab es zirka 1,7 Millionen Projekte zur Energieerzeugung durch 
erneuerbare Energien, die nach der Erdbebenkatastrophe verbreitet wurden (mit 
einer Gesamtleistung von zirka 41,4 Terrawatt)2. Vergleicht man die Kapazität der 
Anlagen vor und nach der Erdbebenkatastrophe, so hat sie insgesamt um das 
4,5-Fache zugenommen. Dabei handelt es sich bei der Mehrzahl um Solarstrom-
erzeugung für andere als Wohnzwecke (mindestens 10 Kilowatt), was einer Steige-
rung um das 127-Fache entspricht.
Andererseits werden aber auch immer häufiger Bedenken gegenüber den 
einzelnen Projekten laut. Die strittigen Punkte sind vielfältiger Natur und entspre-
chen in etwa den in Tabelle 1 aufgeführten Problemen. Klassifiziert man diese nach 
ihrem Wesen, so lässt sich zusammenfassend sagen, dass es sich dabei um 
1 Gemäß einer späteren Studie der Nichtregierungsorganisation Kiko-Network existierten im Jahr 2017 außer den Projekten 
der Stromerzeugung zur privaten Nutzung mehr als 1.000 weitere Projekte.
2 Gemäß den vom Ministerium für Wirtschaft, Handel und Industrie veröffentlichten Angaben (https://www.fit-portal.go.jp/
PublicInfoSummary).
Vor dem Hintergrund des Bewusstseins für globale Umweltprobleme wie Klimawandel 
und Ressourcenknappheit nimmt die Nutzung erneuerbarer Energien weltweit zu.  
So verhält es sich auch in Japan, wo das im Jahr 2012 nach der großen Erdbebenkatast-
rophe in Ostjapan eingeführte Erneuerbare-Energien-Gesetz erhebliche Auswirkungen 
hat. Selbstverständlich besteht aufgrund des Interesses am Energiewandel, an der 
regionalen Energieerzeugung sowie an Maßnahmen zur Umsetzung der Sustainable 
Development Goals auch Hoffnung auf eine nachhaltige Entwicklung. 
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Tabelle 1: Verschiedene Auswirkungen, die mit der Einführung erneuerbarer Energien im Zusammenhang stehen;  
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Auswirkungen auf die natürliche Umwelt, beispielsweise das Ökosystem, um Auswir-
kungen auf die Lebensumgebung des Menschen, etwa durch Lärm, sowie um Auswir-
kungen auf die bestehenden gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Aktivitäten 
handelt. Häufig problematisiert werden die Entwaldung, die Auswirkungen auf die 
Landschaft durch Solaranlagen, die rotierenden Rotorblätter von Windenergie-
anlagen und der daraus resultierende Lärm sowie die Auswirkungen auf heiße 
Quellen aufgrund der Nutzung von Erdwärme.
Auch wenn die Gesellschaft als Ganzes hohe Erwartungen an die erneuerbaren 
Energien hat, ist es dennoch nicht verwunderlich, dass Menschen sich in Anbetracht 
der sich um sie herum ereignenden neuen Phänomene und Aktivitäten, mit denen 
sie bisher keine Erfahrungen gesammelt haben, unsicher fühlen. Aufgrund der 
Bedenken hinsichtlich der Auswirkungen auf die Umwelt nehmen die Einwände und 
Proteste gegen Solarenergie und Windenergie zu, sodass die Konsensbildung eine 
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der großen Herausforderungen für das Voranbringen dieser 
Projekte ist.3
Da sich die Stromerzeugung durch Windenergie schnell 
verbreitet hat, gibt es auch zahlreiche Probleme. So wurde im 
Jahr 2012 bei zirka 40 Prozent der Projekte in irgendeiner Form 
von Umweltkonflikten berichtet (Azechi et al. 2014). Bisweilen 
entwickeln sich sogar organisierte Protestkampagnen, bei denen 
es um Streitpunkte wie etwa Gesundheitsschäden aufgrund von 
niederfrequenten Geräuschen geht. Bei Meinungsumfragen im 
Rahmen der Umweltfolgenabschätzung wurden zahlreiche 
Standpunkte genannt und die Betreiber haben teilweise Mühe, 
mit diesen umzugehen. Auch wurde eine gewisse Anzahl der 
Projekte aufgrund der Gegnerschaft der Anwohnerinnen und 
Anwohner aufgegeben. Es gibt sogar Fälle, in denen sich Bürger 
gegen die von anderen Bürgern geförderten Projekte stellten.
Die Solarenergie breitet sich seit 2012 rasant aus und so nehmen auch die Fälle 
zu, die als problematisch angesehen werden. In den letzten Jahren kommt es 
vermehrt zu Protestbewegungen gegen große Stromerzeugungsprojekte, die eine 
Leistung von einigen Dutzend Megawatt überschreiten, und diese Proteste breiten 
sich nach und nach auf Netzwerke im ganzen Land aus. Wie in Abbildung 1 gezeigt, 
nehmen auch die Fälle zu, die in Zeitungsartikeln als problematisch dargestellt 
werden. Als Reaktion auf diese Probleme erwägt das Umweltministerium die Solar-
energieerzeugung einer Umweltfolgenabschätzung zu unterziehen.
3 Auch die Netzkopplung stellt ein Problem dar. In Japan gibt es keine Regelung zum vorrangigen Netzzugang und es gibt 




























































berichterstattung über  
solarenergieerzeugung steigt
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2.  AKTUELLE SITUATION IN JAPAN, 
DIE SOZIALE REIBUNGEN 
BEGÜNSTIGT
Wie wir festgestellt haben, hat zwar die Gesellschaft als Ganzes hohe Erwartungen 
an die erneuerbaren Energien, aber dennoch stellt sich auf regionaler Ebene das 
Problem der gesellschaftlichen Akzeptanz. Die Vorhersage der mit der Entwicklung 
einhergehenden Umweltauswirkungen ist von Unsicherheiten begleitet. Unter den 
Auswirkungen der erneuerbaren Energien finden sich auch solche, die wie beispiels-
weise Lärm oder Auswirkungen auf die Landschaft infolge der subjektiven Bewer-
tung der Menschen in schädliche oder unschädliche unterschieden werden. 
In solchen Fällen wird nicht nur in Hinblick auf das Ausmaß der energetischen Ergeb-
nisse entschieden, ob ein Projekt akzeptiert wird oder nicht, sondern auch dahin-
gehend, welches Maß an persönlichen Nachteilen diesen Vorteilen gegen- 
überstehen.
In Bezug auf solche Probleme verweist die seit den 2000er Jahren untersuchte 
International Energy Agency-Vereinbarung (IEA) zur Umsetzung der Windenergie auf 
die Bedeutung der Gewinnverteilung, der Verfahrensgerechtigkeit sowie der Strate-
gien zur Einführung der erneuerbaren Energien (IEA Wind Task 28 2013). Der Bericht 
bezieht sich auf die Windenergie, aber diese drei Punkte beinhalten auch Aspekte, 
die umfassend auf die erneuerbaren Energien im Allgemeinen anwendbar sind. 
Schaut man sich die aktuelle Situation in Japan an, existieren in allen drei Bereichen 
Probleme.
2.1 Gewinnverteilung
Betrachten wir zunächst die Gewinnverteilung. Gegenwärtig machen Projekte von 
nicht in der Region ansässigen Unternehmen den größten Anteil aus. So war zum 
Beispiel 2013 weniger als die Hälfe der Solarenergieprojekte im Besitz von Kommunen 
und Präfekturen (Ministerium für Land- und Forstwirtschaft und Fischerei 2015). 
Vermutlich ist die Lage bei der Stromerzeugung durch Windenergie ähnlich. Selbst 
bei lokalen Betreibern kommt es häufig vor, dass die Aktionäre in anderen Regionen 
ansässig sind, und wenn man dies proportional aufteilt, dann sind 77 Prozent der 
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Projekte im Besitz von externen Organen (Maruyama 2018). Es wird schon lange 
darauf hingewiesen, dass der Anteil des regionalen Besitzes gering ist und der Anteil 
der lokalen Unternehmen, die in Großstädten ansässig sind, mehr als die Hälfte 
ausmacht. Daher entsteht schnell der Eindruck, dass externe Betreiber die regio-
nalen Ressourcen ausbeuten. Zwar liegt das Problem weniger im Besitz an sich, 
sondern vielmehr in der Verteilung der Projekterträge sowie in der Branchenstruktur, 
aber die wirtschaftlichen Effekte der Standortregionen, die während der Betriebszeit 
mindestens erwartet werden können, liegen aufgrund von Pachtzinsen, Immobilien-
steuer usw. bei nicht mehr als 10 Prozent des Umsatzes.4 Der Rest geht größtenteils 
für Rückzahlungen von Darlehen und Kosten für Instandhaltung und Wartung drauf, 
und wenn diese nicht in den Regionen vor Ort durchgeführt werden, sind die wirt-
schaftlichen Effekte gering. Aufgrund dessen kommt es auch vor, dass Projekte, die 
auf dem Kapital anderer Regionen beruhen, als Fremd- oder Kolonialprojekte 
bezeichnet werden.
4 Auf den „Leitlinien für die Projektbewertung von Projekten im Zusammenhang mit erneuerbaren Energien in den  
Regionen“, die das Umweltministerium den Finanzinstituten zur Verfügung stellt, basierende Überschlagsrechnung  
(http://www.env.go.jp./policy/kinyu/manual/).
77 % der solarenergieprojekte gehören nicht den kommunen.




Auch die Verfahrensgerechtigkeit ist problematisch. In Japan gibt es kein System der 
umfassenden Planung der Landnutzung. Auch gibt es keinen Mechanismus, durch 
den vom Parlament einzelne Projekte überprüft werden. Die Befugnisse der 
Kommunen im Zusammenhang mit Baugenehmigungen sind im Vergleich zu 
Deutschland schwach. Die Möglichkeiten der Konsensbildung sind ebenfalls einge-
schränkt; institutionalisiert sind lediglich Informationsveranstaltungen und die 
Offenlegung von Informationen hinsichtlich der Auswirkungen der Stromerzeugung 
durch Windenergie und Erdwärme, die eine gewisse Kapazität übersteigt. Abgesehen 
davon wird beim System der festen Einspeisevergütung (feed-in tariff) eine Kommu-
nikation mit der regionalen Bevölkerung lediglich empfohlen. Es gibt tatsächlich 
Betreiber, die Informationsveranstaltungen und dergleichen durchführen, aber das 
Problem liegt nicht in der Möglichkeit der Durchführung solcher Informationsveran-
staltungen, sondern darin, wann sie stattfinden und welchen Inhalt sie haben. 
Die befugnisse  
der kommunen  
bei baugenehmigungen sind 
im vergleich zu Deutschland
schwach. 
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Unabhängig davon, ob diese gesetzlich verpflichtend oder freiwillig durchgeführt 
werden, führen die Betreiber diese Informationsveranstaltungen zumeist zu einem 
Zeitpunkt durch, an dem das Projekt bereits konkret geplant ist. Außerdem sind die 
wissenschaftliche Bewertung der vorhergesagten Auswirkungen auf die Umwelt 
sowie die vorgesehenen Gegenmaßnahmen umstritten.
Das Interesse der regionalen Bevölkerung, liegt oft darin, zu erfahren, ob das 
jeweilige Projekt der eigenen Region Vor- oder Nachteile bringt oder ob die Wahl des 
Standortes angemessen ist. Es ist gut, wenn solche Probleme diskutiert werden 
können, bevor der konkrete Projektplan veröffentlicht wird, aber mit Ausnahme 
weniger Kommunen sind die dementsprechenden Möglichkeiten des Meinungsaus-
tauschs und der Bereitstellung von Informationen beschränkt. 
2.3 Strategien zur Einführung der erneuerbaren Energien
Damit im Zusammenhang stehen als drittes Problem die Strategien zur Umsetzung 
der Projekte. In Japan hat über lange Jahre hinweg der Staat die Federführung bei 
energiewirtschaftlichen Maßnahmen übernommen und nur selten waren Kommunen 
in die Energieversorgung involviert. Diese Tatsache ändert sich allmählich aufgrund 
des Klimawandels und der großen Erdbebenkatastrophe in Ostjapan. Aber noch 
immer kommt es häufig vor, dass weder Ziele noch eine Roadmap für die Einführung 
von erneuerbaren Energien ausgearbeitet werden. Es fehlt im Grunde genommen an 
der Diskussion darüber, welche Bedeutung die Einführung erneuerbarer Energien 
für die jeweilige Region hat.
In einer Situation, in der dieses Verständnis nicht existiert, ist es für die ansässige 
Bevölkerung schwierig, die Vor- und Nachteile der einzelnen Projekte zu beurteilen. 
Die Projekte betreffen aber nicht nur die Herausforderungen des Klimawandels und 
der Nachhaltigkeit, sondern auch das eigene Leben. Insofern werden die Vor- und 
Nachteile eines Projekts sowie dessen Ausmaß auch dadurch bestimmt, an welchem 
Ort, von wem, zu welchem Zweck und unter Existenz welcher Risiken ein solches 
Projekt geplant wird.
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3.  BEMÜHUNGEN 
UM DIE GOVERNANCE
Wie wir gesehen haben, gibt es aktuell Probleme bei der Gewinnverteilung, bei der 
Konsensbildung sowie bei den Strategien zur Einführung der erneuerbaren Ener-
gien. Insofern existieren zum einen Unsicherheiten bezüglich der Prognose und es 
gibt auch nur wenige Gründe für eine breite Akzeptanz. Gleichzeitig wachsen aber 
die Bemühungen um eine Governance, die diese Probleme löst und die für die Regi-
onen wünschenswerte Projekte in wünschenswerter Form realisiert.
3.1 Angemessene Gestaltung der Gewinnverteilung
Es gibt Bemühungen, Voraussetzungen zu schaffen, die eine Zustimmung erleich-
tern, wie zum Beispiel die Gewinnverteilung über einen Beitrag an die Standort-
gebiete sowie über Investitionen für die Bevölkerung. Es gibt Projekte, bei denen 
Programme umgesetzt werden, die der Region zugutekommen, indem ein gewisser 
Betrag des Gewinns an die Kommunen gespendet wird, mit dem dann Aktivitäten zur 
lokalen Entwicklung und zum Umweltschutz unterstützt werden. Auch nimmt die 
Zahl der Betreiber zu, die sich aktiv um die Kapitalbeteiligung der lokalen Organe 
bemühen und die auch landesweite Netzwerke bilden.
Es lässt sich sagen, dass die Vielzahl der Folgeeffekte eine Besonderheit des regi-
onalen Beitrags in Japan ist. Aufgrund der Bevölkerungskonzentration in den 
Ballungsräumen gibt es zahlreiche Fälle, in denen die städtische Bevölkerung in 
Projekte investiert, die in den Bauern- und Bergdörfern umgesetzt werden. Es gibt 
Bemühungen, die diese Verbindungen nutzen, um den regionalen Austausch zu 
fördern. So gibt es Fälle, in denen für einen geringen Investitionsbetrag anstelle einer 
Dividende Waren, wie zum Beispiel landwirtschaftliche Produkte der Region, ange-
boten werden, um die nicht in der Region ansässigen Investoren besser mit der 
Region zu vernetzen.
Solche Nebeneffekte können auch für Personen, die kein Interesse an erneuer-
baren Energien haben, attraktiv sein. Auch gibt es Aktionen, die größere wirtschaft-
liche Effekte nach sich ziehen. Bei der sogenannten „Seikatsu Club Cooperative“, der 
Konsumgenossenschaft, die nach dem Erdbeben damit begann, sich um die Strom-
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versorgung zu bemühen, herrscht ein stetiger Austausch mit den Regionen, 
in denen Windenergieanlagen betrieben werden. Abgesehen von dem regelmäßigen 
Austausch bemüht dieser Club sich auch um die gemeinsame Entwicklung von 
Konsumgütern, die von den Mitgliedern der Genossenschaft gekauft werden. 
Die wirtschaftlichen Effekte des Verkaufs dieser Konsumgüter übersteigen die der 
Stromerzeugung durch Windenergie. Außerdem ist die Möglichkeit des direkten 
Austauschs mit den Konsumenten auch für die regionalen Produzenten bedeutsam, 
so dass die eigene Verkaufskraft gestärkt wird.
3.2 Zonierung
Es wird damit begonnen, eine Zonierung einzuführen, die für Transparenz bei der 
Entscheidungsfindung sorgt. Bei der Zonierung handelt es sich um einen Mecha-
nismus, durch den unter Berücksichtigung verschiedener Voraussetzungen vorab 
Orte, an denen ein Projekt realisiert werden kann, sowie geeignetes Land ausgewählt 
werden (Eignungszonen/Vermeidungszonen/verhandelbare Zonen). Das Umwelt-
ministerium führt seit 2016 Projekte zur Unterstützung der Windenergie durch und 
die dabei gesammelten Erkenntnisse werden in einem Handbuch zusammengefasst. 
Abgesehen davon gibt es auch andere Beispiele, wie den Fall, in dem die Umwelt-
schutzorganisation WWF (World Wide Fund For Nature) zusammen mit der Kommune 
die Zonierung vornimmt, oder den Fall, wo die Veröffentlichung einer Sensitivitäts-
landkarte für den Vogelschutz durch die japanische Vereinigung für Wildvögel 
erfolgte.
Gewinne  
sollen besser verteilt werden.
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Der Hauptvorteil der Zonierung ist, dass es unabhängig davon, ob die einzelnen 
Betreiber aktiv werden oder nicht, ermöglicht wird, dass von Seiten der Regionen 
Regeln aufgestellt und Probleme gelöst werden. Ein weiterer Vorteil ist, dass die 
Zonierung nicht nur basierend auf allgemeinen Vorschriften erfolgt, sondern auch, 
indem die konkreten Gegebenheiten einer Region Berücksichtigung finden. Dadurch 
kann zum Beispiel in Tourismusregionen eine hinsichtlich des Landschafts- und 
Naturschutzes vorsichtigere Zonierung durchgeführt werden, während im Gegen-
satz dazu in Regionen, in denen die erneuerbaren Energien zu einem regionalen 
Industriezweig entwickelt werden sollen, die Zonierung großzügiger vorgenommen 
wird. Auf diese Weise werden nicht nur die Auswirkungen auf die Umwelt diskutiert, 
sondern es wird eine 
Entscheidungsfindung 
realisiert, die sowohl der 
Bedeutung der Umwelt 
für die Region gerecht 
wird, als auch Kompro-
misse in Hinblick auf andere Aspekte umfasst. Darüber hinaus ist die Wahrschein-
lichkeit hoch, dass die Zonierung auch für die Betreiber Vorteile bringt. Denn selbst 
dann, wenn die Betreiber ihre Projektpläne unter penibler Einhaltung aller Gesetze 
und Vorschriften entwickeln, tritt doch immer das Problem der Konsensbildung auf. 
Da die Zonierung die Standorte visualisiert, die sich entweder als problematisch 
erweisen könnten oder auf denen eben die Wahrscheinlichkeit der Realisierung 
eines Projekts hoch ist, wird die Konsensbildung vereinfacht. 
3.3  Methode der Konsensbildung, die auf die Unsicherheit 
der Prognose reagiert
Es kommt vor, dass bei der Bewertung der Auswirkungen auf die Umwelt und bei der 
Zonierung die Glaubwürdigkeit der Daten und die Unsicherheit der Prognose zum 
Streitpunkt werden. Es gibt aber Versuche, auf derartige Probleme zu reagieren. Eine 
Methode ist die gemeinsame Überprüfung der Fakten, die darauf abzielt, dass 
Personen mit unterschiedlichen Belangen und Interessen wenigstens hinsichtlich 
der Daten auf einen gemeinsamen Nenner gebracht werden. Es erfolgt vorab eine 
Abstimmung der Untersuchungs- und Analysemethoden und in einigen Fällen 
transparenter 
bei der Entscheidungsfindung
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werden die Untersuchungen sogar gemeinsam durchgeführt. Weil es Fälle gibt, wo 
bei der Umweltfolgenabschätzung, sich die von den Betreibern und von den Natur-
schutzorganisationen zu Lebewesen und Lebensräumen erhobenen Daten erheb-
lich unterscheiden, bietet dieses Verfahren eine Möglichkeit, um derartige Probleme 
vorab zu vermeiden. Wenn durch die gemeinsame Überprüfung der Fakten die 
Glaubwürdigkeit von Daten sichergestellt wurde, bleibt noch die Unsicherheit der 
Prognose. Um diese zu reduzieren, wird das Verfahren des sogenannten adaptiven 
Managements vorgeschlagen. Dabei handelt es sich um ein Risikomanagementver-
fahren, bei dem unter Annahme verschiedener Möglichkeiten vorsorglich Maßnahmen 
geplant werden, die dem möglichen Ausmaß an Auswirkungen entsprechen. Zum 
Beispiel wird beim Auftreten der Diskussion über die Auswirkungen auf Zugvögel in 
dem Fall, dass diese erheblich wären, entschieden, dass der Betrieb entweder einge-
stellt wird oder aber, dass Vermeidungsmaßnahmen ergriffen und die realisierten 
Maßnahmen überwacht werden. 
3.4 Einführungsstrategien der Kommunen
Weil es sich bei den bislang vorgestellten Bemühungen ausnahmslos um Eigeninitia-
tiven handelt, gibt es das Problem der allgemeinen Wirksamkeit. Wenn zum Beispiel 
eine Zonierung vorgenommen wurde, ist eine institutionelle Unterstützung erfor-
derlich, damit diese funktioniert. Als einen Ansatz gibt es die Methode der Verknüp-
fung mit Nutzungsgenehmigungen für Land in öffentlichem Besitz und für Meeres-
flächen. Hier können dann die Betreiber durch eine öffentliche Ausschreibung 
hinsichtlich ihres Beitrags für die Region und ihrer wirtschaftlichen Effekte ausge-
wählt werden. Da bei Seegebieten die Befugnisse der Kommunen und des Staates 
stark sind, könnte dieses Verfahren bei Offshore-Windenergieanlagen effektiver 
funktionieren.
Als umfassendere Methode kämen Vorschriften in Betracht. Es gibt zirka 
30 Kommunen, die Regelungen erlassen haben, die die erneuerbaren Energiequellen 
zu regionalen Ressourcen erklären, und die die nachhaltige Entwicklung der Region 
damit verknüpfen. Darin wird ein neues Konzept regionaler Umweltrechte eingeführt 
und es wird zudem versucht, die Nutzung von erneuerbaren Energien als ein Mittel 
zu definieren, durch das die regionale Bevölkerung das Recht erhält, auch weiterhin 
in dieser Region zu leben.
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4.  TATSÄCHLICHE SITUATION  
DER ZONIERUNG UND 
HERAUSFORDERUNGEN
Jedoch ist es selbst bei Anwendung solcher Methoden nicht 
einfach, die Zustimmung der Beteiligten zu gewinnen. Lassen 
Sie mich anhand von Beispielen die Herausforderungen 
verdeutlichen. Abbildung 2 zeigt das Ergebnis der Zonierung im 
Ort Yakumo auf Hokkaido. Der Ort bringt mit Unterstützung 
des Umweltministeriums und in Zusammenarbeit mit einer 
Nichtregierungsorganisation, die sich auf Hokkaido mit erneu-
erbaren Energien befasst, Projekte voran. Die Nichtregierungs-
organisation hat mit der lokalen Bevölkerung kommuniziert, 
Vorträge und Workshops zum Thema „Community Power“ 
sowie Diskussionsveranstaltungen geführt, die auch die Bedeu-
tung der Einführung erneuerbarer Energien für die lokale 
Gesellschaft herausarbeiteten.
In dieser Gegend leben mit dem Seeadler und dem Riesen-
seeadler zwei seltene Arten so dass die Auswirkungen auf die 
Umwelt sorgsam bedacht werden mussten und kein Gebiet 
eingerichtet werden konnte, welches die Umsetzung eines 
solchen Projekts bedingungslos erlaubt hätte. Unabhängig von 
der Größe des Projekts ist eine Umweltfolgenabschätzung 
erforderlich. Ferner sind ein adaptives Management und die 
Kommunikation mit der regionalen Bevölkerung erforderlich. 
Auch werden vorab zu beachtende Grundregeln eingeführt. 
Auch, wenn der Seeadler dort (derzeit) nicht vorkommt, werden natürliche Flüsse, 
Küsten oder Gebiete, in denen die Wahrscheinlichkeit hoch ist, dass sie potenziell für 
eine Ansiedlung infrage kommen, als Sperrgebiete festgelegt. Solche Richtlinien 
werden in Absprache mit allen beteiligten Parteien eingeführt. Auch werden 
gemeinsam mit den Beteiligten zusätzliche Vogelstudien umgesetzt.
Andererseits gibt es auch Fälle der großzügigeren Zonierung. Zum Beispiel 
werden Wälder unter der Voraussetzung, dass ein Beitrag zur Forstwirtschaft 
geleistet wird, als verhandelbare Standorte festgelegt. Die Entfernung zu 
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Wohnsiedlungen wird auf 500 bzw. 1000 Meter festgelegt. Daher steht noch genug 
Land zur Verfügung, das, basierend auf dem Einverständnis der betreffenden 
Parteien, angepasst werden kann.
Bei der Zonierung an diesem Ort wurde ein Verfahren angewendet, das auf einem 
Problembewusstsein gegenüber gesellschaftlicher Akzeptanz und gegenwärtigem 
Wissen basiert. Künftig sollen sich die Ergebnisse dieses Zonierungsverfahrens im 
Einführungsplan für erneuerbare Energien widerspiegeln. Es handelt sich hierbei um 
eine Zonierung, die relativ viel Rücksicht auf den Naturschutz nimmt, aber die 
Abbildung 2: Ergebnis der Zonierung für Windenergieanlagen (Yakumo, Hokkaido).
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Reaktion der beteiligten Parteien darauf ist trotzdem nicht einheitlich. Personen, die 
der Auffassung sind, dass in früheren Entwicklungsvorschlägen die Bewertung der 
reellen Umweltfolgen nicht hinlänglich gut funktionierte, haben immer wieder 
bekräftigt, dass sichergestellt werden müsse, dass keinerlei negative Auswirkungen 
eintreten.
Es kommt nicht selten vor, dass Naturschutzorganisationen selbst dann, wenn sie 
ein Projekt im Zusammenhang mit erneuerbaren Energien billigen, dieses trotzdem 
nicht unterstützen. Die drei Organisationen Japan Nature Conservation Society, 
Japan Wild Bird Society und der WWF veröffentlichten im Jahr 2014 eine gemeinsame 
Erklärung, in der es heißt, dass der Fortschritt der erneuerbaren Energien vorange-
trieben werden sollte. Jedoch kommt es in Einzelfällen vor, dass sie eine gegenteilige 
Meinung vertreten. Durchaus gibt es 
auch Pläne, die den Naturschutz nicht 
stark berücksichtigen, aber es ist auch 
dann erforderlich, sich die Struktur der 
Vor- und Nachteile anzusehen. Die 
Eindämmung des Klimawandels und 
die Umsetzung der Energiewende sind 
auch in Hinblick auf den Naturschutz 
wichtig, und es wird bisweilen die 
Auffassung vertreten, dass dies sogar 
die ganz wesentlichen Vorteile der 
Einführung erneuerbarer Energien 
seien. 
Aber es ist andererseits nicht so, 
dass heutige konkrete Risiken immer 
akzeptabel sind, nur weil man auf die 
Vermeidung zukünftig erwarteter 
Verluste verweist. Bezogen auf 
bestimmte heutige Risiken für den 
Naturschutz ist es grundsätzlich erfor-
derlich, diese mit den Vorteilen für den 
Umweltschutz, wie zum Beispiel die 
Regeneration des Klimas, konkret 
abzugleichen.
YASUSHI MARUYAMA
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Soziologie an der Universität Nagoya 
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5.  FÜR DIE REALISIERUNG  
DES WOHLSTANDS  
DER GESELLSCHAFT
Bei der mit der Standortwahl für erneuerbare Energien verbundenen Konsens-
bildung ist die Diskussion über negative Auswirkungen unerlässlich. Allerdings führt 
allein die Diskussion um die Akzeptanz nicht zwangsläufig zu einer, alle zufrieden-
stellenden Lösung.
Natürlich unterscheiden sich die Erwartungen auch je nach Region stark. Sicher-
lich gibt es Regionen, in denen sich die Zustimmung eher gewinnen lässt, wenn es 
heißt, es handele sich um eine Maßnahme gegen den Klimawandel oder eben nicht 
um Atomkraft. Auch gibt es bestimmt Regionen, in denen eher mit wirtschaftlichen 
Effekten im engeren Sinne gepunktet werden kann. Möglicherweise gibt es sogar 
Regionen, die auf eine regionale Industrialisierung setzen, was auch industrielle 
Cluster der erneuerbaren Energien miteinschließt. Aber auch, wenn im engeren 
Sinne positive wirtschaftliche Effekte erwartet werden, gibt es unterschiedliche 
Verfahren und Methoden der Planung und Umsetzung. Mit Sicherheit gibt es auch 
Regionen, die sich durchaus im positiven Sinne die Erhaltung ihres Status Quos 
wünschen. Auch gibt es im weiteren Sinne sicherlich immer die Hoffnung auf gute 
Nebeneffekte für die künftigen Generationen.
Der technologisch und regional gestreute Einsatz ist eines der besonderen Merk-
male der erneuerbaren Energien. Daher sind auch eine Nutzung entsprechend den 
unterschiedlichen Voraussetzungen in den Regionen sowie eine Nutzung, die zur 
Lösung regionaler Probleme beiträgt, möglich. In diesem Sinne kann es als ein 
Ergebnis der Konsensbildung zu einer Vermeidung von Schäden kommen. Allerdings 
sollte das Augenmerk nicht nur auf die Problemlösung im lokalen Bereich gelegt 
werden, auch die Realisierung des Wohlstands der Gesellschaft durch die Lösung 
der Energie- und Klimaprobleme muss im Blick bleiben. 
Anmerkung der Redaktion K19:  
Die Übersetzung in das Deutsche wurde vom Autor freigegeben. Der Titel des deutschen Artikels  
weicht vom Titel des Originals ab. Übersetzung aus dem Japanischen von Webalingua.
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Unsere Mission ist der Technologietransfer,“ beschreibt Prof. Dr. Frithjof Staiß den Auftrag des Zentrums für Sonnenenergie- und Wasserstoff- Forschung Baden-Württemberg (ZSW). Beim Interview in Stuttgart ging es speziell um Solar- 
und Windenergie. Wie lässt sich der Wirkungsgrad von Dünn-
schicht-Solarzellen verbessern? Was untersucht das ZSW auf 
seinem Windtestfeld auf der Schwäbischen Alb? Diese und 
andere Fragen erörterte Michael Krieger, Geschäftsführer des 
KNE, im Gespräch mit Prof. Dr. Frithjof Staiß und Maike Schmidt 
vom ZSW. 
Dienstagnachmittag. Für die Jahreszeit ist das Wetter unge-
wöhnlich warm. Am Himmel ist keine Wolke zu sehen. Die Sonne 
strahlt mit vielen Gesichtern um die Wette. Wir sind in Vaihingen, 
einem Ortsteil von Stuttgart. Der Kreisel hat fünf Ausfahrten und 
eine sechste, eher privat anmutende Zufahrt. Ein schwarzes, 
fünfstöckiges Gebäude baut sich vor uns auf. Die Gebäude rings 
herum sind ebenfalls neu und modern, allerdings alle weiß. 
Bis zur wohl größten Baustelle Deutschlands am Stuttgarter 
Hauptbahnhof sind es rund elf Kilometer, etwa genauso viel wie 
zum Flughafen.
Jetzt, am frühen Nachmittag, strahlt die Sonne die Eingangs-
fassade an. Was man kaum erkennt: das Gebäude produziert 
dadurch Strom. Die Fassadenteile zwischen den Fenstern sind 
keine schlichten schwarzen Platten, sondern Photovoltaikmo-
dule der am ZSW entwickelten Technologie. Sie sind erst auf den 
zweiten Blick zu erkennen. Rings um das Gebäude sind auf den 
drei, im Laufe des Tages sonnenbeschienenen Seiten Module 
Das ZSW forscht 
























angebracht. Morgens auf südöstlicher Seite geht es los, mittags 
über die Südseite bis zum späten Nachmittag hin auf die nord-
westliche Seite. Produzieren die im Tagesverlauf verschatteten 
Module nur wenig Strom, springt quasi die nächste Fassade ein. 
So ergibt sich über den Tag, das heißt, über die klassischen Büro-
zeiten hinweg, ein recht stetiger Fluss frisch produzierten Stroms.
Das markante Gebäude an der Meitnerstraße ist mit mo- 
dernster Technik ausgestattet: Neben der Nutzung von Sonnen- 
energie wird die Innentemperatur über eine Betonkernaktivie-
rung gesteuert. In den Decken des Gebäudes sind Wasserrohre 
eingelassen, die wahlweise Wärme oder Kälte an den Beton 
abgeben. Um das Gebäude herum sind knapp drei Dutzend 
99 Meter tiefe Erdsonden eingesetzt, die geothermische Energie 






hat eine Fläche 
von 256 m² und 
eine Systemleis-
tung von 29 kWp.
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Gebäudes bereitstellen. Damit wird etwa die Hälfte der gesamten 
Wärme-/Kälteversorgung des Instituts regenerativ erzeugt.
Das schwarze Gebäude mit den Photovoltaikpaneelen ist der 
neue Hauptsitz des Zentrums für Sonnenenergie- und Wasser-
stoff-Forschung Baden-Württemberg, kurz: ZSW. Es wurde 1988 
als gemeinnützige Stiftung bürgerlichen Rechts gegründet, unter 
anderem auf Initiative des damaligen Ministerpräsidenten Lothar 
Späth. Neben dem Land Baden-Württemberg sind weitere 
Forschungseinrichtungen und Unternehmen gemeinsam Stifter 
des ZSW. Die Finanzierung setzt sich aus einer institutionellen 
Förderung des Landes Baden-Württemberg sowie aus staatli-
chen Forschungsprogrammen und Industriebeauftragungen 
zusammen. Das ZSW forscht und entwickelt in den Bereichen 
erneuerbare Energien, Energieeffizienz, Energiewandlung und 
Energiespeicherung, immer auch mit dem Fokus auf die Praxis 
und die Umsetzung der Entwicklungen im industriellen Maßstab. 
 Am Instituts-











rende tätig. Der 
jährliche Umsatz 
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BEI DER FORSCHUNG DIE PRAXIS  
IM BLICK BEHALTEN
Ein besonderes Anliegen des ZSW ist es, den Wirkungsgrad von 
Dünnschicht-Solarzellen aus Kupfer, Indium, Gallium und Selen 
(kurz: CIGS) weiter zu verbessern. Dieses Material weist von allen 
Dünnschicht-Solarzellen den höchsten elektrischen Wirkungs-
grad auf und bietet zudem erhebliche Kostensenkungspoten-
ziale für Solarstrom. Die Oberflächen der resultierenden Photo-
voltaikmodule sind homogen schwarz, können aber auch farbig 
produziert werden. Das ZSW erringt immer wieder den Weltre-
kord am Wirkungsgrad. Derzeit liegt dieser bei 23,35 Prozent 
(Stand März 2019), allerdings nicht vom ZSW, sondern von japani-
schen Wissenschaftlern aufgestellt. Prof. Dr. Frithjof Staiß, 
geschäftsführendes Vorstandsmitglied des ZSW, ist aber opti-
mistisch, dass es das ZSW 2019 schaffen wird, den Weltrekord 
nach Deutschland zurückzuholen. Seiner Aussage zufolge liegt 
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das physikalische Wirkungsgradmaximum von Einfachsolarzellen 
bei etwa 30 Prozent.
Das ZSW testet Photovoltaik-Laborprototypen, aber auch 
kommerzielle Module und Systeme im Labor im Hauptsitz in 
Stuttgart-Vaihingen sowie auf dem Solar-Testfeld Widderstall 
bei Merklingen auf der Schwäbischen Alb. Am Institutsstandort 
in Ulm wird Batterie- und Brennstoffzellenforschung be- 
trieben.
Seit einigen Jahren ist das ZSW auch im Bereich der Wind-
energieforschung unterwegs. Am Stöttener Berg bei Geislingen 
an der Steige entsteht in Kooperation mit dem Forschungs-
cluster WindForS ein Windtestfeld mit vier Windmessmasten 
und zwei 750-Kilowatt-Windenergieanlagen – das weltweit erste 
in bergig-komplexem Gelände. Dort ist der Betrieb von Wind-
energieanlagen schwieriger, da die Anlagen mit starken Turbu-
lenzen konfrontiert werden. Die Anlagen sollen nach der Geneh-
migung im Frühjahr 2020 errichtet werden. Das Testfeld soll für 
unterschiedliche technologische Komponenten zur Weiterent-
wicklung und Erprobung zum Einsatz kommen. Zum Beispiel 
können die Rotorblätter ausgetauscht und neue Formen getestet 
werden. Hierbei geht es insbesondere auch um die Lärmreduk-
tion. Außerdem soll eine neuartige Betriebsführung für die 
Anlagen entwickelt werden, mit der die Anlagen intelligent und 
präziser als bislang auf sich ändernde Windverhältnisse 
reagieren können. Dazu werden parallel Vogel- und Fledermaus-
erkennungssysteme erprobt und zum Teil auch neu ent- 
wickelt. Ziel ist es, sich nähernde Vögel wie den Rotmilan zu 
detektieren, zu erkennen und bei Kollisionsgefahr entspre-
chende Maßnahmen einzuleiten. Diese können bis zur Abschal-
tung der Anlage gehen, um eine Kollision mit dem Beutegreifer 
zu vermeiden.
Die ökologische Begleitforschung wird vom Bundesministe-
rium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit gemeinsam 
mit dem Bundesamt für Naturschutz finanziert. Das KNE berät 
















und zum Teil 
auch neu 
entwickelt.
b Eh aup t uNg EN DuRch w Is sEN ER sE t zEN  
|
  189
Betrieb des Testfeldes wird von Maike Schmidt koordiniert. Sie ist 
seit 2014 Leiterin des Fachgebiets Systemanalyse am ZSW, koor-
diniert. Bei dem Besuch in Stuttgart wollen wir uns vor allem 
über die Solar- und Windenergie unterhalten. Die mindestens 
ebenso spannenden Themen des ZSW zu Batterien für die Elekt-
romobilität und stationäre Anwendungen sowie Wasserstoff und 
Brennstoffzellen sollen einem weiteren Besuch am ZSW in Ulm 
vorbehalten bleiben. Wir treffen im vierten Stock Frithjof Staiß 
und Maike Schmidt zum Interview. Das Gespräch für K19 führte 
KNE-Geschäftsführer Michael Krieger.
DAS INTERVIEW
Guten Tag, Professor Staiß und Frau Schmidt.  
Welche Mission verfolgt das ZSW mit seiner Arbeit?
FRITHJOF STAIS: Unsere Mission ist der Technologietransfer. 
Wir werden zum Beispiel von der Industrie damit beauftragt, 
Materialien und Produktionsverfahren für Solarmodule oder 
auch für Batterien für Elektroautos zu entwickeln, die im indust-
riellen Maßstab einsetzbar sein sollen. Die Materialforschung im 
ZSW erfolgt deswegen nie zum Selbstzweck, sondern immer mit 
Blick auf eine konkrete Anwendung.
Professor Staiß, welche Menge an CIGS-Material ist not- 
wendig, um ein Einfamilienhaus mit Strom zu versorgen?
STAIS: Mit gerade einmal gut 750 Gramm – oder anders gesagt 
vier Kilowatt Leistung der Module – können Sie ein Einfamilien-
haus über einen Zeitraum von dreißig Jahren verlässlich mit 
Strom versorgen. Die aktive Schicht unserer Dünnschicht- 
Module ist nur zweitausendstel Millimeter dick und wird auf Glas 
aufgebracht oder im sogenannten „Rolle zu Rolle“-Verfahren auf 
Kunststoff- oder Metallfolien. Die Entwicklung findet am ZSW in 
Durchlaufanlagen statt. So wird gewährleistet, dass alle Neue-
rungen auch industriell umgesetzt werden können.
„Unsere  
Mission ist der 
Technologie-
transfer.“ 
– Prof. Frithjof 
Staiß
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Das ZSW hält auch immer wieder den Weltrekord, wenn es 
um den Wirkungsgrad von Dünnschicht-Solarzellen geht. 
Geht es dem ZSW dabei neben dem Image-Gewinn als Teil 
der Spitzenforschung auch noch um andere Anliegen?
STAIS: In diesem Jahr wollen wir den Weltrekord wieder nach 
Deutschland holen. Außerdem sind wir inzwischen bei soge-
nannten Tandem-Solarzellen, das heißt, Solarzellen mit mehreren 
übereinander liegenden aktiven Schichten, bei einem Wirkungs-
grad von etwa 25 Prozent angekommen. Die Weltrekorde sollen 
neben dem Image-Gewinn auch zeigen, dass über den Wirkungs-
grad Fläche eingespart werden kann. Denn je höher der Wirkungs-
grad ist, desto weniger Fläche wird benötigt bzw. bei gleich-
bleibender Fläche erhöht sich der Stromertrag. Außerdem sinkt 
bei höheren Wirkungsgraden der Materialeinsatz sowohl in der 
Produktion der Photovoltaik-Module als auch bei Tragestrukturen, 
Kabeln usw. für die Anlagen auf Gebäuden oder Freiflächen. 
Dies dient der weiteren Kostensenkung von Solarstrom.
 Mit der 
Dünnschichttech-







die Luft- und 
Raumfahrt sowie 
die Integration von 
Solarzellen in 
Gebäude (wie  
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Neben den Glasmodulen entwi-
ckelt das ZSW auch die Folientech-
nologie weiter. Was hat es damit 
auf sich?
STAIS: Die Folientechnologie ist vor 
allem dort ein Vorteil, wo es darum 
geht, besonders leicht zu bauen. Heute 
wird zum Beispiel bei Industriehallen 
stark auf Leichtbauweise gesetzt. 
Diese Dächer können aber die klassi-
schen Glasmodule aufgrund des doch 
beträchtlichen Gewichts nicht immer 
großflächig tragen. Auch für die solare 
Nutzbarmachung von Gebäude-Fas-
saden können Folien eine wichtige 
Rolle spielen und schließlich auch in 
der Mobilität.
Sie arbeiten auch immer mit 
Anwendern aus der Industrie 
zusammen. Wie sieht diese 
Zusammenarbeit aus und 
gefährdet diese Zusammenarbeit 
die Unabhängigkeit der Forschung 
am ZSW?
STAIS: Durch die Zusammenarbeit 
mit Unternehmen haben wir eine gute 
Verbindung von der Forschung in die 
Praxis. Denn darum geht es uns: dass 
unsere Entwicklungen tatsächlich zur 
Anwendung kommen. Außerdem bie- 
ten wir unseren Partnern eine Quali-
tätskontrolle ihrer Produkte an. 
Die Einnahmen, die wir aus solchen 
Kooperationen erzielen (insbesondere 
FRITHJOF STAISS
Prof. Dr. Frithjof Staiß studierte 
Wirtschaftsingenieurwesen an der 
Technischen Universität Darmstadt 
und promovierte 1998 über die 
Integration von Windenergieanlagen 
in Kraftwerkssysteme. Bereits 1989 
stieg er beim ZSW als wissenschaft-
licher Mitarbeiter ein und übernahm 
1992 die Leitung des Fachgebiets 
Systemanalyse. Seit 2007 ist er 
geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
am ZSW. Prof. Dr. Frithjof Staiß ist 
zudem Mitglied der vom Bundeskabi-
nett im Jahr 2011 eingerichteten 
Experten-Kommission „Energie der 
Zukunft“, die regelmäßig die Monito-
ringberichte der Bundesregierung  
zum Fortschritt der Energiewende 
kommentiert und Empfehlungen  
zum weiteren Vorgehen ausspricht.  
Er ist Mitglied des KNE-Beirates.
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Lizenzeinnahmen), investieren wir in unsere Forschung. Trotz 
unserer Zusammenarbeit mit Unternehmen ist das ZSW unab-
hängig. Dazu sind wir als gemeinnützige Einrichtung auch 
verpflichtet.
Was bearbeitet das ZSW im Bereich der Qualitäts-
sicherung von Solarmodulen?
STAIS: Stellen Sie sich vor, dass zu Ihrem Haus eine Lieferung 
von Photovoltaik-Modulen kommt, die auf Ihrem Dach montiert 
werden sollen. Der Spediteur lädt den Lastwagen ab und stellt 
die Palette aus Versehen nicht ebenerdig ab, sondern auf einer 
Kante am Bürgersteig. Die Module können sich dabei minimal 
verziehen und Mikrorisse bekommen. Mit dem bloßen Auge 
können Sie keinen Schaden feststellen, wundern sich dann aber, 
warum die Module nicht perfekt funktionieren, wenn sie auf dem 
Dach montiert sind. Mit unseren Prüfeinrichtungen können wir 
solchen Fehlern auf die Spur kommen. Am ZSW geht es aber 
weniger um das Einfamilienhaus, sondern vielmehr um Ertrags-
einbußen in Großanlagen, wo es teilweise um Schadenersatz in 
Millionenhöhe gehen kann. Wir werden dann häufig als neutraler 
Gutachter angefragt. Die Erkenntnisse, die wir in solchen 
Gutachten gewinnen, fließen wiederum in unsere Forschung ein. 
Frau Schmidt, wie kam es dazu, dass das ZSW  
ein Testfeld für Windenergie umsetzt?
MAIKE SCHMIDT: Das ZSW ist schon seit geraumer Zeit in der 
Forschung rund um die Windenergie tätig. Der Entscheidungs-
prozess zum Wind-Testfeld ist aber durchaus ein längerer 
gewesen. Strategisch hinterfragen wir uns als Institut immer 
wieder, ob wir mit unseren Arbeiten einen wichtigen Beitrag zum 
technologischen Fortschritt leisten können. Wir sehen hier ganz 
klar, dass Windenergie zusammen mit der Photovoltaik die 
entscheidende erneuerbare Energieform für die globale Energie-
wende ist. Im Zusammenschluss einer ganzen Reihe von Institu-
tionen – zum Beispiel der Universität Stuttgart und der 
„Die Materialfor-
schung im ZSW 
erfolgt nie zum 
Selbstzweck, 
sondern immer 
mit Blick auf eine 
konkrete 
Anwendung.“ 
– Prof. Frithjof 
Staiß
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TU München – im WindForS-Verbund fiel dann die Entscheidung, 
dass wir als ZSW das Testfeld umsetzen sollen, da wir bereits 
umfangreiche Erfahrungen mit dem Aufbau und Betrieb von 
Testfeldern und Praxislaboren besaßen. 
Was werden Sie in diesem Rahmen untersuchen?
SCHMIDT: Es gibt weltweit zwar einige Windtestfelder, aber 
bisher kein einziges in sogenanntem bergig-komplexen Gelände. 
Hintergrund ist, dass der Weltmarkt für Windenergieanlagen 
zunehmend auch solche Standorte erschließt, die wegen anderer 
Strömungsbedingungen, sich schnell ändernder Windrichtungen 
und zum Teil starker Turbulenzen andere Anforderungen an die 
Komponenten, die Materialien und das Regelungssystem der 
Anlagen stellen. So sind bei einzelnen kommerziellen Windparks 
in derartigem Gelände bereits Schäden wie zerstörte Rotor-
blätter aufgetreten. Ziel muss es aber sein, dass Windenergiean-
lagen an allen Standorten über die gesamte Betriebsdauer zuver-
lässig und mit der notwendigen Sicherheit betrieben werden 
können. Dafür wollen wir mit dem Testfeld einen Beitrag leisten 
und es freut uns, dass seitens der Wissenschaft, aber auch von 
Unternehmen daran international ein großes Interesse besteht.
Auf unserem Windtestfeld auf der Schwäbischen Alb sollen 
zwei 100 Meter hohe Windenergieanlagen mit jeweils 750 Kilo-
watt Leistung gebaut werden sowie vier Windmessmasten, von 
denen zwei vor und zwei hinter den Anlagen stehen. Zwei Wind-
messmasten wurden bereits installiert und liefern wertvolle 
meteorologische Daten, schon bevor die zwei Windenergiean-
lagen gebaut werden. Die Auswertung dieser Daten verspricht 
nach Inbetriebnahme der Anlagen sehr viele neue Erkenntnisse 
zum komplexen Zusammenspiel des meteorologischen Umfelds 
der Anlagen und ihrer Performance. Der Vergleich mit den aktuell 
erfassten Messdaten vor der Errichtung der Anlagen bietet 
darüber hinaus erstmals die Möglichkeit, die Interaktion der 
Windenergieanlagen mit ihrer Umgebung (Energieaustausch, 
Strömungsänderungen usw.) über einen Vorher-Nachher-Vergleich 
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zu erfassen. Neben den meteorologischen Daten wird noch eine 
Vielzahl weiterer Daten erfasst: Die Anlagen werden vom Funda-
ment bis zu den Rotorblättern mit Mess-Sensorik ausgestattet, 
die für die technische Optimierung herangezogen werden soll. 
Dies ist möglich, weil die Wissenschaftler freien Zugriff auf die 
Regelungstechnik und die Konstruktionsdaten der Anlagen 
haben und somit das Anlagenverhalten dynamisch im Zeitverlauf 
erfasst, mit den parallel aufgezeich-
neten Messdaten verknüpft, analysiert 
und optimiert werden kann. Im Fokus 
stehen technologische Verbesse-
rungen etwa für die Bauweise von 
Rotoren, damit diese künftig leichter, 
leiser und leistungsstärker werden. 
Technische Verbesserungen werden 
dann vorzugsweise nur an einer Anlage 
vorgenommen, um den Vergleich mit 
der nicht veränderten Anlage ziehen 
zu können.
Welche Ziele verfolgt die öko- 
logische Begleitforschung?
STAIS: Von Anfang an und auch unter 
Einbeziehung des KNE haben wir die 
ökologische Begleitforschung aufge-
setzt. Damit wollen wir einen Beitrag 
leisten, den Konflikt zwischen Klima-
schutz und Naturschutz aufzulösen, 
der bei der Nutzung der Windenergie 
vor Ort oftmals eine große Rolle spielt. 
Hier bestehen noch sehr viele Wissens-
lücken, die zu Unsicherheit führen und 
Behauptungen erzeugen, die nicht 
fundiert sind. Man könnte deshalb 
auch sagen, dass eines unserer Ziele 
MAIKE SCHMIDT
Maike Schmidt ist Wirtschaftsinge-
nieurin und studierte mit dem 
Schwerpunkt Energie- und Umwelt-
management an der Universität 
Flensburg. Sie ist seit dreizehn Jahren 
am ZSW tätig. Zu ihren Aufgaben 
zählen unter anderem die Entwicklung 
und die Evaluierung von Förderinstru-
menten für erneuerbare Energien.  
Sie bekleidet die Stellvertretung von 
Prof. Staiß im KNE-Beirat.
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mit dem Testfeld darin besteht, „Behauptungen durch Wissen“ zu 
ersetzen, um damit zu einer sachgerechteren Abwägung von 
Klimaschutz- und Naturschutzbelangen beizutragen. Denn an 
einem naturverträglichen Klimaschutz sollte allen gelegen sein. 
Dazu wollen wir unter anderem unterschiedliche Systeme der 
Vogel- und Fledermauserkennung testen und auch eigene entwi-
ckeln. Man muss dabei erwähnen, dass wir für diesen Standort 
ein klassisches Genehmigungsverfahren für die Anlagen durch-
laufen, obwohl der Standort wohl für einen kommerziellen 
Betrieb nicht geeignet wäre, denn es gibt definitiv Naturschutz-
konflikte, die auf dem heutigen Stand des Wissens und der 
Technik noch nicht behoben werden können. Durch die enge 
Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für Naturschutz, das sehr 
an den Forschungsergebnissen interessiert ist und die ökologi-
sche Begleitforschung finanziert, und durch die Besonderheit 
des Forschungstestfelds, die auch Stillstandszeiten der Anlagen 
in der Jungenaufzuchtphase der ansässigen Rotmilane ermög-
licht, können wir aber an diesem Standort voraussichtlich mit der 
Erteilung einer Genehmigung nach Bundesimmissionsschutzge-
setz (BImschG) rechnen. 
SCHMIDT: Maßnahmen zur Vermeidung von Kollisionen von 
Vögeln müssen dann aber auch durch uns umgesetzt werden. 
So werden etwa die Anlagen, solange keine Vogelerkennungs-
systeme angebracht sind, in der Zeit des Vogelzugs und in der 
Aufzuchtzeit stillstehen. Außerdem wollen wir fünf Rotmilan-
paare besendern, um die Flugaktivitäten vollständig zu erfassen. 
Durch sog. Batrecorder werden Fledermaus-Aktivitäten über die 
gesamte Anlagenhöhe aufgezeichnet und nicht nur wie üblich in 
Rotorhöhe. Über Wärmebildkameras können wir zudem einen 
Uhu bei seinen nächtlichen Jagden beobachten, sofern er sich 
innerhalb des Testfelds bewegt. 
STAIS: Durch die Erkenntnisse wollen wir auch Rückschlüsse für 
andere Standorte in ähnlichen Naturräumen gewinnen, um dann 
dort entsprechende Konflikte der Windenergienutzung mit 
Rotmilan, Uhu, Raubwürger und Co. aufzulösen. Von Anfang an 
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sind deshalb Vogelschutzwarten, Fledermausexperten und 
Gutachter mit ihren guten Ortskenntnissen eingebunden. Zudem 
wollen wir erforschen, wie sich die Lärmemissionen der Wind-
energieanlagen weiter reduzieren lassen – zum Beispiel durch 
entsprechende Rotorblattdesigns.
Wie lange soll das Testfeld betrieben werden?
SCHMIDT: Das Testfeld soll zunächst für zehn Jahre betrieben 
werden. Wir beabsichtigen aber eine Verlängerung um weitere 
zehn Jahre, um die Gesamtlebensdauer der Anlagen zu 
beforschen.
Wann wird man mit ersten Ergebnissen rechnen  
können?
SCHMIDT: In diesem Jahr werden wir bereits einige interessante 
Informationen aus dem Betrieb der Windmessmasten veröffent-
lichen können. Und sobald die Rotmilane besendert sind, können 
wir über deren Flugbewegungen Auskunft geben. Wenn die 
Windenergieanlagen stehen, können wir weitere Erkenntnisse 
sammeln und zur Verfügung stellen. 
Treffen Sie auf Bedenken von Anwohnerinnen und 
Anwohnern, und wie binden Sie örtliche Naturschutz-
organisationen ein?
STAIS: Von Seite der Behörden haben wir alle Unterstützung, 
die für die Umsetzung des Testfeldes notwendig ist. Vor Ort 
haben wir ebenfalls eine breite Unterstützung, wohl auch 
deshalb, weil wir berechtigte kritische Nachfragen ernst nehmen 
und darauf intensiv eingehen. Ein nahegelegener kleiner Flug-
platz befürchtet beispielsweise Nachteile für Sportflieger, weil 
der Anflug etwas schwieriger wird, obwohl die Windenergie-
anlagen und Messmasten alle geforderten Abstände einhalten. 
Deswegen wollen wir auch testen, welche Auswirkungen ein 
naher Flugzeuganflug auf das Testfeld haben könnte und wie sich 
die Nachlaufschleppen der Windenergieanlagen (bei großen Anlagen 
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können diese teilweise mehrere Kilometer betragen) auf Klein-
flugzeuge auswirken.
SCHMIDT: Wir haben uns bei allen betroffenen Gemeinden und 
Bürgermeistern vorgestellt. Auch die Bevölkerung wird detailliert 
informiert. Leichter fällt es uns sicherlich auch dadurch, dass wir 
mit dem Testfeld kein kommerzielles Interesse verfolgen.
STAIS: Direkt neben dem Testfeld betreiben Mitglieder der 
Umweltorganisation NaturFreunde Deutschlands ein Haus. 
Wir haben gleich zu Beginn mit ihnen gesprochen und binden sie 
mit ein. Zum Beispiel wird dort auch ein Vogelerkennungssystem 
aufgestellt. Das Naturfreundehaus beschäftigt sich in seinem 
Programm auch mit dem Windtestfeld und wir bieten gemeinsam 
Besucherinnen und Besuchern Informationen darüber an.
 
Professor Staiß, Frau Schmidt, 
vielen Dank für das Gespräch! 
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Meer 
Strom?
Perspektiven der Nutzung  
von Strömungsenergie
VON Jonas Heid




Meeresströmungen bieten eine energiereiche, konstante und von menschlichen 
Siedlungen weit abgelegene Energie-
quelle. Dennoch findet die Meeres-
strömungsenergie bis heute keine 
kommerzielle Anwendung. Grund 
dafür sind die Natur-, die Umwelt- und 
die Klimaschutzprobleme, die sich aus 
der Umsetzung großflächiger Meeres-
strömungsanlagen ergeben 
könnten. Neben den 
Gefahren für Meeres-
lebewesen durch 








energie die Ströme 
abschwächen könnten –  
und so eine globale Klimaver-
änderung einläutet. 
Aus Szenarien für das Jahr 2050 
des ForschungsVerbunds Erneuerbare 
Energien (FVEE) geht hervor, dass  
die Meeresenergien nach derzeitiger 
Entwicklung nur einen winzigen 
Bruchteil der benötigten globalen 
Energieversorgung von 45.000 
Terrawattstunden pro Jahr (TWh/a)  
im Jahr 2050 darstellen werden  
(FVEE 2018, S. 49). Um diesen Bedarf 
abzudecken, wird sich die Energie-
wende jeder möglichen Quelle 
bedienen müssen. Dieser Artikel 
befasst sich mit der Frage, weshalb, 















(CORDIS) zufolge, plant die Meeres-
energieindustrie, in Europa bis 2050 
mit einer Kapazität von 100 Gigawatt 
����: 
Meeresenergien 
werden nur einen 
Bruchteil der  
benötigten Energie 
darstellen.
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(GW) zirka zehn Prozent der Gesamt-
nachfrage an Strom durch Meeres-
energie zu decken (CORDIS 2018).  
Der Begriff „Meeresenergie“  
umfasst allerdings verschiedene  
Formen erneuerbarer Energie  
der Meere. 
Am bekanntesten – und mit der 
bereits umfangreichsten Anwendung 
– ist die Wellenenergie. Auch in 
Deutschland wird sie beispielsweise 
im Rahmen des Wellenenergiepro-
jektes NEMOS vom Bundeswirt-
schaftsministerium mit 1,7 Millionen 
Euro gefördert (DKE 2018). Die Wellen-
energie entsteht aus der Wechselwir-
kung zwischen Wind und 
Meeresoberfläche (FVEE 2018, S. 19) 
und stellt somit eine Art sekundäre 
Windenergiequelle dar. Das techni-
sche Potenzial der Wellenenergie wird 
allein in Europa auf über 1.200 TWh/a 
geschätzt (ebd., S. 19).
Weniger verbreitet ist die Strö-
mungsenergie, welche sich wiederum 
in Gezeiten- und Meeresströmungs-
energie – auf die in diesem Artikel  
der Fokus gelegt wird – gliedert.  
Hier gehen Experten von lediglich  
150 TWh/a an technischem Potenzial 
in Europa aus (ebd.). Der Tidenhub  
der Gezeiten und die natürlichen 
Strömungen des Meeres können 
Turbinen unter der Meeresoberfläche 
Illustration einer Anlage zur Nutzung von Meeresströmungsenergie. Die in diesem Artikel beschriebenen Anlagen sind mit Seilen 
statt Säulen am Meeresboden verankert.
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Nicht nur die Wellen  
der Ozeane tragen  
Energie. Auch unter der  
Oberfläche bewegen  
sich massive Wasser- 
strömungen.









Anwendung. So sollen 
bis 2020 in Europa mehr als 
100 Megawatt (MW) an installierter 
Leistung aus der Gezeitenströmung 
gewonnen werden (ebd., S.19). Die 
Meeresströmungsenergie hingegen 
befindet sich trotz der Ähnlichkeit 
beider Technologien noch in der 
Forschungsphase. 
Neben den genannten kinetischen 
– bewegten – Energiequellen, gibt es 
im Ozean auch auf Ungleichgewicht 
beruhende Energiequellen. Diese 
ergeben sich aus thermischen oder 
chemischen Ungleichgewichten, wie 
beispielsweise dem Temperaturunter-
schied zwischen der Meeresober-
fläche und den tieferen Schichten, 
oder lokalisierten Ungleichgewichten 
der Salzkonzentration (VanZwieten et 
al. 2014). Hier unterscheidet sich auch 
die Meeresströmungsenergie von der 
Gezeitenenergie. Die Gezeitenströ-
mungen entstehen aus der Anzie-
hungskraft des Mondes und sind rein 
kinetisch. Die großen Meeresströ-






welches an einer 
Stelle aufgewärmt 
wird, bewegt sich 
dann als Strömung in 
kältere Regionen, und bringt 
so auch einen Effekt für das globale 
Klima mit sich. 
Die weitere Analyse der Meeres-
strömungsenergie geschieht im 
Folgenden anhand einer Studie des 
Mineral Management Service (MMS) 
zur möglichen Nutzung der in Europa 
bekanntesten Meeresströmung, des 
von den USA bis nach Europa 
reichenden Golfstroms, sowie Infor-
mationen aus der amerikanischen 
Forschungseinrichtung für Wind- und 
Meeresenergie: Tethys.
WENIG NEUES UNTER 
DER MEERESOBERFLÄCHE
Um die Energiewende auf naturver-
trägliche Weise zu fördern, wurde 
„Tethys“, benannt nach der griechi-
schen Meerestitanin, im Jahr 2009 von 
dem Pacific Northwest National 




energie befindet  
sich noch in 
der Forschungs- 
phase.
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PROJEKT �:  
MARINE ENERGY RESEARCH AND INNOVATION 
CENTRE (MERIC)
Das MERIC-Projekt wurde von DCNS Energies (heute: Naval Energies) 
und Enel Green Power mit Unterstützung des chilenischen Energie-
ministeriums ins Leben gerufen. Als Forschungs- und Entwicklungs-
zentrum betreibt MERIC eine „Validation Test Bench“-Anlage (Tethys 
2017b), an der diverse Forschungsprojekte zur Meeresenergie erprobt 
werden. Dazu betreibt MERIC einige Forschungsanlagen mit Leis-
tungen zwischen 0,001 bis 0,5 MW. Ziel des Projektes soll die techno-
logische, ökologische und sozio-ökonomische Erforschung von 
Meeresenergie sein. Die ermittelten Erkenntnisse sollen dazu 
beitragen, das globale Wissen über den sicheren Umgang mit der 
Meeresenergie zu fördern (ebd.). 
zu unterstützen. Tethys sammelt und 
verbreitet Forschungsergebnisse aus 
den Wind- und Wasserenergiesek-
toren, um diese miteinander zu 
verbinden und den Informationsaus-
tausch zwischen diesen Sektoren und 
der Gemeinschaft der erneuerbaren 
Energieakteure zu stärken (Tethys 
2017). 
Es gäbe gute Gründe, um die 
Meeresströmungsenergie zu fördern. 
Die zwei beträchtlichsten Vorteile der 
Meeresenergie gegenüber der Wind-
energie ergeben sich aus der Bere-
chenbarkeit und der möglicherweise 
höheren sozialen Akzeptanz. Weil 
Wasser 800-Fach dichter ist als Wind, 
reichen sehr kurze Rotorblätter, um 
diese Energie, unsichtbar unter 
Wasser, zu fördern (Buchsbaum 2018). 
Dennoch listet Tethys insgesamt nur 
19 Beiträge zur Meeresströmungs-
energie auf ihrer Internetseite auf. 
Dabei handelt es sich um 17 Artikel 
und Beiträge aus der Forschung und 
Entwicklung und nur zwei Beispiele 
von laufenden Pilotprojekten.  
Im Folgenden werden die beiden 
laufenden Forschungsprojekte kurz 
vorgestellt. 
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PROJEKT �:  
IHI OCEAN CURRENT TURBINE
Ein Konsortium der „IHI Corporation, Toshiba Corporation, the Univer-
sity of Tokyo, and Mitsui Global Strategic Studies Institute“ (Tethys 
2017a) entwickelt derzeit gemeinsam ein „floating type“ (treibendes) 
Turbinensystem. Das Projekt befindet sich noch in der Planungsphase. 
Seit 2014 wird ein Zwei-Turbinen-System anhand einer einzigen Anlage 
mit einer Gesamtkapazität von 0,1 MW und jeweils 0,05 MW Leistung 
pro Turbine getestet. Die Turbinen drehen sich in entgegengesetzte 
Richtungen, um so das Drehmoment auszugleichen. Sie werden mit 
einem Anker am Meeresboden befestigt und treiben in 30 bis 50 Meter 
Tiefe auf etwa halber Strecke zwischen Meeresboden und Wasser-
oberfläche. (Tethys 2017a)
Dieses Projekt soll im Kuroshio Current, eine dem Florida Current 
ähnlichen Strömung an der Küste von Japan, angesiedelt werden. 
Diese ist bis zu 100 Kilometer breit, und bietet so genug Raum für die 
Installation der Turbinensysteme (ebd. 2014). Die IHI Corporation 
rechnet mit einer Effizienz von 60 bis 70 Prozent der Energieumset-
zung, was gerade im Vergleich mit Solar (im Durchschnitt 10 Prozent) 
und Wind (30 bis 40 Prozent) beeindruckend wäre und trotz der nied-
rigen Stromgeschwindigkeiten Stromkosten von 19 Cent pro Kilowatt-
stunde ermöglichen soll. (Asanuma 2014)
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Es besteht  
die Gefahr, dass  
Jungtiere besonders 
bedrohter Walarten  
mit den Rotoren einer 
Meeresströmungsanlage  
kollidieren und  
schwer verletzt  
werden.
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MMS für das Innenministerium der 
Vereinigten Staaten aus dem Jahr 
2007 liefert eine umfangreiche 
Analyse der Vor- und Nachteile der 
Energiegewinnung aus dem Florida 
Current. Die Energiegewinnung aus 
der Strömung würde über Unterwas-
ser-Turbinen erfolgen, analog zu 
Windenergieanlagen, welche durch 
hydrodynamische anstatt aerodyna-
mische Strömungen bewegt werden 
(MMS 2007). In erster Linie wirft diese 
Studie aber Fragen über die Natur- 
und Umweltverträglichkeit der 
Meeresströmungsenergie auf. 
Die womöglich schwerwiegendste 
Auswirkung wäre eine zu große 
Reduktion der Energie und der 
Geschwindigkeit der Meeresströmung. 
Eine Verringerung der Energie könnte 
einen Einfluss auf die Temperatur des 
Wassers, die darin lebenden 
Mit weltweit nur zwei laufenden 
Pilotprojekten zur Meeresströmungs-
energiegewinnung wird deutlich, 
dass sich diese Technologie noch 
in den Kinderschuhen befindet. 
Dabei bewegt sich die technisch 
sehr ähnliche Gezeitenenergie 
stetig in Richtung kommerzieller 
Anwendung (Buchsbaum 2018). Beide 
Technologien beruhen auf Unterwas-
ser-Turbinen, angetrieben von durch 
die Turbinen strömendem Wasser. 
Weshalb also erreicht die Gezeiten-
energie von Jahr zu Jahr größere 
Akzeptanz und Anwendung, während 
die Meeresströmungsenergie seit 
Jahrzehnten brachliegt? Eine mögliche 
Antwort findet sich in den Nachteilen 




Die Energiegewinnung aus der 
Meeresströmung ist nur dort möglich, 
wo ein starker, stetiger Strom besteht. 
Auf dem äußeren Kontinentalsockel 
der Vereinigten Staaten von Amerika 
kommt dafür nur der Florida Current 
infrage, eine besonders energiereiche 
Strömung des Golfstroms auf dem 
äußeren Kontinentalsockel der 
Vereinigten Staaten. Eine Studie des 
Die Gezeiten-
energie hat eine 
größere Akzeptanz  
als die Meeres- 
strömungs- 
energie.
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Organismen und die lokalen Wetter-
bedingungen haben. Frühere Studien 
deuteten darauf hin, dass mittels 
Turbinen zirka 1.000 MW an kontinu-
ierlicher Energie geliefert werden 
könnten, wodurch dem Florida 
Current knapp vier Prozent seiner 
gesamten kinetischen Energie von 
25.000 MW entnommen würden. 
Größere Energiemengen dürften laut 
der Studie an dieser Stelle nicht 
gefördert werden, da darüber hinaus 
die Möglichkeit ernster Klimaverände-
rungen im Norden und Osten zu 
erwarten seien, insbesondere in 
Europa. Allerdings wissen wir heute, 
dass nicht nur die Turbinen dem 












(Dpa 2018). Über eine 
Veränderung der Tempe-
ratur durch den kalten Frisch-
wasserzufluss aus den schmelzenden 
Eiskappen wird auch die Stärke der 
Meeresströmungen negativ 
beeinflusst (Hays 2018). Diese Verän-
derungen zeichnen sich bereits jetzt, 
ohne energieschöpfende Kraftwerke, ab. 
Die Auswirkungen auf Fische und 
Meeressäugetiere sind bis heute nicht 
ausreichend ergründet (vgl. Fox et al. 
2017). Wie bei Windenergieanlagen 
mit Vögeln und Fledermäusen besteht 
bei Meeresströmungsanlagen die 
Gefahr einer Kollision mit der Meeres-
fauna. Rotorblätter von zehn Meter 
Länge könnten sich an den Spitzen 
bereits mit Geschwindigkeiten von bis 
zu 48 Kilometer pro Stunde bewegen 
– schnell genug, um auch größere 
Meeressäugetiere schwer zu verletzen 
oder sogar zu töten. Auch wenn die 
besonders bedrohten 
Walarten zu groß sind, 
um von der Kollision 







Gefahr für die 
Jungtiere (MMS 
2007).
  Dazu kommt die 
Störung von Organismen und 
Lebensräumen durch Geräusche aus 
der Installation und aus dem Betrieb 
der Anlagen. Weil sich Geräusche in 
Die Lärm­
belästigung ist  
unter Wasser  
deutlich schwer-
wiegender auf  
dem Land.
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dem dichteren Wasser (Buchsbaum 
2018) deutlich schneller verbreiten als 
in der Luft, haben sie auch eine 
größere Reichweite. Die mit dem Bau 
und dem Betrieb der Anlagen verbun-
dene Lärmbelästigung wäre unter 
Wasser deutlich schwerwiegender als 
die Lärmbelästigung einer vergleich-
baren Anlage an Land. Das daraus 
entstehende „auditory masking“ 
könnte dazu führen, dass Meereslebe-
wesen die Region meiden, was lang-
fristig Auswirkungen auf Jagd- und 
Brutstätten haben würde (MMS 2007).
Etwaige Gefahren durch Schadstoff-
immissionen wären dafür zunächst 
geringer als bei Anlagen an Land 
einzustufen, da flüssige Schadstoffe 
durch die Strömung schnell zu weit 
verbreitet und verdünnt wären, um 
Meereslebewesen zu schaden (ebd.). 
Auch bestünde keine vergleichbare 
Brand- oder Umsturzgefahr. 
Eine weitere in dieser Studie 
behandelte Gefahr für Meereslebe-
wesen stellen die für eine Meeres-
strömungsanlage notwendigen 
Leiter- und Verankerungskabel dar. 
Kleinere, agilere Fisch- und Delfinarten 
könnten voraussichtlich problemlos 
zwischen den großen Kabeln 
hindurchschwimmen – größere Arten 
allerdings, wie auch diverse unter 
Naturschutz stehende Walarten, 
könnten sich in den Kabeln verfangen. 
Daher müsste auf Minimal-Abstände 
zwischen den Turbinen geachtet 
werden, damit kein undurchdring-
liches „Netz“ aus Kabeln entsteht.  
Die Studie des Mineral Management 
Service geht davon aus, dass eine 
besondere Gefahr ab 37 Turbinen pro 
Quadratkilometer besteht (ebd.). 
Auch gibt es Grund zur Annahme, 
dass die aus den Stromkabeln 
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So hat eine Studie 
des US-amerikani-
schen Bureau of Ocean 
Energy Management (BOEM) 
aus dem Jahr 2018 einen direkten 
Einfluss elektromagnetischer Felder 
aus Unterwasserstromkabeln auf das 
Verhalten von Rochen nachgewiesen 
(BOEM 2018, S.119).
BILANZ
Aus diesen Bedenken ergeben sich 
erste Ansätze für eine Antwort auf  
die am Anfang gestellte Frage, warum 
noch keine größere Förderung der 
kinetischen Energie aus Meeresströ-
mungen stattfindet.
Auf den ersten Blick mag die 
Meeresströmung eine ideale erneuer-
bare Energiequelle darstellen. Wie ein 
konstanter Unter-Wasser-Windstrom 
erstreckt sich der Golfstrom über 
Tausende von Kilometern. Aufgrund 
der hohen Dichte von Wasser können 
die Rotoren von Meeresströmungsan-
lagen viel kleiner als bei Windrädern 
sein und müssten sich nicht annä-










des Landschaftsbildes und 
ohne menschenstörende Geräusche 
konstant Energie produzieren. Auch 
enthalten die großen Meeresströ-
mungen so viel Energie, dass ein 
Bruchteil davon ausreichen würde,  
um ganze Landstriche mit Energie zu 
versorgen. Da die technisch vergleich-
bare Energiegewinnung aus den 
Gezeiten bereits am Rande einer 
großflächigen kommerziellen Umset-
zung steht, mag es nur genauerer 
Studien zur natur- und umweltver-
träglichen Nutzung der Meeresströ-
mungsenergie bedürfen, bevor diese 
Form der Energiegewinnung auch 
Anwendung findet. 
Bei genauerer Betrachtung 
zeichnen sich aber mehrere Problem-
felder ab. Das technische Potenzial 
der Strömungsenergie stellt mit 
150 TWh/a einen verschwindend 
geringen Anteil der weltweit im Jahr 
2050 benötigten Energie von 45.000 
TWh/a dar. Dafür birgt diese Techno-
logie neben den Naturschutzbedenken 
Strömungs- 
energie stellt nur 
�,�� Prozent  
der im Jahr ����  
benötigten  
Energie dar.
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Der Einfluss  
elektromagnetischer  
Felder aus Unterwasser- 
stromkabeln auf das  
Verhalten von Rochen  
ist nachgewiesen.
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Die Platzierung  
von Anlagen in  
Strömungsgebieten,  
die einen großen Einfluss  
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durch eine Abschwächung der für das 
Klima so relevanten Meeresströ-
mungen signifikante Gefahren für das 
globale Klima (Dpa 2018). 
Auf der Naturschutzebene gibt es 
gute Gründe, um den Ausbau von 
Meeresströmungsanlagen mit Vorsicht 
anzugehen. Neue Studien zu den 
Fischbevölkerungen der Meere zeigen 
immer wieder beträchtliche Verringe-
rungen der bestehenden Popula-
tionen (Palomares et al. 2018). Gerade 
die notwendige Platzierung der 
Anlagen in Strömungsgebieten, welche 
nachweislich einen großen Einfluss auf 
die Bewegung und die Ökosysteme 
vieler Meereslebewesen haben (Hays 
2017), ist aus Naturschutzper-
spektive problematisch. 
Durch die Anker-
kabel, die Rotoren 






ein Kraftwerk mit 
vielen Anlagen in 
unklarem Ausmaß die 
bereits bestehenden 
Probleme verstärken. 
Schwerwiegender noch wäre ein 
negativer Einfluss auf den Strom als 
Ganzes. Die Strömungen entstehen 
durch Bewegungen von warmem 
Wasser, welches beispielsweise durch 
die Sonne erwärmt wird (Asanuma 
2014). Der Zufluss von kaltem Wasser 
durch die schmelzenden Eisschilde 
wirkt sich bereits jetzt negativ auf die 
Strömungsstärke aus. Eine zu große 
Änderung der Strömungsstärke 
könnte rückkoppelnd zum Klima-
wandel beitragen. Gerade in Europa, 
mit seiner hohen Wetterabhängigkeit 
vom Golfstrom, würden gravierende 
Veränderungen der Strömung wort-
wörtlich zu spüren sein. Die Strö-
mung, mittels Unterwasserkraftwerke, 
zusätzlich zu entkräften birgt bislang 
nicht kalkulierbare Risiken. 












erweisen. Derzeit gibt 
es aber noch viel Grund 
zum Zweifeln, und diese Form 
der Energiegewinnung bleibt vorerst 
eine nur kleine Strömung der Energie-
wende.  
Eine zu  
große Änderung  
der Strömungsstärke  
könnte rückkoppelnd  
zum Klimawandel  
beitragen.
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„ In der Konsequenz bedeutet das Klimaabkommen von Paris nichts  
weniger, als dass weltweit eine naturverträgliche Energiewende  
eingeleitet werden muss.“ – K19: NIEBERT, TSCHIMPKE, WEIGER 
 
Dieses buch handelt vom Naturschutz in der Energiewende,  
von hemm nissen und Innovationen, es berichtet aus Japan,  
aus den tiefen des meeres – und vom substratwechsel.
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